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I. Gesetze und Verordnungen

a) Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Nr. 136 

Haushaltsgesetz der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg für das 
Haushaltsjahr 2013 

Die 47. Synode der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg beschließt gern. 
Art. 90 Abs. 1 Nr. 11 KO das nachfolgende Haushaltsgesetz: 

§ 1
Feststellung des Haushaltsplanes (§ 22 KontHO) 

Der Haushaltsplan der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg wird für das 
Haushaltsjahr 2013 in Einnahme und Ausgabe auf 80.598.112 € fest
gestellt. 

§2

Haushaltsaufkommen 
(1) Mindereinnahmen aus dem Aufkommen an Landeskirchensteu
ern sind zunächst mit Mehreinnahmen im Haushaltsplan, Mehrein
nahmen aus dem Aufkommen an Landeskirchensteuern mit Minder
einnahmen im Haushaltsplan auszugleichen.
(2) Über die Verwendung der nach Absatz I nicht benötigten Mehr
einnahmen und Haushaltsersparnisse, die nicht gemäß § 13 KonfHO
in das nächste Haushaltsjahr übertragen werden, entscheidet der Ge
meinsame Kirchenausschuss nach vorheriger Beratung im Finanz
ausschuss.
(3) Zum Ausgleich eines beim Haushaltsabschluss entstehenden
Fehlbetrages können mit Genehmigung des Gemeinsamen Kirchen
ausschusses nach vorheriger Beratung im Finanzausschuss bis zu 
500.000 € aus der Ausgleichsrücklage entnommen werden. 

§3

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
( 1) Über und außerplanmäßige Ausgaben können vom Oberkir
chenrat unter Heranziehung der Haushaltsverstärkungsmittel abge
deckt werden. Hierüber ist dem Finanzausschuss beim Haushaltsab
schluss eine Übersicht vorzulegen.

(2) Über und außerplanmäßige Ausgaben, die nicht durch Haus
haltsverstärkungsmittel abgedeckt werden können, bedürfen, sofern
sie nicht durch Haushaltseinsparungen oder Haushaltsmehreinnah
men gedeckt werden können, der Zustimmung des Finanzausschus
ses.
(3) Über und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur veranlasst
werden, wenn über die Deckung entschieden ist.

§4

Kassenkredite (§ 15 KontHO) 
Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, im Bedarfsfall Kredite zur Auf
rechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft (Kassen
kredite) gern. § 15 Abs. 1 Ziff. 2 der KonfHO bis zur Höhe von 
250.000 € aufzunehmen. 
Soweit die Kassenkredite zurückgezahlt sind, kann die Ermächti
gung wiederholt in Anspruch genommen werden. 

§5 

Rücklagen(§§ 69 75 KonfHO) 
(1) Vorhandene Rücklagen und Rückstellungen sind Rücklagen
gern. § 69 KonfHO.

(2) Über die in Abschnitt VI der Ausführungsverordnung des Rates
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über das
Haushalts , Kassen und Rechnungswesen enthaltenen Bestimmun
gen über die Bildung von Rücklagen hinaus wird folgendes festge
legt:
1. Kirchensteuer Sonderrücklage:

Diese Rücklage ist entsprechend einer Empfehlung der Evange
lischen Kirche in Deutschland gebildet worden. Sie dient aus
schließlich dem Kirchensteuerausgleich (Clearing).

2. Landeskirchenfonds (enthalten in Nr. 6, Anlage 06):
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Der Landeskirchenfonds dient insbesondere der Bereitstellung 
von Darlehen an die Kirchengemeinden. Die Bewirtschaftung 
obliegt dem Oberkirchenrat. 

3. Bürgschaftssicherungsrücklage (enthalten in Nr. 2, Anlage 06):
Ihr Mindestbestand soll 10 v. H., ihr Höchstbestand 30 v. H. der
in § 8 genannten Höchstgrenze der Gesamtverpflichtung betra
gen.

4. Entsprechend der Konföderations Haushaltsordnung werden
nachfolgende Pflichtrücklagen geführt:

4.1 Personalkostenrücklage (§ 74 KonfHO) 
4.2 Ausgleichsrücklage(§ 71 KonfHO) (enthalten in Nr. 2, Anlage 

06) 
4.3 Betriebsmittelrücklage (§ 70 KontHO) (enthalten in Nr. 2, An

lage 06) 
4.4 Bauinstandsetzungsrücklage (§ 75 KonfHO) 
(3) Den Rücklagen sind mindestens die mit einem entsprechenden
Haushaltsvermerk versehenen Geldmittel zuzuführen. Daneben kä
men auch nicht benötigte Mehreinnahmen sowie die Haushaltser
sparnisse herangezogen werden.

§ 6
Verpflichtungsermächtigungen (§ 10 KonfHO) 

Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, mit Zustimmung des Kirchen
steuerbeirates Verpflichtungen zu Lasten der Ev. Luth. Kirche in 
Oldenburg in folgender Höhe einzugehen. 

Tabelle der Verpflichtungsermächtigungen 
HA-Stelle Zweck 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

5210 05120 Bauunterhaltung 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 
9220 07610 Bauzuschüsse 250.000 250.000 250.000 250.000 250.000 250.000 
Gesamt 290.000 290.000 290.000 290.000 290.000 290.000 

§7

Haushaltsvermerke(§§ 11 14 KonfHO) 
(1) Gegenseitige und einseitige Deckungsfähigkeit von Haushalts
stellen sind im Haushaltsplan in den Erläuterungen mit einem „D"
gekennzeichnet. Auf die Deckungsvermerke in der Spalte „Erläute
rungen" des Haushaltsplanes wird hingewiesen.

(2) Zweckgebundene Haushaltsstellen sind im Haushaltsplan in den
Erläuterungen mit einem „Z" gekennzeichnet. Wenn die Zweckbin
dung sich aus der Haushaltsstelle nicht ergibt, ist in der Spalte „Er
läuterungen" ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

(3) Haushaltsstellen, deren Restmittel für übertragbar erklärt wer
den, sind in den Erläuterungen mit einem „Ü" gekennzeichnet.

(4) Wenn in besonderen Ausnahmefällen vor einer Auszahlung von
Haushaltsmitteln weitere Prüfungen oder die vorherige Zustimmung
durch den Finanzausschuss und/oder andere erforderlich sind, sind
diese Haushaltsstellen in den Erläuterungen mit einem „S" gekenn
zeichnet.
(5) In Haushaltsabschnitten, die als sog. ,,Selbstabschließer·' be
zeichnet werden, sind die betreffenden Haushaltsstellen im Haus
haltsplan in den Erläuterungen mit einem „A" gekennzeichnet.

§ 7a
Budgetierung 

(1) Zur optimalen Bewirtschaftung und dezentralen Verantwortung
von Haushaltsmitteln wird der Oberkirchenrat ermächtigt Budgetie
rungsrichtlinien für Haushaltsansätze zu erlassen. Bis zum Inkraft
treten dieser Richtlinien gelten die nachfolgenden Regelungen.

(2) Die Haushaltsansätze innerhalb der Bausteine 0480 0485, 0580
0620, 1120, 1125 und 5220 sind gegenseitig deckungsfähig und
übertragbar. Mehreinnahmen innerhalb dieser Bausteine können für 
Mehrausgaben verwendet werden. Ausgenommen hiervon sind die 
Personalkostenansätze (HG 4). 

(3) Die Haushaltsansätze innerhalb der Regionalen Dienststellen
und der Zentralen Dienststelle (Kostenstelle 7600/7610) sind gegen
seitig deckungsfähig. Ausgenommen hiervon sind die Personalkos
tenansätze (HG 4).

(4) Die Haushaltsansätze der Personalkosten (HG 4) sind gegensei
tig deckungsfähig.



§8
Bürgschaften 

Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, mit Zustimmung des Gemein
samen Kirchenausschusses Bürgschaften zu Lasten der Ev. Luth. 
Kirche in Oldenburg bis zu einer Höhe von insgesamt 3.000.000 € 
zu übernehmen. 
Vorstehendes Haushaltsgesetz wurde von der Synode anläßlich ihrer 
Tagung am 17. November 2012 beschlossen. 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

J a n s s e n  
Bischof 

Nr. 137 

Kirchengesetz betreffend die Übernahme und Ausführung des 
Kirchengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in 

Deutschland (Pfarrdienstgesetz der EKD PIDG.EKD) sowie 
die Änderung des Kirchengesetzes über die Dienstverhältnisse 

der Mitglieder des Oberkirchenrates und der Beamten der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg, und das 

37. Gesetz zur Änderung der Kirchenordnung vom 17.11.2012 

Die 47. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
37. Gesetz zur Änderung der Kirchenordnung

Die Kirchenordnung wird wie folgt geändert: 
l. Art. 19 Abs. l Nr. 1 erhält folgende Fassung:

,,die Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Pfarrerinnen und Pfar
rer auf Probe, die mit der Verwaltung einer Pfarrstelle in der
Kirchengemeinde beauftragt sind, sowie deren Vertreterinnen
oder Vertreter."

2. Art. 19 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„Pfarrerinnen und Pfarrer, die Glieder der Gemeinde sind, ohne
in ihrem Dienst tätig zu sein, sowie Pfarrerinnen und Pfarrer auf
Probe, die nicht mit der Verwaltung einer Pfarrstelle in der Kir
chengemeinde beauftragt sind, nehmen mit beratender Stimme
an den Sitzungen teil, sofern nicht ein Kirchengesetz sie einem
anderen Gemeindekirchenrat zuordnet."

3. Art. 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
,,Den Vorsitz im Gemeindekirchenrat und die Verwaltungsge
schäfte der Kirchengemeinde führt das vom Gemeindekirchen
rat aus seiner Mitte jeweils für die Hälfte der Amtszeit der Kir
chenältesten gewählte Mitglied, das in der Regel eine Pfarrerin
oder ein Pfarrer, auch solche auf Probe, die oder der mit der Ver
waltung einer Pfarrstelle in der Kirchengemeinde beauftragt ist,
sein soll."

4. Art. 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Der Gemeindekirchenrat wählt aus seiner Mitte für dieselbe
Zeit die Stellvertretung. Wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer be
ziehungsweise eine Pfarrerin oder ein Pfarrer auf Probe, die
oder der mit der Verwaltung einer Pfarrstelle in der Kirchenge
meinde beauftragt ist, zur oder zum Vorsitzenden gewählt, so
soll die Stellvertreterin beziehungsweise der Stellvertreter eine
Kirchenälteste oder ein Kirchenältester sein und umgekehrt."

5. Art. 35 wie folgt gefasst:
„(1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer versieht das Amt nach den
Ordnungen der Kirche und ist darin nur an das Ordinationsge
lübde gebunden.
(2) Die Ordinierten sind durch die Ordination verpflichtet, das
anvertraute Amt im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in
der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis ihrer Kirche
bezeugt ist, rein zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung ge
mäß zu verwalten, ihren Dienst nach den Ordnungen ihrer Kir
che auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer Amts und Lebens
führung so zu verhalten, wie es einem Prediger oder einer Pre
digerin des Evangeliums geziemt und wie ein Diener oder eine
Dienerin des Herrn es vor dem Richterstuhl Jesu Christi zu ver
antworten sich getraut."

6. Art. 56 Abs. l lit. b) erhält folgende Fassung:
,,einem Drittel Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrerinnen und Pfar
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rer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer auf Probe, die mit der Ver
waltung einer Pfarrstelle beauftragt sind)." 

7. Art. 76 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Dieser hört zuvor die im Kirchenkreis tätigen Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer auf Probe, die mit der
Verwaltung einer Pfarrstelle beauftragt sind, sowie die Kirchen
ältesten, die dem Kreiskrchenrat angehören."

8. In Art. 141 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen.
9. Hinter Art. 141 Abs. 1 wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

,,(2) Die bestehenden reformierten Predigtstellen sollen von
Pfarrerinnen oder Pfarrern verwaltet werden, die nach refor
miertem Bekenntnis ordiniert wurden. Die Verwaltung der Pre
digtstellen setzt die Anerkennung der Kirchenordnung als ge
meinsamer Grundlage durch die Pfarrerin oder den Pfarrer, der
mit der Verwaltung beauftragt wird, voraus. Dies gilt insbeson
dere auch für Art. l Abs. 3, soweit das eigene Bekenntnis dies
zulässt."

10. Der bisherige Abs. 2 des Art. 141 wird gestrichen.

Artikel II 
Kirchengesetz betreffend die Übernahme und Ausführung des 

Kirchengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (Pfarrdienstgesetz der EKD PIDG.EKD) 

AG.PIDG.EKD 
Kapitel I 

Übernahmegesetz 
Das Kirchengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der Pfarre
rinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Pfarrdienstgesetz der EKD PfDG.EKD) vom 10. November 2010 
(ABI. S.) wird für die Evangelisch Lutherische Kirche in Oldenburg 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Kapitels II übernommen. 

Kapitel II 
Ausführungsgesetz 

§ 1 zu § 4 PfDG.EKD
Voraussetzungen und Verfahren der Ordination 

Abweichend von § 4 Abs. 4 PfDG.EKD erklären diejenigen, die or
diniert werden sollen, vor der Ordination: 
„Hiermit bestätige ich meine Bereitschaft, das anvertraute Amt im 
Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in Treue zu führen, das Evan
gelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben 
und im Bekenntnis unserer Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die Sa
kramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten, meinen Dienst nach 
den Ordnungen unserer Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und 
die seelsorgliche Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner 
Amts und Lebensführung so zu verhalten, wie es einem Prediger 
oder einer Predigerin des Evangeliums geziemt und wie ein Diener 
oder eine Dienerin des Herrn es vor dem Richterstuhl Jesu Christi zu 
verantworten sich getraut." 

§ 2 zu§ 27 PIDG.EKD
Übernahme von Religionsunterricht durch 

Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer 
Im Einzelfall können Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer 
die Erteilung von Religionsunterricht übernehmen. Mit dieser frei
willigen Übernahme gehört die Erteilung des Religionsunterrichts 
nicht zu ihrem Auftrag. Sie unterstehen jedoch insoweit der Dienst
und Lehraufsicht. Eine Dienstverpflichtung von Gemeindepfarrerin
nen und Gemeindepfarrern zur Erteilung von Religionsunterricht ist 
hingegen ausgeschlossen. Davon unabhängig können besondere 
Pfarrstellen zur Erteilung von Religionsunterricht eingerichtet wer
den. 

§ 3 zu § 28 PfDG.EKD
Dimissoriale 

(]) Amtshandlungen an Gliedern anderer Kirchengemeinden oder 
anderer Seelsorgebezirke darf die Pfarrerin oder der Pfarrer nur vor
nehmen, wenn sie oder er das Dimissoriale der zuständigen Pfarre
rin oder des zuständigen Pfarrers eingeholt hat. Wird dieses verwei
gert, entscheidet endgültig die Kreispfarrerin oder der Kreispfarrer 
der zuständigen Kirchengemeinde (Art. 40 KO). 
(2) Für Gottesdienste und Amtshandlungen im Bereich einer ande
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ren Kirchengemeinde oder eines anderen Seelsorgebezirkes bedarf 
es des vorherigen Dimissoriales der für diese Kirchengemeinde oder 
diesen Seelsorgebezirk zuständigen Pfarrerin oder des für diese Kir
chengemeinde oder diesen Seelsorgebezirk zuständigen Pfarrers. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, richten sich Rechte
und Pflichten unmittelbar nach§ 28 Abs. 3 PfDG.EKD.
(4) Der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer ist un
verzüglich über vollzogene Amtshandlungen in jedem Fall Mittei
lung zu machen; die erforderlichen Angaben zur Kirchenbucheintra
gung sind zuzuleiten.

§ 4 zu § 45 PIDG.EKD

Lehrpflichtverletzung

( 1) Die Lehrverpflichtung wird verletzt, wenn eine Pfarrerin oder ein
Pfarrer öffentlich durch Wort oder Schrift in ihrer oder seiner Ver
kündigung, Lehre oder gottesdienstlichem Handeln beharlich in
entscheidenden Punkten in Widerspruch zum Bekenntnis der Evan
gelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg (Art. 1 KO) tritt.
(2) Das Verfahren und die Rechtsfolgen bei Verletzung der Lehr
ptlicht regelt ein Kirchengesetz. 

§ 5 zu § 49 PIDG.EKD

Unterhalt 

Der Anspruch der Pfarrerinnen und Pfarrer auf angemessenen Un
terhalt wird unter anderem in folgenden Gesetzen geregelt: 
a) Besoldung und Versorgung im Kirchengesetz der Konföderation

evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Besoldung und
Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (Pfarrerbesoldungs und
versorgungsgesetz PfBVG);

b) Erstattung von Umzugskosten und Trennungsgeld im Kirchenge
setz der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
über Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld (Umzugskos
tengesetz);

c) Beihilfen in Krankheits , Pflege , Geburts und Todesfällen so
wie Schul und Kinderreisebeihilfen im Kirchengesetz der Kon
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Be
soldung und Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (Pfarrerbe
soldungs und versorgungsgesetz PfBVG);

d) Wegstreckenentschädigung im Kirchengesetz der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Gewährung von
Wegstreckenentschädigung bei Benutzung eines privateigenen
Kraftfahrzeuges für dienstliche Zwecke (Gemeinsames Wegstre
ckenentschädigungsgesetz WEG).

§ 6 zu § 53 PIDG.EKD

Erholungs- und Sonderurlaub 

Der Anspruch von Pfarrerinnen und Pfarrern auf Erholungs und 
Sonderurlaub ist in der Rechtsverordnung über den Erholungsurlaub 
und den Sonderurlaub für Pfarrer, Pastoren und Vikaren (Urlaubs
und Sonderurlaubsverordnung) geregelt. 

§ 7 zu § 54 Abs. 1 PIDG.EKD

Mutterschutz und Elternzeit

Auf Pfarrerinnen ist das für die Beamtinnen des Landes Niedersach
sen geltende Mutterschutzrecht entsprechend anzuwenden. Pfarre
rinnen und Pfarrern wird Elternzeit entsprechend der für die Beam
ten des Landes Niedersachsen geltenden Bestimmungen gewährt. Ist 
die Pfarrerin oder der Pfarrer in einer Kirchengemeinde tätig, soll 
diese über den Antrag auf Elternzeit unterrichtet werden. 

§ 8 zu § 56 PIDG.EKD

Beurteilungen 

Pfarrerinnen und Pfarrer können entsprechend dem für Kirchenbe
amte geltenden Recht beurteilt werden, wenn hierfür ein dienstliches 
oder persönliches Interesse besteht. 

§ 9 zu § 57 PIDG.EKD

Visitation 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet, sich zu
sammen mit der Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, 
visitieren zu lassen und an der Visitation mitzuwirken. Ihre Rechte 
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und Pflichten richten sich nach den für die Visitation geltenden 
Rechtsvorschriften. 

§ 10 zu § 62 PIDG.EKD

Einsichts- und Auskunftsrecht 

Das Recht auf Einsicht in die Ausbildungs und Prüfungsakten rich
tet sich nach den Verordnungen des Rates der Konföderation evan
gelischer Kirchen in Niedersachen über die Durchführung der Ers
ten theologischen und der Zweiten theologischen Prüfung. 

§ 11 zu §§ 63 67 PIDG.EKD

Nebentätigkeiten 

Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung wird § 6 Nr. 7 des Kirchen
gesetzes zur Übernahme und Ausführung des Kirchenbeamtengeset
zes der EKD ergänzend angewandt, sofern die §§ 63 bis 67 
PfDG.EKD keine abschließende Regelung enthalten. 

§ 12 zu §§ 68, 69, 71, 79 Abs. IV PIDG.EKD

(]) Nimmt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer nach Maßgabe der§§ 68, 
69 und 71 PfDG.EKD den Dienst in eingeschränktem Umfang wahr, 
ist dieser Teildienst durch einen Dienstauftrag auszufüllen. 
(2) Bei gemeindlichen Pfarrstellen legt der Gemeindekirchenrat im
Einvernehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Teildienst in ei
ner Dienstordnung Art und Umfang des Dienstauftrages fest. Die
Dienstordnung bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrates. Bei
landeskirchlichen Pfarrstellen und allgemeinkirchlichen Aufgaben
legt dieses der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit der Pfarrerin
oder dem Pfarrer im Teildienst fest.
(3) Zwei Pfarrerinnen und Pfrrern im Teildienst kann gemeinsam
eine Stelle übertragen werden. Sie sollen sich gegenseitig vertreten.
Ansonsten ist die Vertretung nach den allgemeinen Grundsätzen zu
regeln, wobei der Umfang des Teildienstes zu berücksichtigen ist.
(4) Die stimmberechtigte Mitgliedschaft im Gemeindekirchenrat ge
mäß Art. 19 Abs. I KO wechselt unter den Pfarrerinnen und Pfar
rern, denen gemeinsam eine Stelle übertragen wurde, jährlich in ei
ner vom Kreiskirchenrat festgelegten Reihenfolge. Die danach nicht
stimmberechtigte Pfarrerin oder der danach nicht stimmberechtigte
Pfarrer nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Ge
meindekirchenrates teil. Sie oder er ist stimmberechtigt, wenn das
stimmberechtigte Mitglied an der Teilnahme verhindert ist.
(5) Hat eine Kirchengemeinde durch Satzung eine gegliederte Ge
samtkirchengemeinde gebildet und ist nur eine Pfarrerin oder ein
Pfarrer im Teildienst in einem Bezirk tätig, so hat sie oder er in je
dem Fall im Bezirksausschuss das Stimmrecht.
(6) Wird gemäß§ 71 Abs. 2 PfDG.EKD der Umfang des zu leisten
den Teildienstes erhöht, darf dieser den Umfang eines regelmäßigen
Dienstes nicht überschreiten.

§ 13 zu § 81 PIDG.EKD

Regelmäßiger Stellenwechsel 

( 1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer einer kirchengemeindlichen Pfarr
stelle soll sich spätestens nach zehn Jahren um eine andere Pfarr
stelle außerhalb der bisherigen Kirchengemeinde bemühen.
(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer nach fünfzehn Jahren die Pfan
stelle noch nicht gewechselt, kann sie oder er versetzt werden. Ist. ie
oder er nicht versetzt worden, kann sie oder er nach Ablauf jeweils
eines weiteren Jahres versetzt werden.
(3) Die Pfanerin oder der Pfarrer und der Gemeindekirchenrat sind
vorher zu hören.
(4) Eine Versetzung ist ausgeschlossen, wenn die Pfarrerin oder der
Pfarrer das 57. Lebensjahr vollendet haben.

§ 14 zu § 87 PIDG.EKD

Hinausschieben des Ruhestandes 

(l) Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers ist abweichend zu §
87 PfDG.EKD der Eintritt in den Ruhestand um bis zu einem Jahr
hinauszuschieben, wenn dienstliche Interessen nicht entgegenste
hen. Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Eintritt in den
Ruhestand um längstens weitere zwei Jahre hinausgeschoben wer
den. Die Anträge sind jeweils spätestens sechs Monate vor dem Ein
tritt in den Ruhestand, bei Pfanerinnen und Pfanern im Schuldienst
spätestens bis zum Ende des Schulhalbjahres, das dem Schulhalbjahr
vorausgeht, in dem der Eintritt in den Ruhestand erfolgt, zu stellen.
(2) Wenn dienstliche Gründe die Fortfhrung der Dienstgeschäfte



durch eine bestimmte Pfarrerin oder einen bestimmten Pfarrer erfor
dern, so kann der Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers um bis zu drei Jahre hinausgeschoben 
werden. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Wochen verlangen, zum Schluss eines Kalendervier
teljahres, bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Schuldienst zum Ende ei
nes Schulhalbjahres, in den Ruhestand versetzt zu werden. 
(3) Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand darf insge
samt die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. Der Anspruch
nach Absatz l Satz I vermindert sich um den Zeitraum, um den der
Eintritt in den Ruhestand nach Absatz 2 hinausgeschoben wurde.

§ 15 zu § 105 PtDG.EKD
Rechtsweg, Vorverfahren

Erhebt die Pfarrerin oder der Pfarrer bei Rechtsstreitigkeiten aus 
dem Pfarrdienstverhältnis zunächst Beschwerde nach Art. 135 Abs. 
l der Kirchenordnung, ist der Rechtsweg erst nach Abschluss des
Beschwerdeverfahrens eröffnet. Die Beschwerde ist Widerspruch
im Sinne des § 105 PfDG.EKD.

§ 16 zu § 106 PtDG.EKD
Leistungsbescheid

Die Ev. Luth. Kirche in Oldenburg kann Ansprüche aus Pfarrdienst
verhältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen. 

§ 17 zu§ 107 PtDG.EKD
Beteiligung der Pfarrerschaft

Die Beteiligung der Pfarrerschaft richtet sich nach dem Kirchenge
setz über die Pfarrervertretung (Pfarrervertretungsgesetz PfVG) in 
der jeweils geltenden Fassung. 

§ 18
Regelungszuständigkeiten und besondere Verfahrensregeln 

(1) Zuständig als oberste Dienstbehörde im Sinne des PfDG.EKD ist
der Gemeinsame Kirchenausschuss. Im Übrigen ist der Oberkir
chenrat zuständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.
(2) Im Falle der Versetzung nach § 79 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4
PfDG.EKD und§ 83 PfDG.EKD soll diese nur dann erfolgen, wenn
der Pfarrerin oder dem Pfarrer Gelegenheit gegeben worden ist, sich
innerhalb von sechs Monaten um eine andere Pfarrstelle zu bewer
ben.
(3) Soll eine Pfarrerin oder ein Pfarrer aus einer kirchengemeindli
chen Pfarrstelle nach§ 79 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 PfDG.EKD und§ 83
PfDG.EKD versetzt werden, so sind sie oder er, der Gemeindekir
chenrat sowie die Kreispfarrerin oder der Kreispfarrer zu hören.

Art. III 
Änderung des Kirchengesetzes über die Dienstverhältnisse der 

Mitglieder des Oberkirchenrates und der Beamten der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 

1. § Sa des Kirchengesetzes über die Dienstverhältnisse der Mit
glieder des Oberkirchenrates und der Beamten der Ev. Luth. Kir
che in Oldenburg erhält folgende Fassung:
(1) die Berufung eines Theologen als hauptamtliches Mitglied

des Oberkirchenrates kann auch auf Zeit erfolgen.
(2) Die Berufung erfolgt auf Antrag, sofern die Voraussetzungen

für die Berufung in ein lebenslanges Dienstverhältnis nach
den gesetzlichen Regelungen zum Pfarrdienstrecht vorliegen,
in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit unter gleichzeiti
ger Übertragung des Amtes eines theologischen Mitglieds des
Oberkirchenrates für die Dauer von zehn Jahren. In Ausnah
mefällen ist die Berufung auch für einen kürzeren Zeitraum
möglich. Erneute Berufung ist zulässig. Das Grundverhältnis
bleibt hiervon unberührt.

(3) Liegen die Voraussetzungen für die Berufung in ein lebens
langes Dienstverhältnis nicht vor, erfolgt die Berufung in ein
öffentlich rechtliches Dienst und Treueverhältnis auf Zeit
für die Dauer von zehn Jahren. Im Übrigen gilt Abs. 2 ent
sprechend.

(4) Das ins Pfarrdienstverhältnis berufene hauptamtliche Mit
glied des Oberkirchenrates ist berechtigt, sich der Wieder
wahl zu stellen. Bei Nichtwiederwahl richten sich seine
Pflichten nach Ablauf der Amtszeit nach dem Pfarrdienstver
hältnis.
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(5) Das in öffentlich rechtliches Dienst und Treueverhältnis auf
Zeit berufene hauptamtliche Mitglied des Oberkirchenrates
ist verpflichtet und berechtigt, sich der Wiederwahl zu stellen
und das Amt erneut zu übernehmen, wenn es spätestens sechs
Monate vor Ablauf der vorangegangenen Amtszeit wiederge
wählt wird. Kommt es diesen Verpflichtungen nicht nach, so 
ist es aus dem Dienst entlassen. Gleiches gilt bei Nichtwie
derwahl.

(6) Erreicht das in ein öffentlich rechtliches Dienst und Treue
verhältnis auf Zeit berufene hauptamtliche Mitglied des Ober
kirchenrates während seiner Amtszeit die Voraussetzungen
für die Berufung in ein lebenslanges Dienstverhältnis, ist es
für die verbleibende Amtszeit entsprechend Abs. 2 in ein le
benslanges Pfarrdienstverhältnis unter Übertragung der Auf
gaben eines theologischen Mitgliedes des Oberkirchenrates
zu berufen.

2. § 7 des Kirchengesetzes über die Dienstverhältnisse der Mitglie
der des Oberkirchenrates und der Beamten der Evangelisch Lu
therischen Kirche in Oldenburg wird wie folgt gefasst:
( 1) Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates treten

mit Ablauf des Monats, in dem sie das 67. Lebensjahr vollen
det haben, in den Ruhestand.

(2) Auf Antrag des hauptamtlichen Mitgliedes des Oberkirchen
rates ist abweichend zu Absatz l der Eintritt in den Ruhestand
um bis zu einem Jahr hinauszuschieben, wenn dienstliche In
teressen nicht entgegenstehen. Unter den gleichen Vorausset
zungen kann der Eintritt in den Ruhestand um längstens wei
tere zwei Jahre hinausgeschoben werden. Die Anträge sind je
weils spätestens sechs Monate vor dem Eintritt in den Ruhe
stand zu stellen.

(3) Wenn dienstliche Gründe die Fortführung der Dienstgeschäf
te durch ein bestimmtes hauptamtliches Mitglied des Ober
kirchenrates erfordern, so kann der Eintritt in den Ruhestand
mit Zustimmung des Mitgliedes um bis zu drei Jahre hinaus
geschoben werden. Das hauptamtliche Mitglied des Oberkir
chenrates kann unter Einhaltung einer Frist von sechs Wo
chen verlangen, zum Schluss eines Kalendervierteljahres in
den Ruhestand versetzt zu werden.

(4) Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand darf ins
gesamt die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. Der
Anspruch nach Absatz 2 Satz I vermindert sich um den Zeit
raum, um den der Eintritt in den Ruhestand nach Absatz 3 hi
nausgeschoben wurde.

(5) Bei hauptamtlichen Mitgliedern des Oberkirchenrates, die auf
Zeit berufen wurden, wird das Hinausschieben des Eintritts in
den Ruhestand durch die Wahlzeit begrenzt.

(6) Auf Antrag ist das hauptamtliche Mitglied des Oberkirchen
rates, das das 63. Lebensjahr vollendet hat, mit Zustimmung
des Gemeinsamen Kirchenausschusses in den Ruhestand zu 
versetzen. Die Versetzung in den Ruhestand kann nach An
hörung des Betroffenen auch von Amts wegen erfolgen.

Art. IV 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 1
Inkrafttreten 

Art. 1 tritt am 1. Dezember 2012 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Ge
setz am 1. Januar 2013 in Kraft. 

§2
A uHerkrafttreten 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2012 treten außer Kraft 
a) das Pfarrergesetz der Evangelisch Lutherischen Kirche in Olden

burg (Pfarrergesetz PfG);
b) das Kirchengesetz über das Amt der Pfarrdiakone in der Ev.

Luth. Kirche in Oldenburg und über die Änderung der Artikel 19,
25, 28, 56 und 76 der Kirchenordnung;

c) das Kirchengesetz zur Regelung von besonderen Dienstverhält
nissen für Pfarrer (PfbesDVG).

§3
Übergangsbestimmungen 

( 1) Pfarrerinnen und Pfarrer in besonderen Dienstverhältnissen be
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halten bis auf Weiteres ihren Dienstumfang bei. Ihr Dienstverhältnis 
richtet sich nach den §§ 68, 69, 71 Abs. 2 und 3 sowie § 79 Abs. 4 
PtDG.EKD. 
(2) Soweit in diesem Gesetz auf Kirchengesetze und Rechtsverord
nungen der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
verwiesen wird, gelten diese als Kirchengesetze und Rechtsverord
nungen der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg auch nach Auflösung
oder Beendigung der Konföderation fort, es sei denn, durch Kir
chengesetz wird etwas anderes bestimmt.

Oldenburg, den 17. November 2012 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
J a n s s e n  
Bischof 

Nr. 138 

Kirchengesetz zur Stärkung der mittleren Ebene, zugleich das 
38. Gesetz zur Änderung der Kirchenordnung

vom 18. 11. 2012 
Die 47. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel I 
38. Gesetz zur Änderung der Kirchenordnung

1 . Art. 18 wird wie folgt ergänzt: 
In Absatz 2 Satz 2 werden hinter dem Wort „Kirchengemeinden" 
folgende Worte eingefügt: ,,unter Zuweisung der erforderlichen 
Finanzmittel". 

2. Art. 52 wird wie folgt neu gefasst:
( 1) Der Kirchenkreis fasst die in seinem Gebiet liegenden Kir

chengemeinden zur gegenseitigen Förderung und Erfüllung
gemeinsamer Aufgaben zusammen.

(2) Der Kirchenkreis stützt die Eigenverantwortung der Kirchen
gemeinden. Er sorgt für die Durchführung notwendiger kirch
licher Arbeit, wo diese durch die einzelne Kirchengemeinde
allein nicht wahrgenommen werden kann.

(3) Der Kirchenkreis berät die Kirchengemeinden und die Werke
und Einrichtungen des Kirchenkreises in Fragen der kirchli
chen Ordnung.

3. Art. 55a wird gestrichen
4. Art. 61 wird wie folgt neu gefasst:

( 1) Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Sitzung aus ihrer Mit
te unter Leitung ihres lebensältesten Mitgliedes einen Vorsit
zenden oder eine Vorsitzende und einen StelJvertreter oder ei
ne Stellvertreterin.

(2) Die Mitglieder der Kreissynode sind bei ihrer ersten Ver
sammlung auf die besondere Verantwortung hinzuweisen, die
sie als Glieder der Kreissynode übernehmen.

5. A1t. 63 wird wie folgt neu gefasst:
( 1) Der Kreissynode ist vorbehalten:

(a) den Kreispfarrer oder die Kreispfarrerin zu wählen,
(b) die ihr aufgetragenen Wahlen zu vollziehen,
(c) den Haushaltsplan nebst Stellenplan des Kirchenkreises

zu beschließen und die Höhe der Kreisumlage festzuset
zen,

(d) die Jahresrechnung abzunehmen,
(e) die vom Kirchenkreis für die Durchführung der Visitatio

nen zu berufenden Personen zu benennen.
(2) Die Kreissynode beschließt die notwendigen Maßnahmen, wenn
einzelne Gemeinden durch den Kirchenkreis gefördert oder Aufga
ben übernommen werden sollen, die über den Bereich der einzelnen
Gemeinden hinausgehen.
(3) Die Kreissynode kann zu diesem Zweck auch Anträge an den
Oberkirchenrat, den Gemeinsamen Kirchenausschuss oder die Sy
node steilen.
(4) Die Kreissynode wählt die vom Kirchenkreis in die Synode zu 
entsendenden Synodalen.
6. Art. 64 wird wie folgt neu gefasst:
Die Kreissynode trägt die inhaltliche Verantwortung für
1. die missionarische und katechetische Arbeit,
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2. die kirchliche Jugendarbeit,
3. die Männer und Frauenarbeit,
4. die diakonische und seelsorgliche Arbeit der Kirche,
5. die Förderung des Ehrenamtes,
6. die kirchenmusikalische Arbeit,
7. die kirchliche Mitarbeit bei der Tätigkeit staatlicher Ämter
auf der Ebene des Kirchenkreises.
7. Art. 66 wird wie folgt neu gefasst:
( 1) Die Kreissynode beschließt einen Haushaltsplan zur Durchfüh
rung der Aufgaben des Kirchenkreises. Die dem Kirchenkreis nach
der Kirchenordnung obliegenden oder möglichen Aufgaben werden
durch eine Umlage der Kirchengemeinden aufgebracht.
(2) Weitere Aufgaben dürfen dem Kirchenkreis nur übertragen wer
den, wenn ihm hierfür Finanzmittel zugewiesen werden.
(3) Durch Kirchengesetz kann geregelt werden, dass die Kirchen
kreise sich zur Umsetzung ihrer Entscheidungen im Haushalts , Kas
sen und Rechnungswesen, im Personalwesen sowie bei der Bau
und Liegenschaftsverwaltung einer Gemeinsamen Kirchenverwal
tung bedienen (Anschluss und Benutzungszwang). Weitere Aufga
ben können durch den Kirchenkreis unter Zuweisung der erforderli
chen Finanzmittel auf die Verwaltung übertragen werden. Die Ge
meinsame Kirchenverwaltung ist unbeschadet der Aufsicht des
Oberkirchenrates Dienstleisterin bei der Umsetzung von Entschei
dungen der Kirchenkreise.
8. Art. 69 erhält folgenden Wortlaut:
Zur Aussprache über Fragen des kirchlichen Lebens beruft der 
Kreiskirchenrat den Kreiskirchentag ein. Ihm gehören neben den 
Mitgliedern der Kreissynode alle Kirchenältesten des Kreises an. 
Die Verhandlungen sind öffentlich. 
9. Art. 70 erhält folgende Fassung:
(l) Dem Kreiskirchenrat gehören an:

a. der Kreispfarrer als Vorsitzender oder die Kreispfarrerin als
Vorsitzende,

b. ein Pfarrer oder eine Pfarrerin als stellvertretender Vorsit
zender bzw. stellvertretende Vorsitzende,

c. der oder die Vorsitzende der Kreissynode, sofern dieser Vor
sitzender oder diese Vorsitzende bzw. stellvertretender Vor
sitzender oder stellvertretende Vorsitzende des Kreiskir
chenrates ist, sein oder ihr Stellvertreter bzw. seine oder ihre
Stellvertreterin,

d. weitere drei bis sechs Synodale. Die Kreissynode bestimmt
vor der Wahl die Gesamtzahl. Dabei ist sicherzustellen, dass
die Mehrheit der Mitglieder des Kreiskirchenrates nichttheo
logische Mitglieder sind.

(2) Der Kreiskirchenrat kann den Leiter oder die Leiterin der für den 
Kirchenkreis zuständigen Dienststelle der Kirchenverwaltung
mit beratender Stimme hinzuziehen.

(3) Für die Mitglieder ist nach c + d je ein Ersatzmitglied zu wäh
len, das bei zeitlicher oder dauernder Verhinderung des ordent
lichen Mitgliedes eintritt.

(4) Der Kreiskirchenrat ist beschlussfähig, wenn neben dem oder
der Vorsitzenden bzw. seinem oder ihrem Stellvertreter oder sei
ner oder ihrer Stellvertreterin die Hälfte der Mitglieder des
Kreiskirchenrates anwesend ist.

10. Art. 70 Abs. 3 wird gestrichen.
1 1. Art. 72 erhält folgende Fassung:
(1) Der Kreiskirchenrat ist für alle diejenigen Angelegenheiten des

Kirchenkreises zuständig, die nicht der Kreissynode oder dem
Kreispfarrer bzw. der Kreispfarrerin vorbehalten sind. Insbe
sondere hat der Kreiskirchenrat folgende Aufgaben:
a. Er wirkt mit bei der Visitation von Gemeinden;
b. er berät und begleitet die kirchliche Verwaltung;
c. er führt den von der Kreissynode beschlossenen Haushalts

plan durch, führt die Kreiskirchenkasse und legt darüber
Rechnung;

d. er stellt Mitarbeitende des Kirchenkreises ein;
e. er nimmt in dringenden Fällen die Aufgaben der Kreissyno

de wahr. Alle aufgrund dieser Ermächtigung gefassten Be
schlüsse sind der nächsten Kreissynode zur Genehmigung
vorzulegen;

f. er erteilt die Genehmigung für die Änderung der Zahl von
Ältesten in den Gemeinden;

g. er trifft die ihm in der Gemeindewahlordnung zugewiesenen
Entscheidungen und Maßnahmen;
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h. er bestimmt den Zweck der kreiskirchlichen Kollekte im
Rahmen des vom Gemeinsamen Kirchenausschuss aufge
stellten Kollektenplanes;

1. er ist zu hören bei der Genehmigung von Veränderungen der
Grenzen von Kirchengemeinden und bei der Bildung von
Gesamtverbänden.

(2) Auf Beschlüsse des Kreiskirchenrates findet Art. 68 Abs. 1 sinn
gemäß Anwendung.

12. Art. 74 wird wie folgt gefasst:
(1) Das Amt des Kreispfarrers und der Kreispfarrerin dient der För

derung des geistlichen und kirchlichen Lebens zur Erfüllung ge
meinsamer Aufgaben (Art. 52) im Kirchenkreis. Sein oder ihr
Wirken ist geschwisterlicher Dienst unter Gottes Wort.

(2) Der Kreispfarrer oder die Kreispfarrerin achtet auf das Bleiben
des Kirchenkreises in der Gemeinschaft des Zeugnisses, des
Dienstes und der Ordnung der Evangelisch Lutherischen Kirche
in Oldenburg.

(3) Er oder sie hat darauf zu achten, dass die Aufgabe der Seelsorge
an den Mitarbeitenden im Kirchenkreis wahrgenommen wird.

( 4) Er oder sie wirkt bei der Einführung von Pfarrerinnen oder Pfar
rern sowie der auf der Kirchenkreisebene hauptamtlich Mitar
beitenden mit.

(5) Er oder sie repräsentiert den Kirchenkreis sowohl in den Kir

chengemeinden als auch in der Evangelisch Lutherischen Kir
che in Oldenburg.

(6) Er oder sie übt über die vom Kirchenkreis angestellten haupt
amtlichen Mitarbeitenden die Dienstaufsicht aus. Er oder sie
nimmt auch gegenüber den Pfarrerinnen und Pfarrern im Auf
trag des Oberkirchenrates Aufgaben der Dienstaufsicht in den
gesetzlich geregelten Fällen wahr.

(7) Er oder sie kann an den Sitzungen der Gemeindekirchenräte so
wie an den Sitzungen aller kreiskirchlichen Gremien teilneh
men, das Wort ergreifen und Anträge stellen.

(8) Er oder sie erfüllt die gesetzlichen Pflichten im Rahmen der Vi
sitation.

(9) Dem Kreispfarer oder der Kreispfarrerin obliegt insbesondere:
a. die Förderung der gemeinsamen Wahrnehmung von Aufga

ben und der Entwicklung von Konzeptionen,
b. die Pflege der Verbindung zu öffentlichen Einrichtungen und

Behörden,
c. die Leitung des Pfarrkonvents, der auf seine Einladung hin

regelmäßig zur theologischen Arbeit sowie zur Beratung und
Besprechung aller Fragen der Amtsführung und des Ge
meindelebens zusammentritt,

d. die Beratung in Konfliktfällen von Pfarrer und Pfarrerinnen
und Kirchengemeinden,

e. die Koordination von Grundaufgaben des Kirchenkreises im 
Bereich Jugend und Bildungs sowie Öffentlichkeitsarbeit,

f. die Förderung der Zusammenarbeit in Einrichtungen des
Diakonischen Werkes und der Kirchenmusik.

13. Art. 76 erhält folgenden Wortlaut:
( 1) Der Kreispfarrer oder die Kreispfarrerin wird auf Vorschlag ei

nes Wahlkollegiums von der Kreissynode für die Dauer von 8
Jahren gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Ge
meinsamen Kirchenausschuss. Nach Ablauf der Amtszeit ist er
neute Wahl möglich.

(2) Mitglieder des Wahlkollegiums sind:
a. der Bischof als Vorsitzender oder die Bischöfin als Vorsit

zende,
h. ein nichttheologisches Mitglied des Gemeinsamen Kirchen

ausschusses,
c. der Vorsitzende oder die Vorsitzende der Kreissynode. Ist

der oder die Vorsitzende der amtierende Kreispfarrer bzw.
die amtierende Kreispfarrerin, wird er oder sie vom Stell ver
treter oder der Stellvertreterin vertreten.

d. ein theologisches Mitglied der Kreissynode,
e. ein theologisches Mitglied. das vom Kreispfarrkonvent vor

geschlagen wird,
f. drei nichttheologische Mitglieder der Kreissynode.

(3) Der Dienstsitz des Kreispfarrers oder der Kreispfarrerin ist am 
Verwaltungssitz. Der Kreiskirchenrat stellt nach der Wahl durch 
die Kreissynode für die Dauer der Amtszeit die Anbindung an 
eine Kirchengemeinde fest. Die Feststellung erfolgt im Einver
nehmen mit dem oder der Gewählten und dem Gemeindekir
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chenrat der vorgesehenen Kirchengemeinde. 
(4) Der Kreispfarrer oder die Kreispfarrerin wird durch den Bischof

oder die Bischöfin in einem Gottesdienst eingeführt. Dabei wird
ihm oder ihr die Berufungsurkunde übergeben.

(5) Der Kreispfarrer oder die Kreispfarrerin kann durch Erklärung
gegenüber dem Kreiskirchenrat und bei gleichzeitiger Unter
richtung des Gemeinsamen Kirchenausschusses von seinem
oder ihrem Dienst zurücktreten. Der Rücktritt wird wirksam,
wenn er oder sie nach einem Gespräch mit dem Kreiskirchenrat
und dem Bischof oder der Bischöfin an dem Rücktritt festhält.

(6) Bei vorübergehender Verhinderung wird der Kreispfarrer oder
die Kreispfarrerin von dem oder der stellvertretenden Vorsit­
zenden des Kreiskirchenrates vertreten.

l4. Art. 99 wird wie folgt ergänzt: 
In Absatz 2 Satz 2 werden hinter dem Wort „Oberkirchenrat" 
folgende Worte eingefügt: ,,unter Ausweisung der erforderli
chen Finanzmittel im Haushalt der Ev. Luth. Kirche in Olden
burg und der Gemeinsamen Kirchenverwaltung". 

Artikel II 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die 

Errichtung von sechs Pfarrstellen für Kreispfarrer 
Die 47. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 
1 . Die Überschrift des Kirchengesetzes wird wie folgt neu gefasst: 

„Kirchengesetz über die Errichtung von Kreispfarrstellen und die 
Dienstbefugnisse der Kreispfarrerinnen und Kreispfarrer (Kreis
pfarramtsG)" 

2. § 1 erhält folgende Fassung:
,,Es werden sechs Kreispfarramtsstellen errichtet."

3. Hinter§ 1 wird folgender neuer§ 2 einfügt:

§2
Dienstumfang und Auftrag 

(1) Der Dienstumfang der Kreispfarrerin oder des Kreispfarrers für
kreispfarramtliche Aufgaben beträgt 75 vom Hundert der jewei
ligen Pfarrstelle.

(2) Mit einem Dienstumfang in Höhe von 25 vom Hundert der
Pfarrstelle nimmt die Kreispfarrerin oder der Kreispfarrer kir
chengemeindliche Aufgaben im Kirchenkreis wahr. Die Kir
chengemeinde, in der die kirchengemeindlichen Aufgaben
wahrgenommen werden, wird durch den Oberkirchenrat auf
Vorschlag des Kreiskirchenrates bestimmt.

(3) Die Kreispfarrerin oder der Kreispfarrer ist verpflichtet, ihren
oder seinen Wohnsitz am Dienstsitz zu nehmen und eine Dienst
wohnung zu beziehen. Der Oberkirchenrat kann hiervon im Ein
vernehmen mit dem Kreiskirchenrat Ausnahmen zulassen. Hier
bei soll die kirchengemeindliche Aufgabe nach Abs. 2 Berück
sichtigung finden. In diesem Fall gilt § 9 Abs. 2 des Kirchenge
setzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach
sen über die Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Pfarre
rinnen entsprechend.

4. Es wird folgender neuer § 3 eingefügt:

§3
Dienstrechtliche Befugnisse 

(1) Die Kreispfarrerin oder der Kreispfarrer stellt in Absprache mit
der betroffenen Kirchengemeinde oder Institution in Vakanz
und Krankheitssituationen die pfarramtliche Grundversorgung
sicher. Dazu konsultiert sie oder er die dem Pfarrkonvent zuge
ordneten Pfarrerinnen und Pfarrer. Sie oder er erlässt erforderli
che Vertretungsanordnungen.

(2) Der Kreispfarrerin oder dem Kreispfarrer obliegt die Urlaubsre
gelung für die dem Pfarrkonvent zugeordneten Pfarrerinnen und
Pfarrer einschließlich der Genehmigung und der Vertretung.
Gleiches gilt insbesondere in Bezug auf die für vom Oberkir
chenrat genehmigte Fortbildungen erforderliche Freistellung.

(3) Für Inhaberinnen und Inhaber nicht gemeindlicher Pfarrstellen
im Oberkirchenrat liegen die Befugnisse nach Abs. 2 beim
Oberkirchenrat.

(4) Der Oberkirchenrat kann im Einzelfall Befugnisse nach den
Abs. 1 und 2 an sich ziehen.

(5) Die von Vertretungsdiensten betroffenen Pfa1Terinnen und Pfar
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rer sind vor der Verpflichtung zu hören. In Fällen besonderer 
Härte ist von ihrer Verpflichtung abzusehen. 

(6) Der Oberkirchenrat kann weitere dienstrechtliche Befugnisse
auf die Kreispfarrerin oder den Kreispfarrer im Einzelfall über
tragen. Die Dienst und Lehraufsicht verbleibt beim Oberkir
chenrat.

S. Es wird folgender neuer§ 4 einfügt:

§4
Auswärtige Bewerber 

Wird eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der in einem 
Pfarrdienstverhältnis zu einer anderen Gliedkirche der Evangeli
schen Kirche in Deutschland steht, zur Kreispfarrerin oder zum 
Kreisparrer gewählt, wird § Sa des Kirchengesetzes über die 
Dienstverhältnisse der Mitglieder des Oberkirchenrates und der Be
amten der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg entspre
chend angewandt. 
6. Der bisherige § 2 wird gestrichen.
7. Der bisherige§ 3 wird neuer§ 5.

Art. III 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

1. Dieses Gesetz tritt am l. Januar 2013 in Kraft.
2. Die Dienstzeit der derzeitigen Inhaberinnen oder Inhaber einer

Kreispfarrstelle wird verlängert bis zum Ablauf des 31. Dezem
ber 2016. Darüber hinaus gehende Berufungen bleiben beste
hen. Die Kreissynode kann abweichend von Satz I und 2 ein
malig bis zum 31. Dezember 2013 die Amtsinhaberin oder den
Amtsinhaber einer Kreispfarrstelle für eine vollständige Amts
zeit, beginnend mit dem auf die Wahl folgenden Monat, bestäti
gen. Im Übrigen bleibt das Verfahren nach Art. 76 Kirchenord
nung einzuhalten.

Oldenburg, den 17. November 2012 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
J a n s s e n  
Bischof 

Nr. 139 

Kirchengesetz über die Veräußerung von Grundvermögen 
Die 47. Synode der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg hat folgendes 
Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1

Genehmigung 
( 1) Kirchliches Grundvermögen sind Grundstücke und grundstücks
gleiche Rechte kirchlicher Körperschaften. Seine Veräußerung be
darf einer Genehmigung durch den Oberkirchenrat. 
(2) Kirchliches Grundvermögen dient der Substanzerhaltung des
kirchlichen Vermögens.

§2

Allgemeine Genehmigung 
( 1) Beantragen Kirchengemeinden die Genehmigung für die Veräu
ßerung von kirchlichem Grundvermögen, ist der Oberkirchenrat in
seinen Entscheidungen gemäß Art. 27 Abs. 1 Nr. l und Art. 68 Abs.
1 der Kirchenordnung im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens unge
bunden. Er kann Genehmigungen mit Auflagen versehen.
(2) Bei der Entscheidung hat der Oberkirchenrat die Bedeutung
kirchlichen Grundvermögens für die Kirche als auch die jeweiligen
Eigentümerrechte zu berücksichtigen.

§3
Genehmigung mit Erlösverwendungsautlage für 

nichtpfarrfondsgebundenes Grundvermögen 
( l) Wird eine Veräußerungsgenehmigung für nicht pfanfondsge
bundenes Grundvermögen beantragt mit der Verpflichtung, den Er
lös wie nachfolgend bestimmt zu verwenden, ist die Genehmigung
zu erteilen.
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20 % des Verkaufserlöses fließen ohne Zweckbindung dem Haus
halt der begünstigten Kirchengemeinde zu. 
40 % des Verkaufserlöses fließen dem Gemeindehaushalt mit 
Zweckbindung für die Bauunterhaltung zu. Die Mittel sollen für den 
Erhalt des noch vorhandenen Gebäudebestandes verwendet werden. 
40 % des Verkaufserlöses werden einem zentralen Fonds bei der 
Ev. Luth. Kirche in Oldenburg unverzüglich zugeführt. Dessen 
Zweckbindung ist die Förderung von Energieeffizienz oder Brand
schutzmaßnahmen an Gebäuden, die sich im kirchlichen Eigentum 
befinden. Der Kirchensteuerbeirat kann dem Oberkirchenrat ent
sprechende Förderverfahren vorschlagen. 
Die Genehmigung kann ausnahmsweise versagt werden, wenn die 
Veräußerung offensichtlich unwirtschaftlich ist oder gesamtkirchli
chen Interessen widerspricht. 
(2) Diese Genehmigung mit Erlösverwendungsauflagen findet auf
Grundstücke mit und grundstücksgleiche Rechte an Kirchengebäu
den keine Anwendung. Gleiches gilt für land und forstwirtschaft
lich genutztes Grundvermögen.

§4
Genehmigung mit Erlösverwendungsautlagen bei 

pfarrfondsgebundenem Grundvermögen 
( l) Wird eine Veräußerungsgenehmigung für pfarrfondsgebundenes
Grundvermögen beantragt, mit der Verpflichtung, den Erlös wie
nachfolgend bestimmt zu verwenden, ist die Genehmigung zu ertei
len.
SO% des Verkaufserlöses werden dem Pfarrfonds zugeführt. 
Mindestens 25 % des Verkaufserlöses werden zweckgebunden für 
die Bauunterhaltung der Gebäude der begünstigten Kirchengemein
de im pfarrfondsgebundenen Grundvermögen verwendet; (soweit 
nicht vorhanden für die allgemeine Bauunterhaltung). 
Höchstens 25 % des Verkaufserlöses sollen zweckgebunden für die 
Arbeit in der begünstigten Kirchengemeinde verwendet werden. 
Die Genehmigung kann ausnahmsweise versagt werden, wenn die 
Veräußerung offensichtlich unwirtschaftlich ist oder gesamtkirchli
chen Interessen widerspricht. 
(2) Diese Genehmigung mit Erlösverwendungsauflagen findet auf
Grundstücke mit und grundstücksgleiche Rechte an Kirchengebäu
den keine Anwendung. Gleiches gilt für land und forstwirtschaft
lich genutztes Grundvermögen. Ebenso findet diese Regelung keine
Anwendung auf Grundstücke mit aufstehendem Pfarrhaus, das als
solches benötigt wird.

§5
Beauftragung der Fondsverwaltung 

Wird einer Kirchengemeinde eine Veräußerungsgenehmigung nach 
§ 4 dieses Gesetzes erteilt, weist der Oberkirchenrat die Verwaltung
an, den Verkauf unverzüglich umzusetzen.

§6
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die Kirchenkreise und Kirchenverbände ent
sprechend. 

§7
Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft und am 31. De
zember 2017 außer Kraft. 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

Janssen 
Bischof 

Nr. 140 

Änderung der Verordnung über die Sitzverteilung in den 
Kreissynoden vom 12. Dezember 2012 

Aufgrund § 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die Neuordnung der 
Kirchenkreise vom 10. Mai 2007 ändert der Oberkirchenrat im Be
nehmen mit dem Gemeinsamen Kirchenausschuss die Verordnung 
über die Sitzverteilung in den Kreissynoden vom 15. Mai 2007: 



Artikel 1 
(1) Die Sitzverteilung in der Kreissynode des Kirchenkreises We
sermarsch wird geändert; dazu wird § 2 Abs. 6 wie folgt geändert:
Zum Kirchenkreis Wesermarsch gehören die Kirchengemeinden 
Abbehausen, Altenesch, Altenhuntorf, Bardenfleth, Bardewisch, 
Beme, Blexen, Brake an der Weser, Burhave, Dedesdorf, Eckwar
den, Eisfleth, Esenshamm, Jade, Langwarden, Neuenbrok, Neuen
huntorf, Nordenham, Rodenkirchen, Schwei, Schweiburg, Seefeld, 
Stollhamm, Tossens, Vier Kirchen Ovelgönne, Waddens, Warfleth. 
Sie entsenden folgende Anzahl von Ältesten und Pfarrern: 
Abbehausen l Älteste/r 1 Pfarrer/in 
Altenesch 2 Älteste I Pfarrer/in 
Altenhuntorf 1 Älteste/r Pfarrer/in
Bardenfleth I Älteste/r 1 Pfarrer/in
Bardewisch 1 Älteste/r Pfarrer/in
Beme l Älteste/r l Pfarrer/in
Blexen 2 Älteste 1 Pfarrer/in
Brake an der Weser 3 Älteste 2 Pfarrer/in
Burhave l Älteste/r l Pfarrer/in
Dedesdorf 1 Älteste/r I Pfarrer/in
Eckwarden 1 Älteste/r Pfarrer/in
Elsfleth 2 Älteste I Pfarrer/in
Esenshamm I Älteste/r Pfarrer/in
Jade 2 Älteste I Pfarrer/in
Langwarden I Älteste/r I Pfarrer/in
Neuenbrok 1 Älteste/r Pfarrer/in
Neuenhuntorf I Älteste/r Pfarrer/in
Nordenham 3 Älteste l Pfarrer/in
Rodenkirchen 2 Älteste I Pfarrer/in
Schwei I Älteste/r 1 Pfarrer/in
Schweiburg I Älteste/r Pfarrer/in
Seefeld I Älteste/r I Pfarrer/in
Stollhamm I Älteste/r I Pfarrer/in
Tossens I Älteste/r Pfarrer/in
Vier Kirchen Ovelgönne 2 Älteste I Pfarrer/in
Waddens I Älteste/r Pfarrer/in
Warfleth I Älteste/r l Pfarrer/in
(2) § 2 wird am Ende wie folgt geändert:
Wesermarsch: 3 Älteste, 1 Pfarrer.

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2012 in Kraft. 

Oldenburg, den 12. Dezember 2012 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
J a n s s e n  
Bischof 

Nr. 141 

Gesetzesvertretende Verordnung zur Änderung der 
Geschäftsordnung für die Kreissynoden vom 13. Februar 2013 
Der Gemeinsame Kirchenausschuss der Evangelisch Lutherischen 
Kirche in Oldenburg hat die nachfolgende gesetzesvertretende Ver
ordnung erlassen: 

Artikel 1 
1. Vor§ 1
Das Wort „Synodalausschusses" wird durch die Worte „Gemeinsa
men Kirchenausschusses" ersetzt. Die Worte „Oberkirchenrat mit 
Zustimmung des" werden gestrichen. 
2. § 4 wird wie folgt neu gefasst:
(1) Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlung und wacht über
die Einhaltung der Geschäftsordnung.
(2) Jeder ordentlichen Kreissynode erstattet die Kreispfarerin oder
der Kreispfarrer einen ausführlichen Bericht über das Leben des Kir
chenkreises und der Gemeinden und bringt die Vorlagen des Ober
kirchenrats zur Verhandlung (Art. 62 KO).
3. § 5 wird wie folgt neu gefasst:
( 1) 1 Über die Verhandlung der Kreissynode ist von einem Mitglied
als Schriftführerin oder Schriftführer eine Niederschrift anzuferti
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gen. 2Die Schriftführerin oder der Schriftführer wird von der Kreis
synode für deren Dauer auf ihrer ersten Sitzung gewählt. 3Bis zur 
Wahl einer Schriftführerin oder eines Schriftführers führt die oder 
der jüngste Synodale die Niederschrift. 4Es bleibt der Kreissynode 
überlassen, eine weitere Schriftführerin oder einen weiteren Schrift
führer heranzuziehen. 
(2) 1Die Niederschrift ist nach der Verlesung und Genehmigung von
der oder dem Vorsitzenden, zwei Mitgliedern und der Schriftführe
rin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen. 2Die Verlesung kann
aus besonderen Gründen unterbleiben. 3Die Niederschrift ist dann
vom Kreiskirchenrat zu genehmigen.

(3) Die Niederschrift ist alsbald dem Oberkirchenrat einzusenden
(Art. 132 KO).
4. § 6 wird wie folgt neu gefasst:
( l) Die oder der Vorsitzende stellt die Anwesenheit der Mitglieder
der Kreissynode durch Namensaufruf fest.
(2) Bei der ersten Tagung einer neugewählten Kreissynode gibt das
lebensälteste Mitglied der Kreissynode die Namen der von den Kir
chengemeinden gewählten und der vom Kreiskirchenrat berufenen
Mitglieder der Kreissynode sowie die Namen der Ersatzmitglieder
bekannt und stellt die Anwesenheit der Mitglieder der Kreissynode
durch Namensaufruf fest.
(3) Die Mitglieder der Kreissynode sind bei der ersten Tagung, spä
ter eintretende Mitglieder bei ihrer ersten Teilnahme an der Kreissy
node, von der oder dem Vorsitzenden auf die besondere Verantwor
tung hinzuweisen, die sie als Glieder der Kreissynode übernehmen
(Art. 61 Abs. 2 KO).
(4) Die Namen der anwesenden Mitglieder der Kreissynode sind in
der Niederschrift festzuhalten, ebenso ihre Verpflichtung nach Ab
satz 3.

5. § 7 wird wie folgt neu gefasst:
(l) 1 Die Kreissynode ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte
der Mitglieder anwesend ist (Art. 131 KO). 2Wenn die Beschlussfä
higkeit der Kreissynode nicht angezweifelt ist, sind die von ihr ge
fassten Beschlüsse gültig.

(2) 1Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit verliest die oder der
Vorsitzende, bei der ersten Tagung einer neugewählten Kreissynode
das lebensälteste Mitglied, die Tagesordnung. 2Die Kreissynode
kann eine Änderung der Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände
beschließen. 3Sie kann auch beschließen, Gegenstände, die nicht auf 
der Tagesordnung stehen, zu behandeln oder Gegenstände von der 
Tagesordnung abzusetzen. 
6. § 8 wird wie folgt neu gefasst:

11n ihrer ersten Sitzung wählt die Kreissynode aus ihrer Mitte unter 
Leitung ihres lebensältesten Mitglieds eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter (Art. 
61 Abs. l KO) und unter Leitung der oder des Vorsitzenden die 
Schriftführerin oder den Schriftführer, sowie die weiteren Mitglie
der und Ersatzmitglieder des neuen Kreiskirchenrats (Art. 70 KO). 
2Sind die Personen nach Art. 70 Abs. l Buchst. a. und b. KO zu
gleich Vorsitzende oder Vorsitzender und Stellvertreterin oder Stell
vertreter im Sinne des Art. 61 Abs. 1 KO, so soll die Kreissynode ei
ne weitere Stellvertreterin oder einen weiteren Stellvertreter wählen. 
3Die Wahl der weiteren Mitglieder des Kreiskirchenrates (Art. 70 
Abs. 1 Buchst. d. KO) findet für zu wählende theologische und 
nichttheologische Mitglieder getrennt statt. 

7. § IO erhält folgenden Wortlaut:

§ 10
(1) 1Die Besprechungen der Verhandlungsgegenstände sollen je
nach ihrer Bedeutung durch ein Referat und ein Korreferat eingelei
tet werden. 2Die Zeitdauer der Referate hat sich in angemessenen
Grenzen zu halten. 3Sie sollen in der Regel in bestimmte Anträge
oder Leitsätze ausmünden.
(2) 1Bei der Aussprache ist den Mitgliedern das Wort in der Reihen
folge ihrer Wortmeldungen zu erteilen. 2Die oder der Vorsitzende
kann Abweichungen gestatten, wenn sich dagegen kein Wider
spruch erhebt.
(3) Jedes Mitglied darf in der gleichen Angelegenheit nicht mehr als
zweimal und jedes Mal nicht länger als zehn Minuten sprechen, es 
sei denn, dass die Kreissynode auf Anfrage der oder des Vorsitzen
den eine Ausnahme gestattet.
( 4) Die Mitglieder des Oberkirchenrats sind berechtigt, Anträge zu 
stellen und jederzeit das Wort zu ergreifen (Art. 57 KO).
(5) Mitglieder, die zur Geschäftsordnung sprechen oder ein tatsäch
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liebes Missverständnis berichtigen wollen, erhalten außerhalb der 
Reihe das Wort. 
(6) Über einen Antrag auf Vertagung der Beratung oder Abstim
mung oder auf Schluss der Beratung ist ohne vorherige Erörterung
abzustimmen.
(7) 1 Die oder der Vorsitzende schließt die Beratung, wenn sie oder
er die Beschlussfassung für genügend vorbereitet hält, wenn sich
niemand mehr zum Wort meldet oder wenn die Kreissynode nach
vorheriger Verlesung der Rednerliste den Schluss der Beratung be
schließt. 2Die Beratung darf jedoch nicht geschlossen werden, bevor
nicht diejenigen, die sich zum Wort gemeldet haben; gehört worden
sind.
8. § J l wird wie folgt neu gefasst:
( 1) Alle zur Abstimmung gestellten Anträge müssen der oder dem
Vorsitzenden schriftlich eingereicht werden.
(2) Jeder Antrag eines Mitgliedes der Kreissynode bedarf der Unter
stützung durch vier andere Mitglieder. 
(3) 1Die Beschlüsse der Kreissynode bedürfen der Mehrheit der ab
gegebenen Stimmen, wobei Stimmenenthaltungen nicht als Stim
men gelten (Ar1. 131 Abs. 1 KO). 2Bei Stimmengleichheit gilt der
zur Abstimmung gestellte Antrag als abgelehnt (Art. 131 Abs. 2 Satz
1 KO).
(4) Alle Anträge und Beschlüsse sind wörtlich in die Niederschrift
aufzunehmen.
9. § 12 erhält folgenden Wortlaut:
(1) 1Unmittelbar vor der Abstimmung hat die oder der Vorsitzende
die Frage, über welche abgestimmt werden soll, wörtlich zu verkün
den und, wenn mehrere Fragen zur Abstimmung vorliegen, ihre Rei
henfolge anzugeben. 2Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „ja"
oder „nein" beantwortet werden können.
(2) 1Die oder der Vorsitzende schlägt vor, in welcher Reihenfolge
über die vorliegenden Gegenstände abgestimmt werden soll. 2Über
Veränderungsanträge wird zuerst abgestimmt. 3Wenn zur gleichen
Sache mehrere Anträge vorliegen, so wird zuerst über denjenigen
Antrag abgestimmt, der sich am weitesten von der Vorlage entfernt.
(3) Werden gegen die von der oder dem Vorsitzenden angegebene
Fassung oder Reihenfolge der zur Abstimmung stehenden Fragen
Einwendungen erhoben, die sich durch eine Erklärung der oder des
Vorsitzenden nicht erledigen lassen, so hat die Kreissynode zu ent
scheiden.
(4) 1Jeder Antrag kommt als Ganzes zur Abstimmung. 2Er darf nur
geteilt werden, wenn kein Mitglied der Kreissynode widerspricht. 
(5) 1Die Kreissynode kann namentliche Abstimmung beschließen,
wenn diese spätestens gleich nach der Verkündigung der Abstim
mungsfrage beantragt wird. 2Die namentliche Abstimmung erfolgt
durch mündliche Erklärng mit „ja" oder „nein".
(6) Nach Beendigung der Abstimmung verkündet die oder der Vor
sitzende das Ergebnis.
(7) 1Das Ergebnis der Abstimmung ist in die Niederschrift aufzu
nehmen. 2Bei namentlicher Abstimmung sind auch die Namen der
zustimmenden und ablehnenden sowie der sich der Stimme enthal
tenden Mitglieder in der Niederschrift festzuhalten.
10. § 13 wird wie folgt neu gefasst:
(1) 1 Wahlen werden bei geheimer Abstimmung durch Stimmzettel
vorgenommen. 2In jedem Wahlgang können höchstens so viele
Stimmen abgegeben werden, wie noch Personen durch die Kreissy
node zu wählen sind.
(2) Die Kreissynode kann Wahl durch Zuruf beschließen, falls kein
Widerspruch erfolgt.
(3) 1Erhält bei einer Einzelwahl auch in wiederholter Abstimmung
niemand die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so ist im
dritten Wahlgang zwischen den beiden Personen zu entscheiden, die
zuletzt die meisten Stimmen erhalten haben (Art. 131 Abs. 4 KO).
2Sind mehrere Personen gleichzeitig zu wählen, sind diejenigen, die
auf mindestens der Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmzettel be
zeichnet sind, in der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stimmen ge
wählt. 31st ein dritter Wahlgang erforderlich, der keine Einzelwahl
im Sinne des Satz I ist, sind diejenigen Personen gewählt, auf die die
meisten Stimmen entfallen. 4Eine Wahl ist bei Stimmengleichheit
durch das Los zu entscheiden (Art. J 31 Abs. 2 Satz 2 KO).
(4) Wahlen zur Synode (Art. 63 Abs. 4 KO) und Wahlen der Mit
glieder des Kreiskirchenrats (Art. 70 KO) können nur vorgenommen
werden, wenn sie auf der den Mitgliedern der Kreissynode mitge
teilten Tagesordnung stehen.
(5) Das Ergebnis der Wahlen ist in die Niederschrift aufzunehmen.

J lO 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am 15. Februar 2013 in Kraft. 

Oldenburg, den 13. Februar 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
Ja n s s e n  

Bischof 

Nr.142 

Ki�chengesetz zur 1. Änderung des Kirchengesetzes zur 
Anderung der Geschäftsordnung der Kreissynoden 

Die 47. Synode der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg hat die gesetzes
vertretende Verordnung zur Anderung der Geschäftsordnung für die 
Kreissynoden vom 13. 2. 2013 (GVBI. XVII. Bd., S.) wie folgt ge
ändert: 

Artikel 1 
Änderung der Geschäftsordnung der Kreissynoden 

§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden sowie der
Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen. Die Nie
derschrift wird an alle Mitglieder der Kreissynod� nach der Tagung
der Synode unverzüglich versandt. Anträge auf Anderung der Nie
derschrift sollen spätestens bis vier Wochen nach Zusendung schrift
lich gestellt werden. Ein verspäteter Zugang ist durch die Antrag
stellerin oder �em Antragsteller darzulegen oder zu begründen. Über 
Anträge auf Anderung der Niederschrift sowie die Zulassung ver
späteter Anträge entscheidet der Kreiskirchenrat." 

Artikel 2 
In-Kraft-Treten 

Diese Kirchengesetz tritt am 25. Mai 2013 in Kraft. 

Oldenburg, den 25. Mai 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
Jan s s e n  

Bischof 

Nr. 143 

Kirchengesetz über die Widmung und Entwidmung von 
Kirchen (Widmungsgesetz WidmungsG) 

§ 1

Grundbestimmungen 
( 1) Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind öffentliche Gebäude oder
Gebäudeteile, die zur Verkündigung des Wortes und zur Sakra
mentsspende bestimmt sind.
(2) Die Widmung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles zur Feier des
Gottesdienstes der christlichen Gemeinde begründet die Eigenschaft
als öffentliche Sache.
(3) Durch eine Entwidmung wird die Eigenschaft als öffentliche Sa
che aufgehoben.

§2

Genehmigungsverfahren 
(l) Ein Beschluss einer Kirchengemeinde zur Widmung oder Ent
widmung ihrer Kirchengebäude bedarf der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung durch den Oberkirchenrat. Dies gilt für Beschlüsse
anderer kirchlicher Träger entsprechend.
(2) Beschlüsse auf Widmung oder Entwidmung von Kirchengebäu
den sind zu begründen.
(3) Ein Entwidmungsbeschluss ist zu fassen wenn

a) der bisherige Widmungszweck entfällt



b) der bisherige Widmungszweck geändert wird, auch wenn die
se Änderung mit einer anderen kirchlichen Zweckbestim
mung verbunden ist,

c) das Kirchengebäude an Dritte zur langfristigen Nutzung ab
gegeben, veräußert, oder

d) das Kirchengebäude abgerissen werden soll.

§3
Nachnutzung 

Bei der Nachnutzung eines Kirchengebäudes durch andere kirchli
che oder nichtkirchliche Rechtsträger ist sicherzustellen, dass zu
künftige Nutzungsberechtigte auf den ursprünglichen Charakter des 
Gebäudes als kirchliches Gebäude und kirchliche Interessen Rück
sicht nehmen. 

§4
Verordnungsermächtigung 

Der Oberkirchenrat kann durch Rechtsverordnung 
a) die näheren Anforderungen an den Widmungs oder Entwid

mungsbeschluss,
b) die näheren Anforderungen an die Nachnutzung, sowie an die

Nachnutzungsberechtigten,
c) die Voraussetzungen für den Rückbau sowie die Verwendung der

Ausstattung nach einer Entwidmung eines Kirchengebäudes und
d) die gottesdienstliche Begleitung einer Widmung oder Entwid

mung regeln.

§5
In-Kraft-Treten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1.7.2013 in Kraft. 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.Luth. Kirche in Oldenburg 

Ja n s s e n  
Bischof 

Nr. 144 

Kirchengesetz über den kirchenmusikalischen Dienst in der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

(Kirchenmusikgesetz KiMuG) vom 25. Mai 2013 
Die 47. Synode hat folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1
Allgemeines 

Kirchenmusik ist eine Grundform der Verkündigung des Evangeli
ums und des Lobes Gottes; daher zählt sie zu den unverzichtbaren 
Bestandteilen des kirchlichen Lebens. 

§2
Aufgaben des kirchenmusikalischen Dienstes 

( 1) Der kirchenmusikalische Dienst wird von Kirchenmusikerinnen
und Kirchenmusikern wahrgenommen. Er sorgt für die Pflege und 
die Weiterentwicklung der in Liedern und kirchenmusikalischen 
Werken bezeugten Glaubenserfahrungen. Durch Ausgestaltung des 
gottesdienstlichen Lebens der Gemeinde mit Musik und die Auffüh
rung kirchenmusikalischer Werke wirkt dieser Dienst in der Öffent
lichkeit. 
(2) Zum kirchenmusikalischen Dienst gehört insbesondere:

1. die liturgische und musikalische Gestaltung von Gottesdiensten
im Zusammenwirken mit dem pastoralen Dienst und der Lei
tung der Gemeinde,

2. die musikalische Gestaltung anderer gemeindlicher Veranstal
tungen,

3. die Begleitung und Förderung des Gemeindegesangs,
4. das diakonische und missionarische Musizieren,
5. die künstlerische Darbietung aller Formen geistlicher Musik

einschließlich Popularmusik,
6. das Bekanntmachen von neuen Formen von Kirchenmusik,
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7. das Entdecken, Fördern und Weiterbilden musikalischer Gaben
oder Kräfte in den Gemeinden,

8. die Förderung und Leitung von Chören und anderen musikali
schen Gruppierungen,

9. die Leitung der musikalischen Aktivitäten der Kirchengemein
den und die fachliche Anleitung und Beratung kirchenmusikali
scher Gruppen,

10. die Gewinnung und Begleitung Ehrenamtlicher und die Nach
wuchsförderung,

1 1. die strukturelle und projektbezogene Zusammenarbeit mit 
kirchlichen und nichtkirchlichen Einrichtungen und Werken in 
der Region, 

12. die Mitverantwortung für die Finanzierung musikalischer Pro
jekte und das Einwerben von Drittmitteln,

13. die Pflege des Instrumentariums.

§3

Dienst der Kirchenmusikerin und des Kirchenmusikers 
(]) Der kirchenmusikalische Dienst geschieht in der Regel in einem 
Dienstverhältnis, auf Honorarbasis oder ehrenamtlich. 
(2) Freie Stellen, die im Stellenplan enthalten sind, werden grund
sätzlich durch die Anstellungskörperschaft ausgeschrieben. Die
Stellen werden als A , B , C oder D Stellen ausgeschrieben.
(3) Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker werden durch ei
ne qualifizierte Ausbildung vorbereitet und in den kirchenmusikali
schen Dienst von ihrer Anstellungskörperschaft berufen.
(4) ln einem Gottesdienst werden in der Regel die Kirchenmusike
rinnen und Kirchenmusiker nach den Ordnungen der Kirche in ihren
Dienst eingeführt.
(5) Den Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern ist ein be
stimmter Arbeitsbereich zu übertragen. Sie haben das Recht und die
Pflicht zur Ausübung ihres Dienstes bei allen gottesdienstlichen Fei
ern, bei denen die Mitwirkung der Kirchenmusikerin oder des Kir
chenmusikers vertraglich vereinbart, üblich oder besonders ange
ordnet worden ist.
(6) Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A und B Stel
len führen die Dienstbezeichnung „Kantorin" bzw. ,,Kantor".
(7) Kantorinnen und Kantore sind berechtigt und verpflichtet, an den
für sie vorgesehenen Konventen teilzunehmen und sich kirchenmu
sikalisch fortzubilden.
(8) Die Kantorinnen und Kantoren beraten die weiteren Kirchenmu
sikerinnen und Kirchenmusiker im Kirchenkreis.
(9) Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind vom Ge
meindekirchenrat oder Kreiskirchenrat in allen Fragen der Kirchen
musik in ihrem Wirkungskreis zu hören. Sie sollen Angelegenheiten
ihres kirchenmusikalischen Dienstes in den jeweiligen Gemeinde
kirchenrat oder Kreiskirchenrat einbringen.
( 10) Das Nähere kann durch Musterdienstanweisungen vom Ober
kirchenrat bestimmt werden. 
( 11) Bei herausgehobenen Leistungen auf kirchenmusikalischem
Gebiet kann Kantorinnen und Kantoren durch den Oberkirchenrat
der Ehrentitel „Kirchenmusikdirektorin" oder „Kirchenmusikdirek
tor" verliehen werden.

§4
Anstellungsvoraussetzungen 

(1) Als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker soll nur angestellt
werden, wer eine anerkannte kirchenmusikalische Prüfung abgelegt
hat.
(2) Über die Anerkennung von sonstigen Prüfungen oder vergleich
baren Qualifikationen entscheidet der Oberkirchenrat vor einer mög
lichen Anstellung.

§5
Kirchenmusikalischer Dienst im Kirchenkreis 

( 1) Anstellungskörperschaft für Kantorinnen und Kantore ist grund
sätzlich der Kirchenkreis. Kirchengemeinden können nur in beson
ders begründeten und vom Oberkirchenrat anerkannten Fällen An
stellungsträger sein.
(2) In jedem Kirchenkreis ist ein Kreiskantorat einzurichten. Zu den 
kirchenkreisbezogenen Aufgaben gehören insbesondere:
1. Ansprechpartnerinnen bzw. Ansprechpartner auf Kirchenkreis

ebene,
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2. Einberufung des Kirchenmusikerkonvents auf Kirchenkreisebe
ne,

3. Mitwirkung an Konzerten und Gottesdiensten im Kirchenkreis,

4. Fortbildung von Kirchenmusikerinnen und Kjrchenmusikern im
Kirchenkreis,

5. Koordination der Kirchenmusik im Kirchenkreis.

6. Mitwirkung bei der Anstellung von Kirchenmusikerinnen und
Kirchenmusikern,

7. Regelmäßiger Bericht an die Landeskirchenmusikdirektorin bzw.
den Landeskirchenmusikdirektor.

(3) Die Kreiskantorinnen und Kreiskantoren werden durch den
Kreisküchenrat im Benehmen mit der Landeskirchenmusikdirekto
rin bzw. dem Landesküchenmusikdirektor berufen.

§6

Kirchenmusikalischer Dienst in der Kirchengemeinde 

(1) Ehrenamtliche oder nicht hauptberuflich beschäftigte Kirchen
musikerinnen und Kirchenmusiker werden in der Regel durch Kir
chengemeinden beschäftigt.

(2) Die Kirchengemeinden stellen den ehrenamtlich Tätigen im Rah
men ihrer finanziellen Möglichkeiten die notwendigen Sachmittel
zur Ausübung des Dienstes entsprechend den Regelungen des Eh
renamtsgesetzes zur Verfügung.

§7 

Fachaufsicht 

( 1) Die kirchenmusikalische Fachaufsicht über die Landesposau
nenwartin bzw. den Landesposaunenwart sowie über die Kantorin
nen und Kantoren wird durch die Landeskirchenmusikdirektorin
bzw. den Landeskfrchenmusikdirektor ausgeübt.

(2) In den Kirchenkreisen wird die kircbenmusikalische Fachauf
sicht durch die Kreiskantorinnen und Kreiskantoren ausgeübt.

(3) Die weitere Fachaufsicht über die Posaunenarbeit wird durch die
Landesposaunenwartin bzw. den Landesposaunen wart wahrgenom
men.

§8

Aufgaben Landeskirchenmusikdirektorin bzw. 
Landeskirchenmusikdirektor 

([) Die Landeskfrchenmusikdirektorin bzw. der Landeskirchenmu
sikdirektor koordiniert, leitet und fördert den kfrchenmusikalischen 
Dienst in der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg. Sie oder er berät den 
Oberkfrchenrat in allen kfrchenmusikalischen Fragen. 

(2) Im Rahmen der Gesamtverantwortung für die kirchenmusikali
sche Arbeit hat die Landeskfrchenmusikdirektorin bzw. der Landes
kirchenmusikdirektor insbesondere folgende Aufgaben:

1. sie oder er wirkt bei der Gestaltung und Durchsetzung der Rah
menbedingungen kirchenmusikalischer Arbeit und bei der An­
stellung von Kantorinnen und Kantoren mit,

2. sie oder er vertritt die Belange der Kirchenmusik gegenüber allen
kirchlichen und nichtkirchlichen Gremien,

3. sie oder er sorgt für die nötige Vernetzung der kirchenmusikali
schen Arbeit innerhalb der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg sowie
mit der Ev. Kirche in Deutschland,

4. sie oder er trägt Verantwortung für die Aus , Fort und Weiterbil
dung von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern,

5. sie oder er berichtet entsprechend Art. 88 KO der Synode.

§9 

Landesposaunenwartin bzw. Landesposaunenwart 

Die Landesposaunenwartin oder der Landesposaunenwart koordi
niert, leitet und fördert die Posaunenchorarbeit in der Ev. Luth. Kir
che in Oldenburg und wirkt bei der Gestaltung des kirchenmusikali
schen Lebens mit. Das Nähere über die Bestellung und rue Aufgaben 
regelt die Ordnung für das Posaunenwerk der Ev. Luth. Küche in 
Oldenburg. 

§ 10

Besondere Aufgaben 

Für besondere Aufgaben aus dem Bereich der Kirchenmusik können 
Beauftragte vom Gemeinsamen Kirchenausschuss der Ev. Luth. 
Kirche in Oldenburg bestellt werden. 
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§ 11

Beirat für Kirchenmusik 

( l) Zur Förderung und Pflege der Kirchenmusik wird durch die Ev.
Luth. Kirche in Oldenburg ein Beirat für Kirchenmusik berufen.

(2) Der Beirat berät und unterstützt die kirchenmusikalisch Verant
wortlichen. Der Beirat wird bei der Berufung einer Landeskfrchen
musikdirektorin oder eines Landeskirchenmusikdirektors zuvor ge
hört.

(3) Dem Beirat gehören an:

a) ein Mitglied des Oberkirchenrates,

b) eine Kreiskantorin oder ein Kreiskantor,

c) eine Kirchenmusikerin oder ein Kirchenmusiker,

d) drei Mitglieder der Synode, davon eine Theologin oder ein Theo
loge

e) ein Mitglied eines Kreiskirchenrates.

(4) Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmu
sikdirektor sowie die Landesposaunenwartin oder der Landesposau
nenwart sind beratende Mitglieder des Beirates.

( 5) Die Mitglieder des Beirates nach Abs. 3 d) werden von der Sy
node gewählt; die übrigen Mitglieder werden durch den Gemeinsa
men Kirchenausschuss berufen.

(6) Die Amtszeit des Beirates für Kirchenmusik umfasst die Dauer
der Amtsperiode der Synode.

(7) Der Beirat wählt aus seinem Kreis eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden.

(8) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(9) Der Beirat gibt der Synode regelmäßig einen Bericht.

§ 12

Erlass weiterer Bestimmungen 

( 1) Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz und eine Ordnung
des kirchenmusikalischen Dienstes kann der Gemeinsame Kirchen
ausschuss auf Vorschlag des Oberkirchenrates erlassen.

(2) Weitere Ordnungen und Prüfungsordnungen, soweit sie nicht
durch Ausbildungseinrichtungen erlassen werden, erlässt der Ober
kirchenrat im Benehmen mit dem Beirat für Kirchenmusik.

§ 13

In-Kraft-Treten, AuUer-Kraft-Treten 

(]) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. 1. 2014 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft die Richtlinien für den Dienst der
Kirchenmusiker vom 4.7.2006.

(3) Bestehende Dienstverhältnisse werden durch dieses Kirchenge
setz nicht berührt.

Oldenburg, den 25. Mai 2013 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

Ja n s s e n  
Bischof 

b) Konföderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen 

Nr. 145 

Bekanntmachung der Ausführungsverordnung des Rates der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 

das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen im 
Rechnungsstil der doppelten Buchführung (KonfHO-DoppikJ 

vom 2. Juli 2012 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Ausführungsverordnung 
des Rates der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach
sen über das Haushalts , Kassen und Rechnungswesen im Rech



nungsstil der doppelten Buchführung (KonfHODoppik) vom 2. Juli 
2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 5/2012, S. 195) bekannt. 

Oldenburg, den 22. April 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
F r i e d r i c h s  

Oberkirchenrat 

Ausführungsverordnung des Rates der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über das Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen im Rechnungsstil der doppelten 

Buchführung (KonfHODoppik) 
vom 2. Juli 2012 

Aufgmnd des § 13 Absatz I des Kirchengesetzes über das Haus
halts , Kassen und Rechnungswesen der Konföderation evangeli
scher Kirchen in Niedersachsen (Haushaltsgesetz HhG) in der Fas
sung vom 22. Mai 1984 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 53), geändert 
durch das Kirchengesetz vom 27. September 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 196), wird folgende Ausführungsverordnung erlassen: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Zweck des Haushaltsplanes
§ 3 Geltungsdauer
§ 4 Wirkung des Haushaltsplanes
§ 5 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
§ 6 Grundsatz der Gesamtdeckung
§ 7 Finanzplanung

Abschnitt 2 

Aufstellung des Haushaltsplanes· 

§ 8 Ausgleich des Haushaltsplanes
§ 9 Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederng
§ lO Bestandteile und Inhalt des Haushaltsplanes
§ 11 Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung
§ 12 Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel
§ 13 Verpflichtungsermächtigungen
§ 14 Deckungsfähigkeit
§ 15 Zweckbindung von Haushaltsmitteln
§ 16 Übertragbarkeit
§ 17 Budgetierung
§ 18 Sperrvermerk
§ 19 Kredite
§ 20 Innere Anleihen
§ 21 Bürgschaften
§ 22 Baumaßnahmen und sonstige Investitionen
§ 23 Zuwendungen an Dritte
§ 24 Beschluss zur Feststellung des Haushaltsplanes, vorläufige

Haushaltsführng 
§ 25 Nachtragshaushaltsplan
§ 26 Einrichtungen, Sondervermögen

Abschnitt 3 

Ausführung des Haushaltsplanes 

§ 27 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel
§ 28 Allgemeine Verpflichtungen
§ 29 Verpflichtungen für Investitionen
§ 30 Über und außerplanmäßige Aufwendungen
§ 31 Sicherung des Haushaltsausgleiches
§ 32 Sachliche und zeitliche Bindung
§ 33 Abgrenzung der Haushaltsjahre
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§ 34 Vergabe von Aufträgen
§ 35 Einweisung in Planstellen
§ 36 Stellenbewirtschaftung
§ 37 Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen
§ 38 Nutzungen und Sachbezüge
§ 39 Vorschüsse, Verwahrgelder
§ 40 Buchungsanordnungen
§ 41 Haftung

Abschnitt 4 

Kassen- und Rechnungswesen 

§ 42 Aufgaben und Organisation, Einbindung Dritter
§ 43 Zahlstellen
§ 44 Pfarramtskassen
§ 45 Personal der Finanzbuchhaltung
§ 46 Geschäftsverteilung und Dienstanweisung für die Finanzbuch

haltung 
§ 47 Verwaltung des Kassenbestandes
§ 48 Konten für den Zahlungsverkehr
§ 49 Zahlungen
§ 50 Nachweis der Zahlungen im Barverkehr (Quittungen)
§ 51 Rechnungswesen
§ 52 Führung der Bücher
§ 53 Vorsammlung der Buchungsfälle
§ 54 Buchführung, Belegpflicht
§ 55 Zeitpunkt der Buchungen
§ 56 Abschluss der Bar und Bankbestände
§ 57 Betriebswirtschaftliche Auswertung
§ 58 Abschluss der Bücher
§ 59 Jahresabschluss
§ 60 Ergebnisrechnung, Investitions und Finanzierungsrechnung
§ 61 Bilanz
§ 62 Anhang zur Bilanz
§ 63 Anlagen zum Anhang
§ 64 Überschuss, Fehlbetrag, Bilanzergebnis
§ 65 Aufbewahrungsfristen

Abschnitt 5 

Betriebliches Rechnungswesen 

§ 66 Anwendung der kaufmännischen Buchführung

Abschnitt 6 

Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden 

§ 67 Vermögen
§ 68 Bewirtschaftung des Vermögens
§ 69 Inventar, Inventur
§ 70 Allgemeine Bewertungsgrundsätze
§ 71 Wertansätze der Vermögensgegenstände und Schulden
§ 72 Nachweis des Vermögens und der Schulden, Bilanzierung
§ 73 Abschreibungen, Zuschreibungen
§ 74 Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen
§ 75 Rücklagen
§ 76 Sonderposten
§ 77 Rückstellungen
§ 78 Rechnungsabgrenzung

Abschnitt 7 

Prüfung und Entlastung 

§ 79 Ziel und Inhalt der Prüfung
§ 80 Kassenprüfungen
§ 81 Rechnungsprüfungen
§ 82 Organisations und Wirtschaftlichkeitsprüfungen
§ 83 Betriebswirtschaftliehe Prüfungen
§ 84 Prüfungen bei Stellen außerhalb der verfassten Kirche
§ 85 Örtliche und überörtliche Prüfung
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§ 86 Vorlage des Jahresabschlusses
§ 87 Unabhängigkeit der Prüfung
§ 88 Entlastung
§ 89 Sonstige Prüfungen

Abschnitt 8 

Schlussvorschriften 

§ 90 Befangenheit, Handlungsverbot
§ 91 Begriffsbestimmungen
§ 92 Ergänzende Regelungen
§ 93 Experimentierklausel
§ 94 Inkrafttreten

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

§ 1
Geltungsbereich 

Diese Ausführungsverordnung gilt für das Haushalts , Kassen und 
Rechnungswesen der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie
dersachsen und ihrer Einrichtungen sowie der Evangelisch lutheri
schen Landeskirche Hannovers, der Evangelisch lutherischen Lan
deskirche in Braunschweig und der Evangelisch Lutherischen Kir
che in Oldenburg und deren Einrichtungen sowie derjenigen Kör
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
der Aufsicht der Konföderation oder der Aufsicht einer der beteilig
ten Kirchen unterstehen, soweit das Rechnungswesen im Rech
nungsstil der doppelten Buchführung Doppik erfolgt. 

§2

Zweck des Haushaltsplanes 

Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushalts und Wirt
schaftsführung; er dient im Rahmen der geplanten Ziele der Fest
stellung und Deckung des Finanz und Ressourcenbedarfs, der zur 
Erfüllung der Aufgaben im Haushaltsjahr voraussichtlich notwendig 
sein wird. 

§3
Geltungsdauer 

(1) Der Haushaltsplan ist für ein oder zwei Haushaltsjahre aufzu
stellen. Wird er für zwei Haushaltsjahre aufgestellt, so ist er nach
Jahren zu trennen.
(2) Haushaltsjahr ist das Kalende1jahr.

§4
Wirkung des Haushaltsplanes 

( 1) Der Haushaltsplan ermächtigt, über die Haushaltsmittel zu ver
fügen und Verpflichtungen einzugehen. Genehmigungsvorbehalte
bleiben unberührt.
(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder Verpflichtun
gen weder begründet noch aufgehoben.

§5

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes sind die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
(2) Für Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung sind
vorab angemessene Untersuchungen über die Folgekosten und die
Wirtschaftlichkeit anzustellen.
(3) ln geeigneten Bereichen soll eine Kosten und Leistungsrech
nung erstellt werden.

§6

Grundsatz der Gesamtdeckung 
Alle Erträge dienen als Deckungsmittel für alle Aufwendungen, aus
genommen sind zweckgebundene Erträge (§ 15). Im Investitions
und Finanzierungshaushalt gilt dies für die mit Investitionen und de
ren Finanzierung verbundenen Haushaltsmittel entsprechend. 
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§7

Finanzplanung 
( 1) Der Haushaltswirtschaft soll eine mehrjährige Finanzplanung zu
grunde liegen.
(2) In der Finanzplanung sind Art und Höhe des voraussichtlich be
nötigten Finanz und Ressourcenbedarfs und dessen Deckungsmög
lichkeiten darzustellen.
(3) Der Finanzplan ist jährlich anzupassen und fortzuführen.

Abschnitt 2 
Aufstellung des Haushaltsplanes 

§8
Ausgleich des Haushaltsplanes 

( 1) Der Haushaltsplan ist in jedem Jahr im Ergebnisplan sowie im
Investitions und Finanzierungsplan auszugleichen. In diesem Rah
men ist auch die Liquidität sicherzustellen.
(2) In der Planung ist ein Jahresfehlbetrag zulässig, wenn er unter
Verwendung von Entnahmen aus Mitteln der Ausgleichsrücklage
oder aus freien Rücklagen ausgeglichen werden kann.
(3) Ein negatives Bilanzergebnis kann in der Planung in begründe
ten Ausnahmefällen zugelassen werden, wenn es darauf beruht, dass
Abschreibungen oder Zuführungen zu Rückstellungen nicht wieder
erwirtschaftet werden können.

§9
Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederung 

( l) Der Haushaltsplan muss alle im Haushaltsjahr zu erwartenden
Erträge und die voraussichtlich entstehenden Aufwendungen sowie
die mit der Investitions und Finanzierungstätigkeit verbundenen
zahlungswirksamen Zu und Abgänge enthalten.
(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnisplan sowie einen Investi
tions und Finanzierungsplan zu trennen.
(3) Der Haushaltsplan ist nach kirchlichen Handlungsfeldern oder
Funktionen (Aufgaben, Dienste) zu gliedern. Verschiedene Bereiche
können zu Teilergebnishaushalten zusammengefasst werden. Weite
re Untergliederungen sind zulässig. Die Zuordnung der Aufwendun
gen und Erträge erfolgt entsprechend der jeweiligen Gliederungs
systematik. Diese erlässt der Rat für die Konföderation und jede Kir
che für ihren Bereich.
(4) Die Erträge und Aufwendungen sowie die mit Investitionen und
deren Finanzierung verbundenen Haushaltsmittel sind innerhalb der
Gliederungssystematik (kirchliche Handlungsfelder oder Funktio
nen) nach Sachkonten des landeskirchlichen Kontenrahmens zu
gruppieren.

§ 10
Bestandteile und Inhalt des Haushaltsplanes 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus:
l. dem Haushaltsbuch mit der Summe aller Haushaltsmittel, ge

trennt nach Ergebnisplan sowie Investitions und Finanzierungs
plan und

2. dem Stellenplan, der die Soll Stellen aller im öffentlich rechtli
chen Dienstverhältnis und der nicht nur vorübergehend privat
rechtlich Beschäftigten nach der Ordnung des Haushaltsplanes
mir Angabe der Besoldungs oder Entgeltgruppe enthält.

(2) Der Ergebnisplan ist die Zusammenfassung aller Teilergebnis
haushalte und umfasst die Summe aller Erträge und Aufwendungen.
Zuführungen zu und Entnahmen aus Rücklagen für nicht investive
Zwecke sind im Ergebnisplan nach dem Posten „Jahresüber
schuss/Jahresfehlbetrag" zu veranschlagen.
(3) Der Investitions und Finanzierungsplan umfasst die mit Investi
tionen und deren Finanzierung verbundenen erfolgsneutralen Haus
haltsmittel.
(4) Dem Haushaltsplan sind als Anlage beizufügen:
l. die Bilanz zum letzten Stichtag und
2. ein Bericht über mögliche Risiken und Vorbelastungen künftiger

Haushaltsjahre und absehbarer künftiger Finanzierungslasten. 
(5) Dem Haushaltsplan sollen ferner der Haushaltsquerschnitt, die
mittelfristige Finanzplanung sowie die aus den Ansätzen des Ergeb
nisplanes sowie des Investitions und Finanzierungsplanes abzulei
tende vereinfachte Kapitalflussrechnung beigefügt werden.



§ 11
Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung 

( 1) Die Erträge und Aufwendungen sowie die mit Investitionen und
deren Finanzierung verbundenen Haushaltsmittel sind in voller Hö
he und getrennt voneinander zu veranschlagen; sie dürfen nicht ge
geneinander aufgerechnet werden.

(2) Für denselben Zweck dürfen Haushaltsmittel nicht an verschie
denen Stellen im Haushaltsplan veranschlagt werden.

(3) Im Ergebnisplan sind die Erträge nach ihrem Entstehungsgrund,
die Aufwendungen nach ihrem Zweck zu veranschlagen und, soweit
erforderlich, zu erläutern. Erläuterungen können für verbindlich er
klärt werden. Zum Vergleich der Haushaltsansätze sind die Haus
haltsansätze für das dem Haushaltszeitraum vorangehende Jahr und
die Ergebnisse des Jahresabschlusses für das zweit vorangegangene
Jahr anzugeben. Gleiches gilt für die Veranschlagung von Haus
haltsmitteln im Investitions und Finanzierungsplan. Bei Maßnah
men, die sich auf mehrere Jahre erstrecken, sollen die voraussichtli
chen Gesamtkosten und ihre Finanzierung erläutert werden.

(4) Ven-echnungen innerhalb des Haushaltsplanes sollen vorgesehen
werden, wenn sie für eine verursachungsgerechte Kostenzuordnung
notwendig sind.

§ 12
Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel 

(1) Im Haushai tsplan können angemessene Beträge veranschlagt
werden, die bestimmten Personen für dienstliche Zwecke zur Verfü
gung stehen (Verfügungsmittel).

(2) Zur Deckung der Inanspruchnahme über oder außerplanmäßiger
Haushaltsmittel können angemessene Beträge als Verstärkungsmit
tel veranschlagt werden.

§ 13
Verpflichtungsermächtigungen 

Das Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen Haushaltsjah
ren Haushaltsmittel für Investitionen oder Investitionsförderungs
maßnahmen binden, setzt eine förmliche Ermächtigung (Verpflich
tungsermächtigung) im Haushaltsplan voraus. Hierbei sind die in 
Frage kommenden Stellen im Haushaltsplan und der Betrag, bis zu 
dem Verpflichtungen eingegangen werden dürfen, anzugeben. Er
streckt sich die Ermächtigung über mehrere Jahre, so ist ferner an
zugeben, welche Teilbeträge in den einzelnen Jahren haushaltswirk
sam werden dürfen. Verpflichtungsermächtigungen sollen auf den 
nächsten Haushaltszeitraum begrenzt werden. 

§ 14
Deckungsfähigkeit 

Im Haushaltsplan können Ansätze für Aufwendungen als gegensei
tig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn ein verwal
tungsmäßiger oder sachlicher Zusammenhang besteht oder eine 
wirtschaftliche und sparsame Verwendung gefördert wird. Gleiches 
gilt für die mit Investitionen und deren Finanzierung verbundenen 
Haushaltsmittel. 

§ 15
Zweckbindung von Haushaltsmitteln 

( 1) Erträge können im Ergebnisplan durch Haushaltsvermerk auf die
Verwendung für bestimmte Aufwendungen nur beschränkt werden,
wenn sich die Beschränkung aus rechtlicher Verpflichtung oder
zwingend aus der Herkunft oder der Natur der Erträge ergibt. Soweit
im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt wird, können zweckge
bundene Mehrerträge für Mehraufwendungen desselben Zwecks
verwendet werden. Die Zweckbindung kann durch einen Haushalts
vermerk auf Deckungskreise erweitert werden.

(2) Mehraufwendungen nach Absatz I Satz 2 gelten nicht als Haus
haltsüberschreitungen (unechte Deckungsfähigkeit): § 30 Absatz 1
findet insoweit keine Anwendung.

(3) Die Absätze I und 2 gelten für die mit Investitionen und deren
Finanzierung verbundenen Vermögensmehrungen entsprechend.

§ 16
Übertragbarkeit 

(J) Haushaltsmittel für Investitionen und aus zweckgebundenen Er
trägen sind übertragbar.

(2) Andere Haushaltsmittel können durch Haushaltsvermerk für
übertragbar erklärt werden, wenn dies ihre wirtschaftliche und spar
same Verwendung fördert.
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§ 17

Budgetierung 

( 1) Haushaltsmittel können im Rahmen eines Systems

der dezentralen Verantwortung bei geeig neten Organisationseinhei
ten oder Handlungsfeldern kirchlicher Arbeit zu einem finanziellen 
Rahmen als Budget verbunden werden (Budgetierung). Dabei wird 
die Finanzverantwortung auf der Grundlage der Haushaltsermächti
gung auf die Budgetverantwortlichen übertragen, die die Fach und 
Sachverantwortung haben. 

(2) Die Haushaltsermächtigung soll die damit verbundenen Bestim
mungen der Haushaltsausführung gemäß §§ 13 bis 16, der Stellen
bewirtschaftung sowie der Bildung und Bewirtschaftung von Bud
getrücklagen festlegen.

(3) Wird bei der Budgetierung von§ 9 Absatz 3 abgewichen, ist der
Haushalt in der Form des Haushaltsbuches aufzustellen. Für die Be
wirtschaftung und den kassenmäßigen Vollzug des Haushaltsplanes
ist ein Buchungsplan aufzustellen. Inhalt und Aufbau haben den Be
stimmungen des § 9 zu entsprechen.

(4) Die Budgets bilden den finanziellen Rahmen, mit dem die von
dem haushaltsbeschließenden Organ vorgegebenen Ziele verfolgt
werden. Art und Umfang der Umsetzung der Zielvorgabe haben die
bewirtschaftenden Stellen im Rahmen eines Berichtswesens nach
zuweisen. Ein innerkirchliches Controlling soll die Einhaltung der
Budgets während der laufenden Haushaltsperiode gewährleisten.

§ 18

Sperrvermerk 

Aufwendungen und die mit Investitionen und deren Finanzierung 
verbundenen Haushaltsmittel, die aus besonderen Gründen zunächst 
noch nicht realisiert werden sollen oder im Einzelfall einer besonde
ren Zustimmung bedürfen, sind im Haushaltsplan mit einem Spen-
vermerk zu versehen. 

§ 19

Kredite 

(1) Ist in Ausnahmefällen die Aufnahme von Krediten erforderlich,
so wird im Haushaltsbeschluss bestimmt, bis zu welcher Höhe Kre
dite

1. zur Deckung von Haushaltsmitteln für Investitionen,

2. zur Haushaltskonsolidierung in Ausnahmefällen im Rahmen ei
nes Haushaltssicherungskonzeptes und

3. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Zahlungsfähig
keit (Kassenkredite) aufgenommen werden dürfen. Genehmi
gungsvorbehalte bleiben unberührt.

(2) Kreditaufnahmen nach Absatz I Nummer l dürfen nur erfolgen,
sofern die Zins und Tilgungsverpflichtungen mit der dauernden fi
nanziellen Leistungsfähigkeit im Einklang stehen. Die Kreditauf
nahmen sind in den Haushaltsplan einzustellen.

(3) Die Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredites nach Absatz 1
Nummer I gilt über das Haushaltsjahr hinaus bis zur Abwicklung
des Vorhabens, für das der Kredit bestimmt war.

(4) Die Ermächtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten gilt bis
zum Inkrafttreten des nächsten Haushaltsbeschlusses.

(5) Ein Kassenkredit darf nur aufgenommen werden, wenn Finanz
mittel der Betriebsmittelrücklage nicht ausreichen oder die Inan
spruchnahme unwirtschaftlich ist. Ein Kassenkredit ist im Haus
haltsplan nicht zu veranschlagen.

§ 20

Innere Anleihen 

Werden Finanzmittel zur Deckung von Rücklagen oder finanzierten 
Rückstellungen für den vorgesehenen Zweck einstweilen nicht be
nötigt, können sie vorübergehend als liquide Mittel für Investitionen 
in Anspruch genommen werden (Innere Anleihen), wenn sicherge
stellt ist, dass sie für ihren eigentlichen Zweck im Bedarfsfall recht
zeitig verfügbar sind. Die Rückzahlung und eine angemessene Ver
zinsung sind festzulegen; Genehmigungsvorbehalte bleiben unbe
rührt. Die vorübergehende Minderung der Rücklagen ist als solche 
zu buchen und im Anhang zur Bilanz zu erläutern. 
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§ 21
Bürgschaften 

Im Haushaltsbeschluss wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Bürg
schaften übernommen werden dürfen. Genehmigungsvorbehalte 
bleiben unberührt. 

§ 22
Baumaßnahmen und sonstige Investitionen 

(1) Haushaltsmittel für Baumaßnahmen und sonstige Investitionen
dürfen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenermittlungen
und Erläuterungen vorliegen, aus denen sich die Art der Ausführung,
die vorgesehene Finanzierung, die Folgekosten und ein Zeitplan er
geben.
(2) Ausnahmen sind nur zulässig, wenn es im Einzelfall nicht mög
lich ist, die Unterlagen rechtzeitig fertig zu stellen und aus einer spä
teren Veranschlagung ein Nachteil erwachsen würde. [n diesem Fall
sind die Haushaltsmittel mit einem Sperrvermerk zu versehen.
(3) Sind die veranschlagten Baumaßnahmen und sonstigen Investi
tionen für den jeweiligen Haushalt von finanziell erheblicher Be
deutung, können sie neben der Darstellung im Rechnungswesen zu
sätzlich über eine ggf. meh1jährige Nebenrechnung geführt wer
den.

§ 23
Zuwendungen an Dritte 

(1) Zuwendungen an Stellen. die nicht zur verfassten Kirche gehö
ren (Zuschüsse). dürfen nur veranschlagt werden, wenn ein erhebli
ches Interesse der bewilligenden Stelle an der Erfüllung des Zuwen
dungszweckes durch den Zuwendungsempfänger gegeben ist.
(2) Bei der Bewilligung von Zuschüssen sind Vereinbarungen über
Verwendungsnachweise und das Prüfungsrecht zu treffen.

§ 24
Beschluss zur Feststellung des Haushaltsplanes, vorläufige 

Haushaltsführung 
( 1) Der Haushaltsplan soll vor Beginn des Haushaltsjahres aufge
stellt und beschlossen werden. Er ist gemäß den jeweiligen rechtli
chen Bestimmungen zu veröffentlichen. Die Ansätze sind in die Fi
nanzbuchhaltung aufzunehmen.
(2) Sollte der Haushaltsplan ausnahmsweise nicht rechtzeitig be
schlossen sein, so sind
1. nur die Haushaltsmittel verfügbar, die nötig sind, um

a) die bestehenden Einrichtungen in geordnetem Gang zu halten
und den gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtun
gen zu genügen;

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen,
für die durch den Haushalt eines Vo,jahres bereits Beträge
festgesetzt worden sind,

2. die Erträge zu erheben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist und

3. Aufnahmen von Kassenkrediten nur im Rahmen des Vorjahres
haushaltes zulässig.

§ 25
Nachtragshaushaltsplan 

( 1) Der Haushaltsplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres
durch einen Nachtragshaushaltsplan geändert werden.
(2) Ein Nachtragshaushaltsplan soll aufgestellt werden, wenn sich
zeigt, dass
1. ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wird und der Haushaltsaus

gleich auch bei Ausnutzung aller Einsparmöglichkeiten nur
durch eine Änderung des Haushaltsplanes erreicht werden kann,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Haushaltsmillel in ei
nem erheblichen Umfang geleistet oder in Anspruch genommen
werden müssen.

(3) Der Nachtragshaushaltsplan muss alle erheblichen Änderungen
enthalten, die im Zeitpunkt seiner Aufstellung erkennbar sind.
(4) Für den Nachtragshaushaltsplan gelten die Vorschriften über den
Haushaltsplan entsprechend.
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§ 26
Einrichtungen, Sondervermögen 

(1) Für kirchliche Einrichtungen und Sondervermögen ohne eigene
Rechtspersönlichkeit (z. B. unselbständige Stiftungen) können ge
sonderte Haushalts oder Wirtschaftspläne aufgestellt werden. Im
Übrigen finden die Vorschriften dieser Ordnung Anwendung.
(2) Soweit gesetzliche Vorschriften oder Bestimmungen des Stifters
entgegenstehen, bleiben diese unberührt. 

Abschnitt 3 
Ausführung des Haushaltsplanes 

§ 27
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 

( I) Die Erträge sind vollständig zu erfassen und die Forderungen
rechtzeitig einzuziehen. Ihr Eingang ist zu überwachen.
(2) Die Haushaltsansätze sind so zu bewirtschaften. dass
1. die Aufgaben wirtschaftlich und zweckmäßigerreicht werden und
2. die gebotene Sparsamkeit geübt wird.
(3) Die Haushaltsmittel sind erst in Anspruch zu nehmen, wenn es
die Erfüllung der Aufgaben erfordert.
(4) Leistungen vor Empfang der Gegenleistung (Vorleistungen) sol­
len nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit es allgemein üblich
oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. Für Vorleistun
gen sind die erforderlichen, mindestens die allgemein üblichen Si
cherheiten zu verlangen.
(5) Die Haushaltsüberwachung ist sicherzustellen.

§ 28
Allgemeine Verpflichtungen 

( l) Verpflichtungen werden aufgrund eines Beschlusses des jeweils
zuständigen Organs oder des dazu per Gesetz Ermächtigten einge
gangen.
(2) Die zuständigen Organe oder der dazu per Gesetz Ermächtigte
können Em1ächtigungen im Rahmen der Haushaltsansätze erteilen.
Ausgenommen hiervon sind
1. das Eingehen von baulichen Verpflichtungen, soweit sie einen

von der obersten Aufsichtsbehörde festgesetzten Höchstbetrag
überschreiten oder soweit es sich um denkmalpflegerische Maß
nahmen handelt,

2. die Beschaffung von Gegenständen des beweglichen Vermögens.
die zu inventarisieren sind, soweit ein von der obersten Auf
sichtsbehörde festgesetzter Wert überschritten wird,

3. die Beschaffung von Geschenken oder die Gewährung von Un
terstützungsleistungen aus Haushaltsmitteln.

(3) Der Ermächtigte darf von seiner Befugnis keinen Gebrauch ma
chen, wenn die Verpflichtung ihm selbst oder seinen Angehörigen
im Sinne des § 90 zugute kommt.

§ 29
Verpflichtungen für Investitionen 

Verpflichtungen für Investitionen dürfen unbeschadet anderer Be
stimmungen erst eingegangen werden, wenn deren Finanzierung ge
siche11 ist. 

§ 30
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 

( 1) Die Veranlassung oder Inanspruchnahme über und außerplan
müßiger Haushaltsmittel bedarf der Zustimmung des für den Be
schluss über den Haushaltsplan zuständigen Organs oder des hierfür
aufgrund besonderer gesetzlicher Regelungen zuständigen Organs.
Die Zustimmung soll nur im Falle eines unvorhergesehenen und un
abweisbaren Bedarfs erteilt werden. Zugleich ist über die Deckung
zu entscheiden.
(2) Das Gleiche gilt für Maßnahmen. durch die später über oder au
ßerplanmäßige Haushaltsmittel veranlasst oder in Anspruch genom
men werden müssen.
(3) In den Fällen, die keinen Aufschub dulden, und in Fällen der Ver
anlassung oder Inanspruchnahme unerheblicher über und außer­
planmäßiger Haushaltsmittel kann das für die Ausführung des Haus
haltsplanes zuständige Organ die Zustimmung erteilen. Bei einem



fr die Zustimmung nach Absatz I abweichend zuständigen Organ 
ist diesem alsbald Kenntnis zu geben. 

(4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes l können Mehrauf
wendungen mit entsprechenden Haushaltsmitteln des folgenden
Haushaltsjahres verrechnet werden (Haushaltsvorgriff). Haushalts
vorgriffe erfordern, dass im folgenden Jahr an der gleichen Stelle des
Haushaltsplanes Haushaltsmittel mindestens in dieser Höhe bereit
stehen.

§ 31

Sicherung des Haushaltsausgleiches 

(1) Durch Gegenüberstellung der Haushaltsmittel oder andere ge
eignete Maßnahmen ist während des Haushaltsjahres darüber zu wa
chen, dass der Haushaltsausgleich gewährleistet bleibt.

(2) Ist der Haushaltsausgleich in Frage gestellt, so sind unverzüglich
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

§ 32

Sachliche und zeitliche Bindung 

( 1) Haushaltsmittel dürfen nur zu dem im Haushaltsplan bezeichne
ten Zweck, soweit und solange er fortdauert, und nur für das Haus
haltsjahr in Anspruch genommen werden.

(2) Bei übe1tragbaren Haushaltsmitteln können Haushaltsreste ge
bildet werden, die für die jeweilige Zweckbestimmung über das
Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende des auf die Bewilligung folgen
den zweitnächsten Haushaltsjahres verfügbar bleiben. Bei Haus
haltsmitteln für Baumaßnahmen tritt an die Stelle des Haushaltsjah
res der Bewilligung das Haushaltsjahr, in dem der Bau in seinen we
sentlichen Teilen fe1tig gestellt worden ist. Ist die Gewährleistungs
frist bei Beendigung der Übertragbarkeit noch nicht abgelaufen, so
verlängert sich die Übertragbarkeit bis zum Ende der Gewährleis
tungsfrist.

(3) Zweckgebundene Haushaltsmittel(§ 15) bleiben auch über das
Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden, so lange der Zweck fortdau
ert.

§ 33

Abgrenzung der Haushaltsjahre 

Haushaltsmittel sind bis zum Abschluss der Bücher für das Haus
haltsjahr anzuordnen, dem sie wirtschaftlich zuzuordnen sind. 

§ 34
Vergabe von Aufträgen 

Bei der Vergabe von Aufträgen sollen in der Regel die Verdin
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) und die Verdingungsord
nung für Leistungen (VOL) angewendet werden. 

§ 35
Einweisung in Planstellen 

Für die Einweisung von Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in 
Planstellen gelten die Vorschriften des Haushaltsrechtes des Landes 
Niedersachsen entsprechend, soweit durch Rechtsvorschriften nicht 
etwas anderes bestimmt ist. 

§ 36
Stellenbewirtschaftung 

(1) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als „künftig wegfallend"
(kw) bezeichnet, darf die nächste freiwerdende Planstelle derselben
Besoldungs oder Entgeltgruppe der gleichen Fachrichtung nicht
mehr besetzt werden.

(2) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraussetzungen als
,,künftig umzuwandeln" (ku) bezeichnet, gilt die nächste freiwer
dende Planstelle derselben Besoldungs oder Entgeltgruppe der glei
chen Fachrichtung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in die Stelle
umgewandelt, die in dem Umwandlungsvermerk angegeben ist.

§ 37
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen 

(]) Forderungen dürfen nur 
1. gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen

Hätten für den Schuldner verbunden wäre und der Anspruch
durch die Stundung nicht gefährdet wird,
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2. niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Einziehung
keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen,

3. erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen
Falles für den Schuldner eine besondere Härte bedeuten würde.

(2) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

§ 38

Nutzungen und Sachbezüge 

Nutzungen und Sachbezüge dürfen Mitarbeitenden im kirchlichen 
Dienst nur gegen angemessenes Entgelt gewährt werden. Andere 
Regelungen in Rechtsvorschriften oder Tarifverträgen bleiben unbe
rührt. 

§ 39

Vorschüsse, Verwahrgelder 

( 1) Vorschüsse sind als Forderungen zu erfassen. Hierbei steht zwar
die Verpflichtung zur Leistung fest, die endgültige Buchung im
Haushalt ist aber noch nicht möglich.

(2) Verwahrgelder sind als sonstige Verbindlichkeiten zu erfassen,
solange die endgültige Buchung im Haushalt noch nicht möglich ist.

(3) Einzahlungen, die der Kasse irrtümlich oder zur Weiterleitung an
Dritte zugehen, sind ebenfalls als sonstige Verbindlichkeiten auszu
weisen.

§ 40

Buchungsanordnungen 

(J) Die Ausführung des Haushalts erfolgt auf der Grundlage von Bu
chungsanordnungen. Sie sind schriftlich als Einzel , Sammel oder
Daueranordnungen zu erteilen. Unterlagen, die die Buchung be
gründen, sind grundsätzlich zu verwenden oder beizufügen.

(2) Buchungsanordnungen müssen enthalten:
1. die anordnende Stelle,
2. den anzunehmenden, auszuzahlenden oder zu buchenden Be

trag,
3. die zahlungspflichtige oder empfangsberechtigte Person,
4. den Fälligkeitstag, sofern die Zahlung nicht sofort fällig ist,
5. die Kontierung und das Haushaltsjahr,-
6. den Buchungsgrund,
7. die Feststellungsvermerke für die sachliche, rechnerische und

gegebenenfalls fachtechnische Richtigkeit, 
8. den lnventarisierungsvermerk, soweit erforderlich,
9. das Datum der Anordnung und

10. die Unterschrift der zur Anordnung berechtigten Person.
Auf die Schriftform kann verzichtet werden, wenn ein von der zu
ständigen Stelle freigegebenes automatisiertes Anordnungsverfah
ren verwendet wird. 

(3) Eine zahlungswirksame Buchungsanordnung zu Lasten des
Haushaltes darf nur e1teilt werden, wenn Mittel haushaltsrechtlich
zur Verfügung stehen.§ 30 bleibt unberüh1t.

(4) Die Finanzbuchhaltung kann durch allgemeine Anordnungen je
weils für ein Haushaltsjahr mit der Buchung von Haushaltsmitteln
beauftragt werden.

(5) Bei Buchungsanordnungen dürfen Einzahlungen nicht durch
Kürzung von Auszahlungen und Auszahlungen nicht durch Kürzung
von Einzahlungen ve1mindert angeordnet werden, gleiches gilt für
zahlungsunwirksame Buchungsanordnungen (Saldierungsverbot).

(6) Auf Buchungsanordnungen kann bei Erträgen und Einnahmen
verzichtet werden, wenn sich aus der Unterlage, die die Buchung be
gründet, eindeutig eine sachliche Zuordnung ergibt und das zustän
dige Organ mindestens vierteljährlich eine Aufstellung über sämtli
che Ertrags und Einnahmebuchungen erhält.

(7) Durch eine Aktivierung von Sachanlagegütern pro Beleg gelten
die daraus resultierenden Abschreibungen und gegebenenfalls die
zugehörigen Auflösungen des Sonderpostens für erhaltene Investiti
onszuschüsse als angeordnet.
(8) Weitere Bestimmungen über die Anordnungsbefugnis sowie
über Fom1 und Inhalt von Buchungsanordnungen kann die oberste
Aufsichtsbehörde erlassen.

(9) Die Regelungen über die Ausübung der Anordnungsbefugnis
trifft das für die Ausführung des Haushaltsplanes zuständige Organ.
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§ 41
Haftung 

Wer entgegen den Vorschriften eine Buchung anordnet oder eine 
Maßnahme getroffen oder unterlassen hat, durch die ein Schaden 
entstanden ist, ist im Rahmen des Pfanerdienst , Kirchenbeamten , 
Beamten , Tarif und bürgerlichen Rechts ersatzpflichtig. 

Abschnitt 4 
Kassen- und Rechnungswesen 

§ 42

Aufgaben und Organisation, Einbindung Dritter 
( 1) Für kirchliche Körperschaften hat die Finanzbuchhaltung der zu
ständigen Verwaltungsstelle den gesamten Zahlungsverkehr abzu
wickeln, die Buchungen auszuführen, die Belege zu sammeln und
die Rechnungslegung vorzubereiten.
(2) Die Finanzbuchhaltung kann mit Zustimmung der obersten Auf
sichtsbehörde ganz oder teilweise einer anderen Stelle übertragen
werden.
(3) Die Finanzbuchhaltung kann mit der Besorgung der Finanz
buchhaltung für Dritte betraut werden, wenn gewährleistet ist, dass
hierbei
J. keine Vennischung von Geldern erfolgt,
2. eine Kostendeckung gewährleistet ist,
3. im Bedarfsfall die Buchhaltung Dritter in die Rechnungsprüfung

mit einbezogen werden kann und
4. die ordnungsgemäße und termingerechte Erledigung der eigenen

Aufgaben der Finanzbuchhaltung nicht beeinträchtigt wird.
(4) Hat die Finanzbuchhaltung gegen Form oder Inhalt einer Bu
chungsanordnung Bedenken, so hat sie dies der anordnenden Person
schriftlich mitzuteilen. Werden die Bedenken zurückgewiesen, so
hat das gleichfalls schriftlich zu erfolgen. Der Schriftwechsel soll
der Buchungsanordnung beigefügt werden.

§ 43
Zahlstellen 

In Ausnahmefällen können Zahlstellen als Teil der Finanzbuchhal
tung eingerichtet werden. 

§ 44
Pfarramtskassen 

Die Verwaltung von Mitteln, die einem Pfaner, einer Pfarrerin oder 
einem oder einer im seelsorgerischen oder kirchlich diakonischen 
Dienst tätigen Mitarbeitenden zur freien Verfügung anvertraut wor
den sind (Pfanamtskasse), richtet sich nach den Bestimmungen der 
Kirchen. 

§ 45
Personal der Finanzbuchhaltung 

( 1) In der Finanzbuchhaltung dürfen nur Personen beschäftigt wer­
den, deren Eignung und Zuverlässigkeit festgestellt worden sind.
(2) Die in der Finanzbuchhaltung beschäftigten Personen dürfen we
der untereinander noch mit Anordnungsberechtigten und den die
Aufsicht führenden Personen verheiratet, bis zum dritten Grad ver
wandt, bis zum zweiten Grad verschwägert oder durch Adoption
verbunden sein oder in eingetragener Lebenspartnerschaft oder
häuslicher Gemeinschaft leben. Ausnahmen bedürfen der Zustim
mung der zuständigen Stelle.
(3) Wer Buchungsanordnungen erteilt. darf an Zahlungen nicht be
teiligt sein und Buchungen nicht ausführen.

§ 46

Geschäftsverteilung und Dienstanweisung für die 
Finanzbuchhaltung 

( 1 J Ist die Finanzbuchhaltung mit mehreren Personen besetzt, so 
müssen Buchhaltung· und Zahlungsverkehr von verschiedenen Per
sonen wahrgenommen werden. 
(2) Die mit der Buchhaltung und die mit dem Zahlungsverkehr be
trauten Personen sollen sich nicht vertreten.
(3) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des zuständigen Vertre
tungsorgans. 
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(4) Weitere Bestimmungen zur Finanzbuchhaltung und zum Zah
lungsverkehr sind in einer Dienstanweisung zu regeln.

§ 47
Verwaltung des Kassenbestandes 

(1) Der Kassenbestand (Barbestand, Bestand auf Konten) ist wirt
schaftlich auf der Grundlage einer Liquiditätsplanung zu verwalten.
(2) Die anordnende Stelle soll die Finanzbuchhaltung frühzeitig ver
ständigen, wenn mit größeren Einnahmen zu rechnen ist oder größe
re Zahlungen zu leisten sind. 
(3) Ist eine Verstärkung des Kassenbestandes durch Kassenkredit er
forderlich, so ist die zuständige Stelle rechtzeitig zu verständigen.

§ 48

Konten für den Zahlungsverkehr 
Das Vertretungsorgan des Rechtsträgers der Finanzbuchhaltung re
gelt, welche Konten für die der Verwaltungsstelle angeschlossenen 
Körperschaften unterhalten werden und welche Personen Verfü
gungsberechtigung über die Konten erhalten. Diese Konten müssen 
auf den Namen der Körperschaft lauten, die Träger der Verwal
tungsstelle ist. 

§ 49
Zahlungen 

( 1) Auszahlungen dürfen nur aufgrund einer Buchungsanordnung
geleistet werden. Sie sind unverzüglich oder zu dem in der Anord
nung bestimmten Zeitpunkt zu leisten und vonangig bargeldlos zu
bewirken.
(2) Einzahlungen sind regelmäßig nur aufgrund einer Buchungsan
ordnung anzunehmen. Bei Geldeingängen ohne Anordnung ist diese
sofort einzuholen.
(3) Die zuständige Stelle kann zulassen, dass Auszahlungen ohne
Anordnung geleistet werden, wenn der Kasse Einzahlungen irrtüm
lich oder zur Weiterleitung an Dritte zugehen.
(4) Abbuchungsaufträge und Einzugsermächtigungen dürfen nur
durch die Finanzbuchhaltung erteilt werden.

§ 50

Nachweis der Zahlungen im Barverkehr (Quittungen) 

Die Fin_anzbuchhaltung_ hat grundsätzlich über jede Zahlung, die 
durch Ubergabe oder Ubersendung von Zahlungsmitteln bewirkt 
oder geleistet wird, der einzahlenden Person eine Quittung zu ertei
len bzw. von der empfangsberechtigten Person eine Quittung zu ver
langen. Die anordnende Stelle kann für bestimmte Fälle den Nach
weis der Zahlung in anderer Form zulassen. 

§ 51
Rechnungswesen 

( J) Das Rechnungswesen hat:
1. die erforderlichen Informationen für die Haushaltsplanung und

den Haushaltsvollzug bereitzustellen,
2. die Aufstellung des Jahresabschlusses und die Durchführung des

Planvergleiches zu ermöglichen und
3. die Überprüfung des Umgangs mit kirchlichen Mitteln im Hin

blick auf Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu
gewährleisten.

(2) Die kirchliche Körperschaft ist zur Erfüllung der in Absatz I ge­
nannten Zwecke verpflichtet, Bücher zu führen, in denen
1. alle mit dem Haushaltsvollzug verbundenen Erträge und Auf

wendungen und
2. der Bestand und die Veränderung ihres Ve1mögens und der

Schulden im System der doppelten Buchführung aufgezeichnet
werden.

(3) Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einen Über­
blick über die Finanzvorfälle, den Ressourceneinsatz und verbrauch
und die wirtschaftliche Lage der kirchlichen Körperschaft vermit
telt. Die Finanzvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und Ab
wicklung verfolgen lassen.

§ 52

Führung der Bücher 
( 1) Die Aufzeichnungen in den Büchern müssen vollständig, richtig.



geordnet, periodisch und nachprüfbar sein. Sie sind nach zeitlicher 
Ordnung im Gnmdbuch und nach sachlicher Ordnung im Hauptbuch 
vorzunehmen. Das Hauptbuch ist durch Nebenbücher zu ergänzen. 
Die Ergebnisse der Nebenbücher sind regelmäßig in das Hauptbuch 
zu übernehmen. 

(2) Welche Bücher, außer Grund und Hauptbuch, im Einzelnen zu
führen sind und in welcher Form, regelt der Rat für die Konfödera
tion und jede Kirche für ihren Bereich.

(3) Die Bücher sind so zu führen, dass

1. sie zusammen mit den Belegen beweiskräftige Unterlagen für
den Jahresabschluss sind,

2. Unregelmäßigkeiten nach Möglichkeit durch interne Kontroll
systeme ausgeschlossen sind und

3. die Zahlungs und Buchungsvorgänge durch interne Richtlinien
in ihrer richtigen Ordnung, zeitlichen und sachlichen Buchung
gewährleistet und durch einen sachverständigen Dritten in ange
messener Zeit nachprüfbar sind.

(4) Aus den Büchern müssen in Verbindung mit den Belegen der Bu
chungsgrund und der Einzahler oder der Empfänger festzustellen
sein.

(5) Berichtigungen in Büchern müssen so vorgenommen werden,
dass die ursprüngliche Eintragung erkennbar bleibt.

§ 53

Vorsammlung der Buchungsfälle 

Häufig wiederkehrende, sachlich zusammengehörende Erträge und 
Aufwendungen können jeweils zu einer Tagessumme zusammenge
fasst in das Grundbuch übernommen werden, wenn sichergestellt ist, 
dass eine Überprüfung im Einzelfall durch Führung von Nebenbü
chern möglich ist. Sinngemäß kann bei der Sachbuchung verfahren 
werden mit der Maßgabe, dass die Summen mindestens monatlich in 
das Hauptbuch übernommen werden. Die oberste Aufsichtsbehörde 
kann eine Verlängerung der Frist bis zu einem Haushaltsjahr zulas
sen, wenn die Summe der Sachkonten unter Einbeziehung weiterer 
Buchungsfälle jederzeit festgestellt werden kann. 

§ 54

Buchführung, Belegpflicht 

(1) Die Ordnung für die sachliche Buchung folgt der Gliederung des
Haushaltsplanes. Haushaltsreste sind im folgenden Haushaltsjahr an
der gleichen Stelle abzuwickeln, bei denen sie entstanden sind.

(2) Die bei Einsatz von automatisierten Verfahren für die Sachbu
chung gespeicherten Daten sind grundsätzlich mit allen Daten der
Einzelvorgänge auszudrucken. Längste Ausdruckperiode ist das
Haushaltsjahr. Anstelle des Ausdrucks kann die zuständige Stelle ei
ne geeignete Art der Speicherung der Daten zulassen, wenn das Ver
fahren nach der technischen und organisatorischen Seite sicher und
wirtschaftlich geregelt ist.

(3) Die Buchungen sind zu belegen.

§ 55

Zeitpunkt der Buchungen 

(]) Forderungen und Verbindlichkeiten sind zum Zeitpunkt ihrer 
Entstehung, Ein und Auszahlungen zum Zeitpunkt ihrer Leistung 
und nicht zahlungswirksame Veränderungen des Vermögens, der 
Sonderposten und der Rückstellungen spätestens im Rahmen der 
Jahresabschlussarbeiten zu buchen. 

(2) Nach der zeitlichen Buchung ist alsbald die sachliche Buchung
vorzunehmen, sofern nicht beide Buchungen in einem Arbeitsgang
vorgenommen werden.

§ 56

Abschluss der Bar- und Bankbestände 

(]) An jedem Tag, an dem Zahlungen erfolgt sind, ist der Buchbe
stand mit dem Kassenbestand der Verwaltungsstelle zu vergleichen. 
Die Ergebnisse der Barkassen sind in einem Tagesabschlussproto
koll nachzuweisen und schriftlich anzuerkenren. Für den Abgleich 
der Bankbestände kann eine längere Frist zugelassen und im Übri
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gen bestimmt werden, dass sich der Tagesabschluss an den Zwi
schentagen auf den baren Zahlungsverkehr beschränken kann. 

(2) Wird ein Kassenfehlbetrag festgestellt, so ist dies beim Abgleich
zu vermerken. Er ist zunächst als sonstige Forderung zu buchen. Die
Kassenaufsicht ist unverzüglich zu unterrichten. Bleibt der Kassen
fehlbetrag unaufgeklärt und besteht keine Haftung oder ist kein Er
satz zu erlangen, so ist der Fehlbetrag als Aufwand in die Ergebnis
rechnung zu übernehmen.

(3) Ein Kassenüberschuss ist zunächst als sonstige Verbindlichkeit
zu buchen. Kann er aufgeklärt werden, darf er der empfangsberech
tigten Person nur aufgrund einer Anordnung ausgezahlt werden.
Kann er bis zum Jahresabschluss nicht aufgeklärt werden, ist er als
Ertrag im Ergebnishaushalt zu vereinnahmen.

§ 57

Betriebswirtschaftliche Auswertung 

In regelmäßigen Zeitabständen ist eine betriebswirtschaftliche Aus
wertung zu fertigen. 

§ 58

Abschluss der Bücher 

Die Bücher sind jährlich abzuschließen. Nach Ablauf des Haus
haltsjahres dürfen nur noch zahlungsunwirksame Buchungen vorge
nommen werden. 

§ 59

Jahresabschluss 

(]) Der Jahresabschluss soll bis zum Ende des dritten Monats und 
muss spätestens bis zum Ende des sechsten Monats nach Ende des 
Haushaltsjahres aufgestellt und grundsätzlich spätestens bis Ende 
des neunten Monats durch das zuständige Organ festgestellt sein. 

(2) Der Jahresabschluss umfasst die Ergebnisrechnung, die Investi
tions und Finanzierungsrechnung, die Kapitalflussrechnung und die
Bilanz mit Anhang.

(3) Im Jahresabschluss sind alle Haushaltsmittel des Ergebnishaus
haltes sowie des Investitions und Finanzierungshaushaltes nach der
Ordnung des Haushaltsplanes darzustellen. Zum Vergleich sind die
Ansätze aufzuführen und die Abweichungen auszuweisen. Haus
haltsreste und Haushaltsvorgriffe sind gegebenenfalls zu berück
sichtigen.

(4) Für die Aufstellung der Ergebnisrechnung und der Bilanz ist die
vorgeschriebene Gliederung zu beachten. Weitere Untergliederun
gen sind zulässig. Die Form der Darstellung, insbesondere die Glie
derung der aufeinander folgenden Ergebnisrechnungen, Investiti
ons und Finanzierungsrechnungen und Bilanzen ist beizubehalten,
soweit nicht in Ausnahmefällen wegen besonderer Umstände Ab
weichungen erforderlich sind. Die Abweichungen sind zu erläutern.

§ 60

Ergebnisrechnung, Investitions- ·und Finanzierungsrechnung 

( I) Der Ergebnishaushalt wird mit der Ergebnisrechnung abge
schlossen. In ihr sind die dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Erträ
ge- und Aufwendungen gegenüberzustellen und daraus das Jahreser
gebnis zu ermitte.ln. Erträge und Aufwendungen dürfen nicht mitei
nander verrechnet werden. Zuführungen zu und Entnahmen aus
Rücklagen für nicht investive Zwecke sind in der Ergebnisrechnung
unterhalb des Postens „Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag" nachzu
weisen. Die Ergebnisrechnung schließt mit dem Bilanzergebnis ab.
(2) Die Ergebnisrechnung ist in Staffelform aufzustellen. Das Sche­
ma der Darstellung wird durch die oberste Aufsichtsbehörde festge
legt.

(3) Der Investitions und Finanzierungshaushalt wird mit der Inves­
titions und Finanzierungsrechnung abgeschlossen. In ihr sind die
dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Zu und Abgänge der mit der In
vestitions und Finanzierungstätigkeit verbundenen Haushaltsmittel
zu erfassen. Zu und Abgänge dürfen nur innerhalb desselben Sach
kontos miteinander verrechnet werden.
(4) Den in der Ergebnisrechnung sowie der Investitions und Finan
zierungsrechnung nachzuweisenden Ist Ergebnissen des Haushalts
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vollzuges sind die fortgeschriebenen Planansätze des Haushaltsjah
res voranzustellen und ein Plan / Ist Vergleich anzufügen. 
(5) Die Ergebnisrechnung sowie die Investitions und Finanzie
rungsrechnung bilden die Grundlage für die Aufstellung der Bilanz.

§ 61
Bilanz

(1) Die Bilanz ist nach der in den Durchführngsbestimmungen ge
regelten Gliederung in Kontoform aufzustellen. Eine weitere Unter
gliederung der Posten ist zulässig; dabei ist jedoch die vorgeschrie
bene Gliederung zu beachten. Neue Posten dürfen hinzugefügt wer
den, wenn ihr Inhalt nicht von einem vorgeschriebenen Posten ge
deckt wird. Gliederung und Bezeichnung der mit arabischen Zahlen
versehenen Posten der Bilanz sind zu ergänzen, wenn dies wegen
Besonderheiten der kirchlichen Körperschaft zur Aufstellung eines
klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich ist.
(2) In der Bilanz ist zu jedem Posten der entsprechende Betrag des
vorhergehenden Haushaltsjahres anzugeben. Erhebliche Unterschie
de sind im Anhang zu erläutern.
(3) Für die Aufstellung der Bilanz gelten die Ansatz und Bewer
tungsvorschriften des Abschnittes 6.

§ 62
Anhang zur Bilanz 

lm Anhang zur Bilanz sind die wesentlichen Bilanzpositionen zu er
läutern. Zudem sind insbesondere anzugeben: 
1. die angewandten Bilanzierungs und Bewertungsmethoden,
2. Abweichungen von den bisher an gewandten Bilanzierungs und

Bewertungsmethoden mit einer Begründung, 
3. Haftungsverhältnisse, die nicht in der Bilanz auszuweisen sind,

sowie Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre, insbesondere
Bürgschaften, Gewährleistungsverträge, in Anspruch genomme
ne Verpflichtungsermächtigungen und Verpflichtungen aus kre
ditähnlichen Rechtsgeschäften und

4. die Finanzdeckung der Passivpositionen, für die eine Finanzde
ckung vorgegeben ist.

§ 63
Anlagen zum Anhang 

(1) Als Anlagen sind dem Anhang insbesondere beizufügen:
1. ein Rücklagenspiegel, ein Rückstellungenspiegel, eine Übersicht

über die Sonderposten für zweckgebundene Spenden, Vermächt
nisse usw.,

2. ein Anlagenspiegel,
3. ein Forderungen und Verbindlichkeitenspiegel und
4. eine Übersicht über erhebliche Abweichungen vom Haushaltsan

satz mit Erläuterungen.
(2) In den Übersichten zu Absatz 1 Nummer I sind der jeweilige
Stand zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie die Zu
und Abgänge darzustellen.
(3) Im Anlagenspiegel sind der Stand des Anlagevermögens zu Be
ginn und zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu und Abgänge sowie
die Zuschreibungen und Abschreibungen darzustellen.
(4) Im Forderungen und Verbindlichkeitenspiegel ist der jeweilige
Gesamtbetrag zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie
die jeweilige Restlaufzeit anzugeben.

§ 64
Überschuss, Fehlbetrag, Bilanzergebnis 

( 1) Ein Überschuss oder Fehlbetrag des Jahresabschlusses ist grund
sätzlich im Reinvermögen als Bilanzergebnis auszuweisen.
(2) Solange Substanzerhaltungs oder sonstige Pflichtrücklagen
nicht ausreichen oder nicht bestehen, soll ein Uberschuss des Jah
resabschlusses (Bilanzgewinn) zur Auffüllung oder Deckung ver
wendet werden.

§ 65
Aufbewahrungsfristen 

( 1) Die Jahresabschlüsse sind dauernd, die Haushaltspläne, die
Grund und Hauptbücher, sonstige Bücher und die Belege mindes
tens zehn Jahre aufzubewahren. Die Fristen laufen vom Tage der
Entlastung an.
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(2) Die Aufbewahrung kann auch auf Bildträgern oder anderen Da
tenträgern erfolgen, wenn die Übereinstimmung mit den Urschriften
und die dauerhafte Lesbarkeit gesichert sind.
(3) Die steuerrechtlichen Fristen sowie die Vorschriften der Aufbe
wahrungs und Kassationsordnung bleiben unberührt.

Abschnitt 5 
Betriebliches Rechnungswesen 

§ 66 
Anwendung der kaufmännischen Buchführung 

( 1) Kirchliche Körperschaften können bei ihren rechtlich unselb
ständigen Ämtern, Diensten, Werken und Einrichtungen das Rech
nungswesen nach den Grundsätzen der kaufmännischen Buchfüh
rung ausrichten, wenn dies nach Art und Umfang des Geschäftsbe
triebes zweckmäßig ist.
(2) Soweit die handels und steuerrechtlichen Vorschriften dem
nicht entgegenstehen, sind die Vorschriften dieser Ordnung sinnge
mäß anzuwenden. Dies gilt auch bei kirchlichen Körperschaften, für
die die Anwendung der kaufmännischen Buchführung gesetzlich
vorgeschrieben ist.

Abschnitt 6 
Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden 

§ 67
Vermögen 

( 1) Das kirchliche Vermögen ist die Gesamtheit aller Sachen, Rech
te und Ansprüche einer kirchlichen Körperschaft. Es gliedert sich in
realisierbares und nicht realisierbares Vermögen.
(2) Das Vermögen ist wirtschaftlich und im Einklang mit dem kirch
lichen Auftrag zu verwalten. Es ist in seinem Bestand und Wert
grundsätzlich zu erhalten. Der mit seiner Nutzung verbundene Res
sourcenverbrauch soll erwirtschaftet werden.

§ 68
Bewirtschaftung des Vermögens 

(1) Die wirtschaftliche Verwaltung des kirchlichen Vermögens ge
mäß § 67 Absatz 2 umfasst insbesondere die folgenden Grundsätze:
1. Gebäude und Grundstücke, die nicht unmittelbar kirchlich ge

nutzt werden, sind zu vermieten oder zu verpachten.
2. Gebäude, die nicht unmittelbar kirchlich genutzt werden und bei

denen durch Vennietung oder Verpachtung nicht mindestens ei
ne Kostendeckung erzielt werden kann, sollen verkauft werden.

3. Früchte und Nutzungen aus kirchlichen Vermögensgegenständen
dürfen Dritten grundsätzlich nur gegen angemessenes Entgelt
überlassen werden.

4. Auf Gesetz, Vertrag und Herkommen beruhende Nutzungen und
Rechte sind zu erhalten und wahrzunehmen. Die Ablösung und
Umwandlung von Rechten darf nur erfolgen, wenn daran ein be
sonderes Interesse oder eine Verpflichtung hierzu besteht. Die
Ablösung ist nur gegen einen der Nutzung oder dem Recht ent
sprechenden Wert zulässig.

5. Zuwendungen von Todes wegen und Schenkungen dürfen nur
angenommen werden, wenn in ihrer Zweckbestimmung nichts
enthalten ist, was dem Auftrag der Kirche widerspricht. Sie sol
len ausgeschlagen werden, wenn mit ihnen ihrem Wert nicht ent
sprechende belastende Bedingungen oder Auflagen verbunden
sind. Für die Verwendung der Zuwendung gilt der Wille der oder
des Zuwendenden.

6. Geldmittel, die nicht als Kassenbestand auf laufenden Konten für
den Zahlungsverkehr benötigt werden, sind sicher und ertrag
bringend anzulegen. Dabei ist darauf zu achten, dass die Mittel
bei Bedarf zur Verfügung stehen (Liquiditätsplanung). Die Art
der Anlage muss mit dem kirchlichen Auftrag vereinbar sein.

(2) Genehmigungsvorbehalte und besondere landeskirchliche Rege
lungen bleiben unberührt.

§ 69 
Inventar,lnventur 

Die kirchlichen Körperschaften haben bis zum Ende des Haushalts
jahres ihre Grundstücke, Forderungen und Schulden, die liquiden 



Mittel sowie die sonstigen Vermögensgegenstände genau zu erfas
sen und mit ihrem Einzelwert in einem Inventarverzeichnis (Inven
tar) auszuweisen. Körperliche Vermögensgegenstände sind in der 
Regel durch eine körperliche Bestandsaufnahme zu erfassen (Inven
tur). Auf die körperliche Bestandsaufnahme kann verzichtet werden, 
wenn anhand vorhandener Verzeichnisse der Bestand nach Art, 
Menge und Wert ausreichend sicher festgestellt werden kann (Buch
inventur). 

§ 70
Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

(1) Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden
gilt Folgendes:

1. Die Wertansätze in der Eröffnungsbilanz des Haushaltsjahres
müssen mit denen der Schlussbilanz des Vorjahres übereinstim
men.

2. Die Vermögensgegenstände und Schulden sind zum Abschluss
stichtag grundsätzlich einzeln zu bewerten.

3. Es ist vorsichtig zu bewerten, namentlich sind alle vorhersehba
ren Risiken, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind, zu
berücksichtigen.

4. Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres sind unabhängig
von den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen im Jahresab
schluss zu berücksichtigen.

5. Die im Vorjahr angewandten Ansatz und Bewertungsmethoden
sollen beibehalten werden.

(2) Näheres regeln die jeweiligen Bewertungsrichtlinien. Diese er
lässt der Rat für die Konföderation und jede Kirche für ihren Be
reich.

§ 71

Wertansätze der Vermögensgegenstände und Schulden 
(l) Für neu zugehende Vermögensgegenstände sind grundsätzlich
die Anschaffungs und Herstellungskosten zugrunde zu legen.
(2) Für die Ermittlung der Anschaffungs und Herstellungskosten
sowie der Schulden gelten, insbesondere auch für die erstmalige Be
wertung (Eröffnungsbilanz), die jeweiligen Bewertungsrichtlinien.
(3) Sakralgebäude (Kirchen, Kapellen und Glockentürme außer
Friedhofskapellen) sind mit I Euro zu bewerten. Die Zielsetzung der
§§ 5 Absatz I und 75 Absatz 2 Nummer 3 bleibt unberührt.
(4) Rückstellungen für beamtenrechtliche Pensions und Beihilfe
verpflichtungen sind nach versicherungsmathematischen Grundsät
zen zu ermitteln, soweit diese nicht durch eine Versorgungskasse ge
deckt sind (Deckungslücke). Die Bildung der Rückstellungen für die
Pensions und Beihilfeverpflichtungen kann auch unabhängig von
der Anstellungskörperschaft zentral in der landeskirchlichen Bilanz
erfolgen. Dies ist im jeweiligen Anhang der Bilanz der Anstellungs
körperschaften zu erläutern.
(5) Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag in der
Bilanz auszuweisen.

§ 72

Nachweis des Vermögens und der Schulden, Bilanzierung 
( 1) Das nach den vorstehenden Vorschriften erfasste und bewertete
Vermögen und die Schulden sind in einer Bilanz gemäß§ 61 nach
zuweisen.
(2) fn der Bilanz sind das Anlage und das Umlaufvermögen, das
Reinvermögen einschließlich der Rücklagen, die Sonderposten, die
Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungsposten vollständig aus
zuweisen.
(3) Anlagevermögen sind die Gegenstände, die bestimmt sind, dau
erhaft der Aufgabenerfüllung der kirchlichen Körperschaft zu die
nen. Hierzu gehören auch die Finanzanlagen zur Deckung von
Rücklagen und Rückstellungen.
(4) Posten der Aktivseite dürfen grundsätzlich nicht mit Posten der
Passivseite, Grundstücksrechte nicht mit Grundstückslasten ver
rechnet werden.
(5) Selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des An
lagevermögens können als Aktivposten in die Bilanz aufgenommen
werden. Nicht aufgenommen werden dürfen selbst geschaffene Mar
ken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten oder vergleichbare im
materielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens.
(6) Die Deckungslücken der Substanzerhaltungsrücklagen aus un
terbliebener Instandhaltung und nicht erwirtschafteten Abschreibun
gen sind unter dem Bilanzstrich oder im Anhang auszuweisen.
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§ 73
Abschreibungen, Zuschreibungen 

(l) Bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nut
zung zeitlich begrenzt ist, sind die Anschaffungs oder Herstel
lungskosten um planmäßige Abschreibungen zu vermindern.
(2). Der Abschreibungszeitraum beginnt in dem Monat, in dem der 
Vermögensgegenstand angeschafft oder hergestellt wurde. Bei der 
Abschreibung werden nur volle Monate berücksichtigt. 
(3) Für die Abschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern gel
ten die jeweiligen Bewertungsrichtlinien.
(4) Im Falle einer voraussichtlich dauernden Wertminderung sind
außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen.
(5) Für Zuschreibungen des beweglichen und unbeweglichen Anla
gevermögens gelten die jeweiligen Bewertungsrichtlinien.

§ 74
Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen 

( 1) Eine Beteiligung an der Gründung eines Unternehmens in einer
Rechtsform des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unter
nehmen in einer solchen Rechtsform soll nur erfolgen, wenn
1. für die Beteiligung ein berechtigtes Interesse vorliegt und sich

der angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf an
dere Weise erreichen lässt,

2. sowohl die Einzahlungsverpflichtungen als auch die Haftpflicht
auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist,

3. die kirchlichen Belange im Aufsichtsrat oder einem entsprechen
den Überwachungsorgan angemessen vertreten sind und

4. gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss entsprechend den han
dels und steuerrechtlichen Vorschriften aufgestellt und geprüft
wird.

(2) Beteiligungen zum Zwecke der Vermögensanlage sind im Rah
men der für Versicherungsunternehmen geltenden Bestimmungen
zulässig.
(3) Anzeigepflichten und Genehmigungsvorbehalte bleiben unbe
rührt.

§ 75
Rücklagen 

(1) Rücklagen werden als Pflichtrücklagen, zweckgebundene Rück
lagen und freie Rücklagen gebildet.
(2) Zur Sicherung der Haushaltswirtschaft sind als Pf1ichtrücklagen
zu bilden:
1. eine Betriebsmittelrücklage,
2. eine Allgemeine Ausgleichsrücklage,
3. eine Substanzerhaltungsrücklage und
4. im Bedarfsfall eine Bürgschaftssichenmgs und eine Tilgungs

rücklage.
(3) Die Betriebsmittelrücklage dient dem Träger der Kassengemein
schaft zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit für die beteiligten
kirchlichen Körperschaften. Sie ist bis zu einem Sechstel, mindes­
tens zu einem Zwölftel der durchschnittlichen ordentlichen Ergeb
nisrechnung der vorangegangenen drei Haushaltsjahre anzusam
meln. Wird die Rücklage in Anspruch genommen, soll sie bis zum
Ende des Haushaltsjahres wieder aufgefüllt werden.
( 4) Zum Ausgleich von Schwankungen bei den Haushaltseinnahmen
ist eine Allgemeine Ausgleichsrücklage auf Ebene der jeweiligen
Körperschaft zu bilden. Ihr Mindestbestand muss 20 % der allge
meinen Zuweisungen im Durchschnitt der abgelaufenen letzten drei
Haushaltsjahre erreichen. Bei Körperschaften, die keine allgemei
nen Zuweisungen erhalten, sind die Gesamteinnahmen Bemes
sungsgrundlage.
(5) Zum Ausgleich des mit der Nutzung von Vermögensgegenstän
den des Anlagevermögens verbundenen Ressourcenverbrauchs sind
der Substanzerhaltungsrücklage jährlich Haushaltsmittel in Höhe
der Abschreibungen abzüglich der Erträge aus der Auflösung von
Sonderposten zuzuführen, bei der Bewertung nach § 71 Absatz 3 in
Höhe eines durch Durchführungsbestimmung festgelegten Betrages.
(6) Werden Bürgschaften übernommen, so ist eine Bürgschaftssi
cherungsrücklage in Höhe des Ausfallrisikos, mindestens in Höhe
von 25 % der verbürgten Beträge anzusammeln. Für Darlehen, die
mit dem Gesamtbetrag fällig werden, ist bis zur Fälligkeit eine Til
gungsrücklage anzusammeln.
(7) Zweckgebundene Rücklagen sind Rück.lagen, die einem be
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kann die zuständige Prüfungsstelle prüfen, ob die Mittel zweckent
sprechend und wirtschaftlich verwendet wurden. 

§ 85
Örtliche und überörtliche Prüfung 

( 1) Das Haushalts , Kassen und Rechnungswesen unterliegt der ört
lichen und überörtlichen Prüfung.

(2) Die örtliche Haushalts und Rechnungsprüfung ist Aufgabe der
verfassungsmäßig zuständigen Organe.

(3) Die örtliche Kassenprüfung ist Aufgabe der verfassungsmäßig
zuständigen Organe des Rechtsträgers der Kasse.

(4) Die überörtliche Haushalts , Kassen und Rechnungsprüfung ist
Aufgabe der verfassungsmäßigen Aufsichtsbehörden oder der sonst
gemäß der Verfassung zuständigen Stelle.

§ 86
Vorlage des Jahresabschlusses 

Nach Aufstellung des Jahresabschlusses (§ 59 Absatz 1) ist dieser 
zur Prüfung vorzulegen. 

§ 87
Unabhängigkeit der Prüfung 

( 1) Für die Prüfungen nach den §§ 82 bis 85 sind unabhängige Prü
fngsstellen zuständig.

(2) Die persönliche und sachliche Unabhängigkeit der oder des Prü
fenden von der zu prüfenden Stelle ist zu gewährleisten.

(3) Die prüfende Stelle kann sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
besonderer Sachverständiger bedienen.

§ 88
Entlastung 

( 1) Bestätigt die prüfende Stelle, dass keine wesentlichen Beanstan
dungen vorliegen oder dass die Beanstandungen ausgeräumt sind, so
ist Entlastung zu erteilen. Die Entlastung kann mit Einschränkungen
erteilt oder mit Auflagen verbunden werden.

(2) Bei Kirchengemeinden wird die Entlastung nach Absatz I durch
den Bestätigungsvermerk der prüfenden Stelle ersetzt.

(3) Die Entlastung ist der Stelle, die für die Ausführung des Haus
haltsplanes und der Stelle, die für die Finanzbuchhaltung zuständig
ist, schriftlich zu erteilen.

§ 89

Sonstige Prüfungen 
(]) Die oberste Aufsichtsbehörde kann jederzeit weitergehende Prü
fungen durchführen. Sie bedient sich dazu des Rechnungsprüfungs
amtes. 

(2) Das Rechnungsprüfungsamt kann jederzeit weitere Prüfungen im
Rahmen seiner geltenden Ordnung durchführen.

Abschnitt 8 
Schlussvorschriften 

§ 90
Befangenheit, Handlungsverbot 

Kein Mitarbeiter und keine Mitarbeiterin darf bei Maßnahmen mit
wirken, die ihn oder sie selbst oder seinen oder ihren Ehepartner be
treffen. Das gleiche gilt für Angehörige, die mit dem Mitarbeiter 
oder der Mitarbeiterin bis zum dritten Grad verwandt, bis zum zwei
ten Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden sind oder in 
eingetragener Lebenspartnerschaft oder in häuslicher Gemeinschaft 
leben. 

§ 91
Begriffsbestimmungen 

Bei Anwendung dieser Ordnung sind die nachfolgenden Begriffe 
zugrunde zu legen: 

1. Abschnitt: Untergliederung eines Einzelplanes.

2. Abschreibung: Buchmäßige Abbildung des insbesondere mit
der Nutzung des abnutzbaren Vermögens verbundenen Werte
verzehrs.
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3. Aktiva: Summe der Vermögensgegenstände (Anlagevermögen,
Umlaufvermögen, nicht durch Vermögensgrundbestand und
Rücklagen gedeckter Fehlbetrag), die in der Bilanz die Mittel
verwendung nachweist.

4. Anhang: Bestandteil des Jahresabschlusses, in dem besondere
Erläuterungen zum besseren Verständnis der Ermittlung des
Jahresergebnisses und zu nicht bilanzierten wirtschaftlichen Be
lastungen künftiger Haushaltsjahre aufzunehmen sind. Insbe
sondere sind größere Veränderungen von Bilanzpositionen, Ab
weichungen von den bisherigen Bewertungs und Bilanzie
rungsgrundsätzen sowie bereits erkennbare künftige Risiken der
Körperschaft zu erläutern.

5. Anlagevermögen: Die Teile des Vem1ögens, die dauerhaft der
Aufgabenerfüllung dienen.

6. Anschaffungskosten: Aufwendungen, die geleistet werden, um
einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen be
triebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermö
gensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den An
schaffungskosten gehören auch die Nebenkosten. Minderungen
des Anschaffungspreises sind abzusetzen.

7. Aufwendungen: In Geld bewerteter, nicht unbedingt zahlungs
wirksamer Ressourcenverbrauch innerhalb eines Haushaltsjah
res.

8. Außerplanmäßige Haushaltsmittel: Haushaltsmittel, für deren
Zweck im Haushalt keine Ansätze veranschlagt und auch keine
Haushaltsreste aus Vorjahren verfügbar sind.

9. Auszahlungen: Abfluss von Bar und Buchgeld (Zahlungsmit
teln).

10. Baumaßnahme: Ausführung eines Baues (Neu , Erweiterungs
und Umbau) sowie die Instandsetzung an einem Bau, soweit sie
nicht der laufenden Bauunterhaltung dient.

11. Betriebswirtschaftliche Auswertungen: Auswertungen über die
Erträge und Aufwendungen während des laufenden Haushalts
jahres sowie über die Investitionen und deren Finanzierung. Ei
ne betriebswirtschaftliche Auswertung ist mindestens viertel
jährlich zu erstellen; es handelt sich jedoch nicht um einen ech
ten Abschluss des Betrachtungszeitraumes.

12. Bilanz: Gegenüberstellung der Vermögenswerte (Aktiva) einer
seits sowie des Vermögensgrundbestandes, der Rücklagen, der
Sonderposten und der Schulden (Passiva) andererseits zu einem
bestimmten Stichtag in Kontoform.

13. Bilanzergebnis: Der ergebniswirksame Teil der kirchlichen
Haushaltsplanung und ausführung umfasst regelmäßig die Be
wirtschaftung von Rücklagen für nicht investive Zwecke. Min
derungen von Ansprüchen an die künftige Haushaltswirtschaft,
ein Abbau von Gewinn oder Verlustvorträgen oder eine Zufüh
rung zum Investitions und Finanzierungshaushalt können ent
halten sein. Die sich aus den haushaltsrechtlichen Vorschriften
und/oder Gremienbeschlüssen ergebenden Einstellungen in
Rücklagen und/oder Sonderposten stellen bilanztechnisch Er
gebnisverwendungen dar. Sie sind daher nach der Ermittlung
des Jahresergebnisses auszuweisen und führen so zum Bilanz
ergebnis.

14. Buchungsanordnungen: Förmliche Aufträge der die Haushalts
ansätze bewirtschaftenden Einheiten an die kassenführende
Stelle zur Ausführung des Haushaltsplanes.

15. Budgetierung: Verbindung von Haushaltsmitteln im Rahmen
eines Systems der dezentralen Verantwortung bei geeigneten
Organisationseinheiten oder Handlungsfeldern kirchlicher Ar
beit zu einem finanziellen Rahmen als Budget, zur Umsetzung
der Outputorientierung, zur Förderung der wirtschaftlichen
Aufgabenerfüllung sowie zur Steigerung der Eigenverantwort
lichkeit. Dabei wird die Finanzverantwortung auf der Grundla
ge der Haushaltsermächtigung auf die Budgetverantwortlichen
übertragen, die die Fach und Sachverantwortung haben.

16. Controlling: Unterstützendes Führungs und Entscheidungsin
strument zur Steuerung und Kontrolle der kirchlichen Arbeit
durch die Bereitstellung und zukunftsorientierte Auswertung
geeigneter Infonnationen (Berichtswesen), insbesondere aus
dem Rechnungswesen, um das Erreichen gesetzter Ziele zu si
chern.

17. Daueranordnung: Buchungsanordnung für der Höhe nach glei
che wiederkehrende Zahlungen und für die Buchung von wie
derkehrenden nicht zahlungswirksamen Vorgängen, die für ein 
Haushaltsjahr oder auch darüber hinaus gilt.

18. Deckungsfähigkeit:

a) echte Deckungsfähigkeit:
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Minderaufwendungen eines Haushaltsansatzes einer Kosten
stelle oder einer Kombination aus Kostenstelle und Sach
konto können für Mehraufwendungen eines anderen Haus
haltsansatzes (einseitige Deckungsfähigkeit) oder zusätzlich 
auch umgekehrt (gegenseitige Deckungsfähigkeit) verwen
det werden. 

b) unechte Deckungsfähigkeit: Mehrerträge eines Haushaltsan
satzes können für Mehraufwendungen bei anderen Haus
haltsansätzen verwendet werden.

Gleiches gilt für die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des 
Investitions und Finanzierungsplanes. 

19. Deckungslücken der Substanzerhaltungsrücklagen: Summe der
unterbliebenen Instandhaltungen, resultierend aus der erstmali
gen Eröffnungsbilanz. Die Deckungslücken der Substanzerhal
tungsrücklagen sind unter dem Bilanzstrich oder im Anhang
auszuweisen.

20. Doppik: Abkürzung für „Doppelte Buchführung in Konten
form".

21. Einzahlungen: Zufluss von Bar und Buchgeld (Zahlungsmit
teln).

22. Einzelanordnung: Buchungsanordnung für eine einmalige Zah
lung oder wiederkehrende Zahlungen für jeweils eine einzah
lende oder empfangsberechtigte Person innerhalb eines Haus
haltsjahres. Dasselbe gilt für die Buchung von einzelnen oder
wiederkehrenden nicht zahlungswirksamen Vorgängen.

23. Einzelplan: Die Zusammenstellung der Haushaltsmittel eines
Aufgabenbereiches.

24. Erlass: Verzicht auf einen Anspruch (mit buchmäßiger Bereini
gung).

25. Ergebnisplan, Ergebnisrechnung: Teil des Haushalts bzw. des
Jahresabschlusses als Grundlage für die Planung und den Nach
weis der Aufwendungen und Erträge; entspricht der kaufmänni
schen Gewinn und Verlustrechnung.

26. Erträge: In Geld bewerteter, nicht unbedingt zahlungswirksa
mer Ressourcenzuwachs innerhalb eines Haushaltsjahres.

27. Fehlbetrag (Jahresabschluss): Der Betrag, um den die Aufwen
dungen einschließlich der Rücklagenzuführungen höher sind als
die Erträge einschließlich der Rücklagenentnahmen.

28. Finanzdeckung (Grundsatz): Prinzip, dass zur Deckung von
Rücklagen und noch nicht verwendeten zweckgebundenen
Spenden entsprechende Finanzanlagen vorhanden sein müssen.
Weitere Positionen der Passivseite können finanzgedeckt sein,
insbesondere bei Rückstellungen ist eine Finanzdeckung anzu
streben.

29. Forderungen: In Geld bewe1tete Ansprüche an Dritte.
30. Gliederung, Gliederungssystematik: Darstellung der Haushalts

mittel nach kirchlichen Aufgaben oder Diensten.
31. Grundbuch: Dient der vollständigen Erfassung der Geschäfts

vorfälle in zeitlicher Ordnung. In der doppischen Finanzsoftwa
re übernimmt im Allgemeinen das Journal die Funktion des
Grundbuches; es ist gleichzeitig die Buchungsanweisung für die
Übertragung der Buchungen aus dem Grundbuch in das Haupt
buch.

32. Handlungsfelder kirchlicher Arbeit: Funktionale Beschreibung
eines bestimmten Bereiches der inhaltlichen kirchlichen Arbeit,
Grundlage der zielorientierten Planung der kirchlichen Arbeit;
diese kann alternativ auch nach Organisationseinheiten erfol
gen.

33. Handvorschüsse: Beträge, die einzelnen Dienststellen oder Per
sonen zur Bestreitung von kleineren, wiederkehrenden Ausga
ben bestimmter Art zugewiesen werden.

34. Hauptbuch: Dient der Darstellung der im Grundbuch erfassten
Geschäftsvorfälle in sachlicher Ordnung.

35. Haushaltsjahr: Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
36. Haushaltsplan: Der Haushaltsplan bildet die Grundlage für die

Haushalts und Wirtschaftsführung der kirchlichen Körper
schaft und wird von dem zuständigen Beschlussorgan als Plan
verabschiedet. Er dient im Rahmen der vorgegebenen Ziele für
die inhaltliche kirchliche Arbeit der Feststellung und Deckung
des Ressourcenbedarfs, der zur Erfüllung der damit verbunde
nen Aufgaben voraussichtlich notwendig sein wird.
Wird der Haushaltsplan nach den Grundsätzen der Outputorien
tierung aufgestellt, erhält er die Form des Haushaltsbuches.

37. Haushaltsbuch: Darstellungsform des Haushalts im Rahmen der
Outputorientierung. Dabei erfolgt die Untergliederung nach den
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Organisationseinheiten oder nach den Handlungsfeldern kirch
licher Arbeit. Innerhalb der Untergliederungen sollten jeweils 
die Ziele der kirchlichen Arbeit beschrieben und Angaben zur 
Zielerreichung gemacht werden sowie die dafür zu erbringen
den Leistungen und der dafür erforderliche Ressourceneinsatz 
dargestellt werden. 

38. Haushaltsmittel: Dazu gehören alle Erträge und Aufwendungen,
unabhängig von ihrer Zahlungswirksamkeit sowie die mit der
Investitions und Finanzierungstätigkeit verbundenen Zugänge
und Abgänge.

39. Haushaltsquerschnitt: Verdichtete Übersicht der Haushaltsmit
tel, geordnet nach der Gliederungssystematik.

40. Haushaltsreste: Haushaltsmittel bis zur Höhe des Unterschieds
zwischen Haushaltsansatz (einschließlich zusätzlich genehmig
ter Sollveränderungen) und Ergebnis der Haushaltsrechnung,
die auf Beschluss des zuständigen Gremiums in das folgende
Haushaltsjahr übertragen werden können.

41. Haushaltsvermerke: Einschränkende oder erweiternde Bestim
mungen zu Ansätzen des Haushalts (z. B. Deckungsfähigkeit,
Übertragbarkeit, Zweckbindung, Sperrvermerke).

42. Haushaltsvorgriffe: Über und/oder außerplanmäßige Ausga
ben, die im folgenden Haushaltsjahr haushaltsmäßig abgedeckt
werden.

43. Herstellungskosten: Aufwendungen, die durch den Verbrauch
von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Her
stellung eines Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder
für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende we
sentliche Verbesserung entstehen.

44. Innere Anleihe: Die vorübergehende Inanspruchnahme von Fi
nanzmitteln, die der Deckung von zweckgebundenen Rückla
gen dienen, anstelle einer Kreditaufnahme.

45. Investitionen: Verwendung von Finanzmitteln, die das Anlage
vermögen verändern.

46. Investitions und Finanzierungsplan, Investitions und Finan
zierungsrechnung: Teil des Haushalts als Grundlage für die Pla
nung und den Nachweis von bestimmten erfolgsneutralen Bi
lanzveränderungen bzw. Nachweis der Investitions und Finan
zierungstätigkeit im Rahmen des Jahresabschlusses.

47. Kapitalflussrechnung: Die Kapitalflussrechnung orientiert sich
an dem Deutschen Rechnungslegungsstandard (DRS) Nr. 2 und
soll durch die Darstellung der Zahlungsströme und Zahlungs
mittelbestände Auskunft über die strukturelle Zahlungsfähigkeit
der kirchlichen Körperschaft geben. Sie differenziert sich in drei
Stufen. Der Zahlungsmittelfluss aus gewöhnlicher Geschäftstä
tigkeit wird indirekt und der aus der Investitions und Finanzie
rungstätigkeit wird in der direkten Methode entwickelt.

48. Kassenkredite: Kurzfristige Kredite zur Verstärkung des Kas
senbestandes.

49. Kontenrahmen: Der für die Sachkonten vorgegebene Mindest
kontenplan.

50. Kosten: In Geld bewerteter Werteverzehr durch Verbrauch oder
Abnutzung von Vermögensgegenständen und die Inanspruch
nahme von Dienstleistungen zur kirchlichen Aufgabenerfüllung
in einer bestimmten Periode.

51. Kosten und Leistungsrechnung: Verfahren, in dem Kosten und
Erlöse erfasst und zum Zweck spezieller Auswertungen nach
Kosten /Erlösarten verursachungsgerecht auf die Kostenstellen
verteilt und Kostenträgern (Leistungen) zugeordnet werden.

52. Kredite: Unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von Dritten
aufgenommene Finanzmittel.

53. Leistungen: In Geld bewertbare Arbeitsergebnisse, die zur
kirchlichen Aufgabenerfüllung erbracht werden.

54. Liquide Mittel: Flüssige Mittel, bestehend aus dem Bargeld, den
Guthaben auf laufenden Konten bei den Kreditinstituten sowie
Schecks und Geldanlagen aus dem Kassenbestand.

55. Liquidität: Fähigkeit, zu jeder Zeit den Zahlungsverpflichtun
gen tenningerecht und vollständig nachzukommen.

56. Nachtragshaushalt: Nachträgliche Änderung des Haushalts zur
Deckung eines erheblichen Fehlbetrages oder zur Leistung bis
her nicht veranschlagter Haushaltsmittel in erheblichem Um
fang.

57. Nebenbücher: Nebenbücher differenzieren die Buchungen der
Hauptbuchhaltung und werden in das Hauptbuch abgeschlos
sen. Hierzu zählen bspw. die Anlagenbuchhaltung, Lohnbuch
haltung, Spendenbuchhaltung, Zahlstellenabrechnung, Debito
ren /Kreditorenbuchhaltung.



58. Nebenrechnung: Nebenrechnungen sind alle außerhalb des
Haushalts geführten Rechnungen, die keine Sonderhaushalte
sind (im Wesentlichen Investitions und Baurechnungen). Es ist
sicherzustellen, dass das Etatrecht gewahrt bleibt; z. B. sind
Rücklagenzuführungen und entnahmen sowie die zur Finanzie
rung der Baumaßnahmen erforderlichen Haushaltsmittel durch
den Haushalt zu buchen.

59. Niederschlagung: Befristete oder unbefristete Zurückstellung
der Weiterverfolgung eines fälligen Anspruchs ohne Verzicht
auf den Anspruch selbst, aber mit buchmäßiger Bereinigung.

60. Passiva: Summe des Reinvermögens inklusive der Rücklagen,
sowie der Sonderposten und der Schulden, die in der Bilanz die
Mittelherkunft nachweist.

61. Reinvermögen: Summe aus Vermögensgrundbestand, Rückla
gen, Ergebnisvortrag und Bilanzergebnis. In einer kaufmänni
schen Bilanz würde das Reinvermögen im Wesentlichen das Ei
genkapital bezeichnen.

62. Ressourcen: Gesamtheit der zur Aufgabenerfüllung verfügba
ren Finanzmittel, Vermögensgegenstände, Arbeits und Dienst
leistungen.

63. Rücklagen: Finanzmittel, die gesetzlich oder freiwillig für be
stimmte Verwendungszwecke zur Sicherstellung ihrer künfti
gen Finanzierbarkeit aus der laufenden Haushaltswirtschaft aus
gesondert werden und durch Finanzanlagen gedeckt sein müs
sen.

64. Rückstellungen: Wirtschaftlich im Haushaltsjahr angenomme
ner Ressourcenverbrauch, verbunden mit einer zukünftigen
Zahlungsverpflichtung in unbekannter Höhe und zu einem nicht
genau bestimmbaren Zeitpunkt (z. B. Pensions und Clearing
rückstellungen).

65. Sammelanordnung: Kassenanordnung für eine einmalige Zah
lung oder wiederkehrende Zahlungen für jeweils mehrere Zah
lungspflichtige oder Empfangsberechtigte innerhalb eines
Haushaltsjahres. Gleiches gilt für die Buchung von nicht zah
lungswirksamen Vorgängen.

66. Schulden: Bilanziell umfassen die Schulden die Rückstellungen
und Verbindlichkeiten. Inhaltlich handelt es sich dabei um Ver
pflichtungen gegenüber Dritten, die dem Grunde und der Höhe
nach feststehen.

67. Sonderhaushalt: Sonderhaushalte sind aus dem Haushalt ausge
gliederte Teile. Bestehen Sonderhaushalte, so bilden sie ge
meinsam mit dem Haushalt den Gesamthaushalt und unterlie
gen dem Etatrecht. Das Etatrecht bleibt nur gewahrt, wenn die 
Zuweisung zum oder vom Sonderhaushalt im Haushalt be
schlossen wird und die Finanzstruktur, das Gesamtvolumen, die
Vermögenssituation und der Stellenplan des Sonderhaushaltes
erläutert sind.

68. Sondervermögen: Vetmögensteile im Sinne von aus dem kirch
lichen Haushalt organisatorisch ausgegliederten Werken, Ein
richtungen und Stiftungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit,
die für die Erfüllung bestimmter Aufgaben vom Vermögen der
kirchlichen Körperschaft abgesondert sind.

69. Stundung: Hinausschieben der Fälligkeit eines Anspruchs oder
mehrerer Teile davon (Ratenzahlung).

70. Treuhandvermögen: Vermögen, das für Dritte verwaltet wird.
71. Überplanmäßige Haushaltsmittel: Haushaltsmittel, die den

Haushaltsansatz unter Einschluss der im Deckungskreis verfüg
baren Haushaltsmittel oder aus dem Vorjahr übertragenen
Haushaltsreste übersteigen.

72. Überschuss: Der Betrag, um den im Rahmen des Jahresab
schlusses die Erträge einschließlich der Rücklagenentnahmen
höher sind als die Aufwendungen einschließlich der Rücklagen
zuführungen.

73. Umlaufvermögen: Die Teile des Vermögens, die nicht dazu be
stimmt sind, dauerhaft der Aufgabenerfüllung zu dienen und
keine Rechnungsabgrenzungsposten sind.

74. Verfügungsmittel: Beträge, die bestimmten Personen für dienst
liche Zwecke zur Verfügung stehen.

75. Vermögen: Das Vermögen wird in der Bilanz dargestellt. Es
gliedert sich auf der Aktivseite (Mittelverwendung) in das An
lage und Umlaufvermögen, auf der Passivseite (Mittelher
kunft) in das Reinvermögen, Sonderposten sowie Verbindlich
keiten.

76. Vermögensgegenstand: Einzeln bewertbare und aktivierungs
pflichtige Gegenstände und Ansprüche, die zur Erfüllung der
kirchlichen Aufgaben eingesetzt werden können.
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77. Vermögensgrundbestand: Der Vermögensgrundbestand ergibt
sich als Differenz zwischen dem Vermögen (Aktiva) und den
Rücklagen, Ergebnisvortrag und Bilanzergebnis, Sonderposten
und Schulden, sowie ggf. einem Passiven Rechnungsabgren
zungsposten.

78. Verpflichtungsem1ächtigungen: Ermächtigung zum Eingehen
von Verpflichtungen für zahlungswirksame Aufwendungen
oder Investitionen in künftigen Jahren.

79. Verstärkungsmittel: Zentral veranschlagte Haushaltsansätze zur
Deckung der Inanspruchnahme über und außerplanmäßiger
Haushaltsmittel im gesamten Haushalt.

80. Verwahrgelder: Einzahlungen, die vorläufig gebucht werden
und später abzuwickeln sind. Sie sind als sonstige Verbindlich
keiten zu erfassen.

81. Vorschüsse: Auszahlungen, bei denen die Verpflichtung zur
Leistung zwar feststeht, die endgültige Buchung aber noch nicht
möglich ist. Sie sind als Forderungen zu erfassen.

82. Zahlstellen: Außenstellen der Kasse zur Annahme von Einzah
lungen und zur Leistung von Auszahlungen.

83. Zuschreibung: Erhöhung des Wertansatzes eines Vermögensge
genstandes im Vergleich zum Wert in der vorhergehenden Bi
lanz. Aufgrund von Wertaufholungen nur bis zur Höhe der An
schaffungs und Herstellungskosten möglich.

84. Zuwendungen:
a) Zuweisungen:

Zahlungen an Dritte oder von Dritten innerhalb des kirchli
chen Bereiches.

b) Zuschüsse:
Zahlungen an den oder aus dem außerkirchlichen Bereich.

85. Zweckvermögen: Vermögensteile der Körperschaft, die be
stimmten Zwecken gewidmet sind.

§ 92

Ergänzende Regelungen 
( J) Bestimmungen zur Durchführung dieser Ausführungsverord
nung trifft der Rat für die Konföderation und jede Kirche für ihren
Bereich.
(2) Den Zeitpunkt zur verpflichtenden Einführung des Rechnungs
wesens in Form der doppelten Buchführung Doppik trifft der Rat
für die Konföderation und jede Kirche für ihren Bereich.

§ 93
Experimentierklausel 

( 1) Sofern für das Haushalts , Kassen und Rechnungswesen zur Er
zielung einer optimalen Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln neue
Steuerungsmodelle der Finanzwirtschaft oder neue Standards zur
Reduzierung des Verwaltungsaufwandes erprobt werden sollen,
kann auf Antrag derjenigen Körperschaften, Anstalten und Stiftun
gen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht einer Landeskirche un
terstehen, die jeweilige oberste Aufsichtbehörde Ausnahmen von
den Vorschriften dieser Ausführungsverordnung zulassen.
(2) In dem Antrag ist darzulegen, welchen Zweck die Ausnahme
verfolgt, von welchen Vorschriften eine Ausnahme begehrt wird und
welche Wirkungen von der Ausnahme erwartet werden. Die Geneh
migung wird auf längstens drei Jahre erteilt. Der Antragsteller hat si
cherzustellen, dass das Vorhaben plangerecht durchgeführt, ausrei
chend dokumentiert und ausgewertet wird. Zu einem in der Geneh
migung festgelegten Zeitpunkt ist ein Erfahrungsbericht vorzulegen.

§ 94

Inkrafttreten 

Diese Ausführungsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
2012 in Kraft. 

Hannover, den 2. Juli 2012 

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

M eis t e r  
Vorsitzender 
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Nr. 147 

Bekanntmachung der Berichtigung der Verordnung mit 
Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer 

Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Kirchengesetzes
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 

Regelung des Arbeitsrechts für Einrichtungen der Diakonie 
(ARRG-D) vom 12. Oktober 2012 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Berichtigung der Verord
nung mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen zur Ändernng des Kirchengesetzes der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Rege
lung des Arbeitsrechts für Einrichtungen der Diakonie (ARRG D) 
vom 12. Oktober 20!2 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 7/2012, S. 
310) bekannt.

Oldenburg, den 22. April 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
F r i e d r i c h s  

Oberkirchenrat 

Berichtigung der Bekanntmachung der Verordnung mit 
Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer 

Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Kirchengesetzes
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 

Regelung des Arbeitsrechts für Einrichtungen der Diakonie 
(ARRG-D) 

Hannover, den 12. Oktober 2012 
Die Bekanntmachung der Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates 
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Än
derng des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kir
chen in Niedersachsen zur Regelung des Arbeitsrechts für Einrich
tungen der Diakonie (ARRG D) (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 
217) wird wie folgt berichtigt:

§ 1

1. Das Datum „11. Oktober 1997" wird durch „3. November 1997"
ersetzt.

2. Das Datum „20. Dezember 2012" wird durch „20. Dezember
2011" ersetzt.

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 
R a d t k e  

II. Beschlüsse der Synode

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Nr. 148 

Landeskirchensteuerbeschluss 2013/2014 

Die 47. Synode der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg hat während ih
rer 10. Tagung in der Sitzung am 17. November 2012 folgenden Be
schluss gefasst: 

Beschluss 
über die Landeskirchensteuer der Ev. Luth. Kirche 

in Oldenburg 
im Gebiet des Landes Niedersachsen 
für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 

l. 

1. Die Landeskirchensteuer der Kirchenmitglieder, die ihren Wohn
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Land Niedersachsen haben,
beträgt für die Jahre 2013 und 2014 9 vom Hundert der Einkom
mensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkom
mensteuer), höchstens jedoch 3,5 vom Hundert des zu versteuernden
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Einkommens bzw. des auf das zu versteuernde Einkommen umzu
rechnenden Arbeitslohnes, von dem die Lohnsteuer berechnet wird. 
Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vorschriften des § 
51 a des Einkommensteuergesetzes (EStG) in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten. 
Auch bei der Berechnung der Höchstbegrenzung ist in Fällen, in de
nen Tatbestände nach § 51 a Absatz 2 und 2 a EStG zu berücksich
tigen sind, das zu versteuernde Einkommen maßgeblich, das sich un
ter Berücksichtigung des § 51 a Absatz 2 und 2 a EStG ergeben wür
de. 
Der Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag ist bei Anwendung der 
Höchstbegrenzung auf die übrige Kirchensteuer vom Einkommen 
nur anzurechnen, soweit die zugrunde liegenden Kapitalerträge in 
die Ermittlung des zu versteuernden Einkommens einbezogen wur
den. 
In Fällen der Lohnsteuerpauschalierung beträgt die Kirchensteuer 6 
vom Hundert der pauschalen Lohnsteuer. Weist der Arbeitgeber die 
Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeitnehmer zur Landeskirche nach, 
so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben; für die übrigen Ar
beitnehmer beträgt die Kirchensteuer 9 vom Hundert der pauschalen 
Lohnsteuer. Im Ubrigen wird auf die Regelungen der ländereinheit
lichen Erlasse vom 17. 11. 2006 (Az.: S. 2447 8 35, BStBI. I 
2006, S. 716 f.) und vom 28. 12. 2006 (AZ.: S. 2447 8 35, BStBI. 
I 2007, S. 76 f.) oder der die zuvor benannten Erlasse ersetzenden 
Erlasse hingewiesen. 
2. Bei den Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer
innerhalb des Landes Niedersachsen gelegenen Betriebsstätte vor
genommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den dem Steuer
abzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im Lohnabzugsver
fahren von den Arbeitgebern einbehalten.
Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer außerhalb 
des Landes Niedersachen gelegenen Betriebsstätte vorgenommen 
wird, wird die Landeskirchensteuer nach dem in dem betreffenden 
Bundesland geltenden Kirchensteuersatz einbehalten. 

II. 

Die Landeskirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, deren Ehe
gatte einer steuererhebenden Kirche nicht angehört, ein besonderes 
Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz 
zusammen veranlagt werden. Das besondere Kirchgeld bemisst sich 
nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgen
de Tabelle: 

Stufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
13 

Bemessungsgrundlage 

gemeinsam zu versteuerndes Einkommen 
(§ 2 Abs. 5 Satz 1 EStG)

EURO 
30.000 bis 37.499 
37.500 bis 49.999 
50.000 bis 62.499 
62.500 bis 74.999 
75.000 bis 87.499 
87.500 bis 99.999 

100.000 bis 124.999 
125.000 bis 149.999 
150.000 bis 174.999 
175.000 bis 199.999 
200.000 bis 249.999 
250.000 bis 299.999 

ab 300.000 

besonderes 
Kirchgeld 

EURO 
96 
156 
276 
396 
540 
696 
840 

1.200 
l .560
1.860
2.220
2.940
3.600

Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom 
Einkommen und dem Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 
durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. Die Vor
schriften des § 2 Abs. 3 Satz I des Kirchensteuerrahmengesetzes 
sind auf das besondere Kirchgeld anzuwenden. 
Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vorschriften des§ 51 
a des Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu 
beachten. 
Liegen die Voraussetzungen für die Erhebung des besonderen 
Kirchgeldes nicht während des gesamten Veranlagungszeitraumes 
vor, so ist der Jahresbetrag des besonderen Kirchgeldes mit je einem 
Zwöftel für jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für 
die Erhebung des besonderen Kirchgeldes bestanden haben, festzu
setzen. 
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Das besondere Kirchgeld kann durch den Ev. luth. Oberkirchenrat 
in Oldenburg auf Antrag erstattet werden, sofern der Ehegatte einen 
Kirchenbeitrag an eine Religionsgemeinschaft entrichtet hat. Der 
Antrag ist innerhalb eines Jahres (Ausschlussfrist) an den Ev. Luth. 
Oberkirchenrat in Oldenburg zu richten; die Frist beginnt mit der Be
kanntgabe des Steuerbescheides. 

III. 

Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, wenn 
deren Einziehung nach Lage des einzelnen Falles unbillig wäre. 
Die Landeskirche kann auf Antrag des Kirchenmitglieds im Einzel
fall bis zu 50 vom Hundert der festgesetzten Kirchensteuer maxi
mal 50 vom Hundert der Gesamtkirchensteuer ermäßigen, die auf 
ermäßigt zu besteuernde außerordentliche Einkünfte nach § 34 EStG 
oder steuerfreie Beträge im Sinne von § 3 Nr. 40 Buchst. b und c 
EStG, die dem Grunde nach den Veräußerungsgewinnen des § 34 
Abs. 2 Nr. l EStG entsprechen, entfällt. 
Der Antrag nach Absatz 2 ist innerhalb von fünf Jahren (Aus
schlussfrist) an den Ev. Luth. Oberkirchenrat in Oldenburg zu rich
ten; die Frist beginnt mit der formellen Bestandskraft (Unanfecht
barkeit) des betreffenden Steuerbescheides. Unter den gleichen Vo
raussetzungen können bereits entrichtete Beträge erstattet oder an
gerechnet werden. Der Ev. luth. Oberkirchenrat kann Erlassrichtli
nien festlegen. 

Oldenburg, 17. November 2012 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
J a n s s e n  
Bischof 

III. Verfügungen

IV. Mitteilungen

Nr. 149 

Einberufung zur 10. Tagung der 47. Synode 

Die 47. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zur 10. Tagung auf 

Donnerstag, den 15. November 2012 einberufen. 
Die Tagung der Synode wird um 9.00 Uhr in der St Ulrichs Kirche 
in Rastede mit einem Abendmahlsgottesdienst, der von Pfarrer 
Schierholz gehalten wird, eröffnet. 
Die Verhandlungen der Synode beginnen anschließend gegen 11.00 
Uhr und werden voraussichtlich am Samstag, dem 17. 1 1 . 2012 ge
gen 16.00 Uhr beendet sein. 
Am Sonntag, dem 11. November 2012, ist gemäß Artikel 82 der Kir
chenordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu ge
denken. 

Oldenburg, den 16. Oktober 2012 
Die Präsidentin der 47. Synode 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
Blü t che n 

Nr. 150 

Bekanntmachung der Veränderungen in der 47. Synode der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

In die 47. Synode wurde 
Pfarrer Dietrich Schneider als theologisches Ersatzmitglied für den 
ausgeschiedenen Pfarrer Andreas Kahnt aus dem Kirchenkreis 
Friesland Wilhelmshaven 
gewählt. 
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Die 47. Synode hat in ihrer 10. Tagung am 17. November 2012 fol
gende Nachwahl durchgeführt: 
Synodaler Prof. Dr. Reinhard Schulz als nichttheologisches Mitglied 
in den Ausschuss für Jugend und Bildung, kirchliche Werke, Ein
richtungen und Öffentlichkeitsarbeit. 

Oldenburg, den 12. Februar 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

Nr. 151 

Fr i e d ric h s  
Oberkirchenrat 

Bekanntmachung der Richtlinien für die Zahlung von 
Honoraren 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Richtlinien für die Zahlung 
von Honoraren bekannt. 

Oldenburg, den 15. Februar 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
Frie d r i c h s  

Oberkirchenrat 

Richtlinien für die Zahlung von Honoraren 
vom 29. Januar 2013 

Für die Zahlung von Honoraren für Vorträge ab sofort folgende 
Richtlinien: 
1. Die Zahlung von Honoraren ist nur im Rahmen der hierfür im

Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel unter Berücksich
tigung der Leistungen Dritter zulässig.

2. Neben dem Honorar darf außer der nach den reisekostenrechtli
chen Bestimmungen zustehenden Reisekostenvergütung keine
weitere Entschädigung gezahlt werden.

3. 1Bei den nachstehend aufgeführten Honorarsätzen handelt es sich
um Höchstsätze, die in der Regel nicht überschritten werden dür
fen. 2Sollte in Ausnahmefällen eine Überschreitung notwendig
sein, so ist vorher die Zustimmung des Oberkirchenrates einzu
holen.

4. Hinsichtlich der Höhe der Honorare im Rahmen der Aus , Fort
und Weiterbildung gelten die Regelungen der Ordnung für die
Zahlung von Honoraren im Bereich der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (Honorarordnung der EKD) vom 2. September 2011
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der dort in Nr.
I Kategorie I bezeichneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sol
che treten, die im Dienst einer Kirche der Konföderation evange
lischer Kirchen in Niedersachsen stehen.

5. Die bisher geltenden Richtlinien treten außer Kraft.

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

Nr. 152 

F r i e d r i c h s  
Oberkirchenrat 

Einberufung zur 11. Tagung der 47. Synode 

Die 47. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zur 11. Tagung auf 

Donnerstag, den 23. Mai 2013 
einberufen. 
Die Tagung der Synode wird um 09:00 Uhr in der St Ulrichs Kir
che in Rastede mit einem Abendmahlsgottesdienst, der von Pfarre
rin Menz gehalten wird, eröffnet. 
Die Verhandlungen der Synode beginnen anschließend gegen 11 :00 
Uhr und werden voraussichtlich am Samstag, dem 25.5. 2013 gegen 
16:00 Uhr beendet sein. 
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• In einer zweiten Phase sollten Gemeindeglieder motiviert werden,
am 18. März 2012 zur Wahl zu gehen oder per Briefwahl abzu
stimmen.

Die Wahlvorbereitung für die Gemeindekirchenratswahl der Evan
gelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg fand wieder auf verschie
denen Gebieten statt: Presse und Öffentlichkeitsarbeit, Rechtsbera
tung, Meldewesen und die Gemeindeberatung/Mitarbeiterfortbil
dungen waren in einer Projektgruppe vernetzt. Durch aufeinander 
abgestimmte Veranstaltungen (Informationen für Kirchenälteste, 
Auswertungstagungen fr Gemeindekirchenräte und Besuche der 
Pfarrkonvente), Informationen, Materialien, Verwaltungshilfen und 
Werbematerialien wurde den Kirchengemeinden die Vorbereitung 
und Durchführung der Wahlen erleichtert. 
Die bereitgestellten Materialien (Plakate, Flyer, Wahlmappen, Wer
bemittel etc.) wurden größtenteils auf Konföderationsebene gemein
sam entwickelt und dann auf die Oldenburger Verhältnisse ange
passt. 
Wie auch bei der vergangenen Wahl, konnten den Kirchengemein
den wieder viele Arbeitshilfen in Papierform und auch wieder über 
das Internet zur Verfügung gestellt werden. Hier wurden Anregun
gen aus den Kirchengemeinden aufgenommen. In der Auswertung 
der letzten Gemeindekirchenratswahl wurde z. B. angeregt, dass 
mehrere Formulare im Internet als Dateien zur Verfügung gestellt 
werden, die von den Kirchengemeinden direkt bearbeitet werden 
können. Für die Kirchengemeinden stellte dies eine erhebliche Ar
beitserleichterung dar. 
Am Wahltag wurde im Oberkirchenrat wieder eine Wahlzentrale 
eingerichtet. Die Kirchengemeinden wurden gebeten, die Wahler
gebnisse am Wahlahend ab 18:30 Uhr an die Wahlzentrale zu mel
den. Aufgrund der positiven Resonanz nach der letzten Wahl wur
den die Ergebnisse wieder ständig über das Internet aktuell veröf
fentlicht. 
Die Wählerlisten und Wahlbenachrichtigungskarten wurden von der 
CORAMO KID GmbH erstellt. 

Berichterstattung 

Über die Gemeindekirchenratswahl ist im Vorfeld ausführlich be
richtet worden. Die umfangreiche Presse und Öffentlichkeitsarbeit 
der oldenburgischen Kirche sowie der Kirchenkreise und Kirchen
gemeinden hat zu einer sehr erfreulichen Resonanz in allen Medien 
geführt. Neben den elektronischen Medien haben insbesondere die 
Lokalteile der Zeitungen sehr intensiv über die Wahl berichtet, mit 
Terminen, Vorstellung von Kandidatinnen und Kandidaten vor Ort, 
Gottesdienstzeiten und Wahllokalen. Auch über die gesamtkirchli
che Bedeutung der Wahl ist in den Regionalteilen sowie in den elek
tronischen Medien umfangreich berichtet worden. Ein großes öf
fentliches Interesse an der Kirche insgesamt wurde deutlich. 

Gemeindekirchenratswahl-Rad 

Eine besondere Werbeaktion konnte mit dem Gemeindekirchenrats
wahl Rad platziert werden. Seit November 2011 wurden insgesamt 
sieben im Design der Kampagne gestaltete Fahrräder in allen sechs 
Kirchenkreisen werbewirksam eingesetzt. Im Kirchenkreis Fries
land Wilhelmshaven beispielsweise traten Delegierte der Kreissy
node für eine Spendenaktion in die Pedale, es fanden Staffelfahrten 
statt, in vielen Kirchenkreisen wanderte das Gemeindekirchenrats
wahl Rad durch die Gemeinden und kam in besonderen Gottes
diensten zum Einsatz. Im Kirchenkreis Oldenburger Münsterland 
wurde eine TOUR d.O.M. (TOUR durchs Oldenburger Münster
land) veranstaltet. Die Gemeindekirchenratswahl Räder wurden als 
Auszeichnung für die kreativsten Wahlaktionen in den jeweiligen 
Kirchenkreisen ausgelobt. 

Nach der Wahl 

Wie bei den vorhergehenden Wahlen wurden die Kirchengemeinden 
wieder vom Oberkirchenrat finanziell bei der Durchführung der 
Wahlen unterstützt. So wurden die Kosten tür die Wahlbenachrich
tungskarten, Wählerlisten, Stimmzettel übernommen und ein Zu
schuss zu den Portokosten gezahlt. 
Rechtzeitig zu den konstituierenden Sitzungen hat die Arbeitsstelle 
Gemeindeberatung/Mitarbeiterfortbildung die zweite Auflage der 
,,Fundamente. Handbuch für Gemeindekirchenräte" herausgegeben. 
Mit vielen Praxistipps bietet es für neue wie erfahrene Älteste eine 
Fülle an Materialien zur Unterstützung der Leitungsarbeit. Im 
Herbst beginnt ein umfangreiches Fmtbildungs und Qualifizie
rungsprogramm mit besonderer Unterstützung der ehrenamtlichen 
Vorsitzenden. 
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Erstmalig wurde nach der Gemeindekirchenratswahl eine umfang
reichere Evaluation durchgeführt. Die Umfrage wurde an die 117 
Kirchengemeinden der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg gerichtet. Er
freulicherweise konnten wir feststellen, dass die Hälfte der Gemein
den die Möglichkeit genutzt hat, an dieser Umfrage teilzunehmen. 
Von besonden:m Interesse w_aren für uns natürlich die gravierenden 
gesetzlicl1en Anderungen. Ube1Taschend konnten wir feststellen, 
dass die Anderung z.B. hinsichtlich der Reduzierung der Anzahl der 
Wählerstimmen positiv aufgenommen wurde. Gerade hier hatten 
wir während der Wahlvorbereitung den Eindruck, dass die Begren
zung eher Unmut ausgelöst hat. Erfreulich war auch, dass in vielen 
Gemeinden die Gewinnung von Kandidaten gut gelang. Bestätigt 
wurde ebenfalls, dass die Bereitstellung von Informationsmaterial 
im Internet, wie auch die Werbemittel, gut angenommen wurde. Es 
gibt aber natürlich auch Anregungen, was noch optimiert werden 
sollte. 
Darüber hinaus bleibt wie schon in der Vergangenheit festzuhal
ten, dass die Vorbereitung und Durchführung der Gemeindekirchen
rat einen enormen finanziellen, organisatorischen und personellen 
Kraftakt bedeutet. 

Nr. 154 

Bekanntmachung des Gestellungsvertrages mit den 
evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen über die 

Abstellung katechetischer Lehrkräfte für den 
Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen 

vom 29. Juni 2012 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Gestellungsvertrag mit 
den evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen über die Abstel
lung katechetischer Lehrkräfte für den Religionsunterricht an den 
öffentlichen Schulen vom 29. Juni 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hanno
ver Nr. 5/2012, S. 218) bekannt. 

Oldenburg, den 22. April 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
F r i e d r i c h s  

Oberkirchenrat 

Gestellungsvertrag mit den evangelischen Landeskirchen in 
Niedersachsen über die Abstellung katechetischer Lehrkräfte 

für den Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen 

Hannover, den 29. Juni 2012 
Nachstehend geben wir die Neufassung des Gestellungsvertrages 
mit den evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen über die Ab
stellung katechetischer Lehrkräfte für den Religionsunterricht an 
den öffentlichen Schulen vom 29. Juni 2012 bekannt. 
Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. August 2012 in Kraft. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 
R a d t k e  

Gestellungsvertrag mit den evangelischen Landeskirchen in 
Niedersachsen über die Abstellung katechetischer Lehrkräfte 

für den Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen 

Zwischen 

dem Land Niedersachsen 
vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch den Niedersächsischen Kultusminister 

und 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig, der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg, der 
Evangelisch-reformierten Kirche, der Evangelisch­

Lutherischen Landeskirche Schaumburg-Lippe 

- jeweils vertreten durch den Rat der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

wird in dem Bestreben, die regelmäßige Erteilung des 
Religionsunterrichtes an öffentlichen Schulen nach den in 



Artikel 5 Abs. 1 des Vertrages des Landes Niedersachsen mit 
den evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen vom 19. 
März 1955 (Loccumer Vertrag) festgestellten Grundsätzen 

sicherzustellen, Folgendes vereinbart: 

§ 1
Gegenstand des Vertrages 

(1) Die Vertragsschließenden gehen davon aus, dass es verfassungs
und schulrechtlich die Aufgabe des Landes ist, die Erteilung eines
regelmäßigen Religionsunterrichtes als ordentliches Lehrfach an
den öffentlichen Schulen zu gewährleisten, und dass diese Aufgabe
im Allgemeinen durch im Landesdienst stehende, für den Religions
unterricht ausgebildete Lehrkräfte erfüllt werden soll.
(2) Zur Behebung des Mangels an Lehrkräften für den Religionsun
terricht werden die Kirchen das Land nach Möglichkeit unterstützen,
geeignete Lehrkräfte zu gewinnen, und sich bemühen, für die allge
mein bildenden öffentlichen Schulen auf Ansuchen der Niedersäch
sischen Landesschulbehörde und für die berufsbildenden öffentli
chen Schulen auf Ansuchen der Schulen kirchliche Amtsträger zur
Verfügung zu stellen, die nach ihrer kirchlichen Ausbildung geeig
net sind, den Religionsunterricht an diesen Schularten zu erteilen
(katechetische Lehrkräfte).
(3) Die Beschäftigung von Geistlichen, Katecheten und sonstigen
Lehrpersonen für das Fach Religion im Beamten oder Beschäftig
tenverhältnis des Landes wird durch diesen Vertrag nicht berührt.

§2
Katechetische Lehrkräfte 

(]) Als katechetische Lehrkräfte kommen in Betracht 
1. für den Religionsunterricht an Gymnasien einschl. Abendgymna

sien und Kollegs, an gymnasialen Oberstufen von Integrierten
und Kooperativen Gesamtschulen sowie Oberschulen, am Gym
nasialzweig der Kooperativen Gesamtschule oder der Oberschu
le und an den Beruflichen Gymnasien
a) Pfarrerinnen und Pfarrer mit abgeschlossener theologischer

Ausbildung,
b) sonstige kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit ei

nem durch Hochschulprüfung oder erster theologischer Prü
fung abgeschlossenen theologischen Hochschulstudium,

2. für den Religionsunterricht an Berufsbildenden Schulen (ohne
Berufliche Gymnasien) die unter Nummer I genannten Personen
sowie Diakoninnen und Diakone, wenn sie eine entsprechende
Qualifikation zur Erteilung von Religionsunterricht erworben
und die Kirchenbehörde entweder nach einem Abschlusskollo
quium im Beisein einer Vertreterin oder eines Vertreters des
Kultusministeriums oder im Einverständnis mit der Niedersäch
sischen Landesschulbehörde ihre Eignung für den Religionsun
terricht festgestellt hat,

3. für den Religionsunterricht an Grund , Haupt , Real , und För
derschulen sowie Oberschulen (ohne gymnasiale Oberstufe bzw.
ohne den Gymnasialzweig der Oberschule), Integrierten und Ko
operativen Gesamtschulen (ohne gymnasiale Oberstufe bzw. oh
ne den Gymnasialzweig der Kooperativen Gesamtschule)
a) die unter Nr. 1 und 2 genannten Personen,
b) in Ausnahmefällen Diakoninnen und Diakone, die nicht unter

Nr. 2 fallen, wenn die Kirchenbehörde ihre Eignung für den,
Religionsunterricht an der betreffenden Schulart bestätigt hat.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Änderungsvertrages
zum Gestellungsvertrag bereits beschäftigten kirchlichen Lehrkräfte
können weiterbeschäftigt werden, auch wenn sie die Voraussetzun
gen des Absatzes I nicht erfüllen. Die Kirchenbehörde, die Nieder
sächsische Landesschulbehörde oder die berufsbildenden Schulen
können die Weiterbeschäftigung vom erfolgreichen Besuch eines
Fortbildungskursus abhängig machen.

§3
Gestellung 

(1) Die Kirchen stellen die katechetischen Lehrkräfte, aufgrund die
ses Gestellungsvertrages gegen ein Gestellungsgeld (§ 5) zur Verfü
gung.
(2) Die Niedersächsische Landesschulbehörde oder die berufsbil
dende Schule teilt den zuständigen Kirchenbehörden rechtzeitig den
durch im Landesdienst stehende Lehrkräfte nicht gedeckten Unter
richtsbedarf mit. Auch die Kirchenbehörden unterrichten die Nie
dersächsische Landesschulbehörde oder die berufsbildende Schule,
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wenn nach ihren Feststellungen Religionsunterricht nicht planmäßig 
erteilt wird. 

(3) Die Kirchenbehörden benennen der Niedersächsischen Landes
schulbehörde oder der berufsbildenden Schule die für die Erteilung
des Religionsunterrichts vorgesehenen katechetischen Lehrkräfte im
Einzelfall unter Beifügung eines Personalbogens (nach Muster der
Anlage 1).

(4) Die von den Kirchenbehörden benannten katechetischen Lehr
kräfte erhalten von der Niedersächsischen Landesschulbehörde oder
der berufsbildenden Schule einen Unterrichtsauftrag (nach Muster
der Anlage 2), in dem im Einvernehmen mit den Kirchenbehör
den insbesondere die Zahl der wöchentlich zu erteilenden Unter
richtsstunden und die Dauer der Beauftragung festgelegt werden.
Den Kirchenbehörden wird eine Durchschrift des Unterrichtsauftra
ges übersandt.

Bei Pfarrerinnen und Pfarrern nach § 2 Abs. 1 Nr. l Buchst. a, die 
mindestens 12 Unterrichtsstunden wöchentlich erteilen, wird der 
Unterrichtsauftrag ohne Bindung an eine Einsatzschule für die Dau
er von. 3 Jahren erteilt. Die Möglichkeit der Kündigung vor Ablauf 
der 3 Jahre besteht, wenn der Religionsunterricht unmittelbar nach 
Beendigung des gekündigten Unterrichtsauftrages in vollem Um
fang durch im Landesdienst stehende Lehrkräfte erteilt werden kann. 
§ 6 Nr. 2 gilt entsprechend. Bei nachgewiesenem Bedarf kann der
Unterrichtsauftrag verlängert werden.

(5) Die Schulleitungen nehmen bei der Festlegung des Stundenpla
nes Rücksicht auf die berechtigten Wünsche, die sich aus dem kirch
lichen Dienstverhältnis ergeben, wenn die katechetischen Lehrkräf
te nicht ausschließlich im Schuldienst tätig sind.

(6) Bei einer Erkrankung oder sonstigen Verhinderung der kateche
tischen Lehrkräfte werden die Kirchenbehörden im Benehmen mit
der Niedersächsischen Landesschulbehörde oder der berufsbilden
den Schule für eine angemessene Vertretung Sorge tragen. Die Ver
pflichtung, eine Vertretung zu stellen, entfällt, wenn die katecheti
schen Lehrkräfte im Einvernehmen zwischen den Kirchenbehörden
und der Niedersächsischen Landesschulbehörde oder den berufsbil
denden Schulen an Fortbildungs oder sonstigen Maßnahmen, die im
Interesse des Landes liegen, teilnehmen oder mitwirken.

§4 
Rechtsstellung der katechetischen Lehrkräfte 

(1) Die katechetischen Lehrkräfte treten in kein Dienst oder Ar
beitsverhältnis zum Lande Niedersachsen. Die Dienstverhältnisse
zwischen den kirchlichen Anstellungsträgern und den katecheti
schen Lehrkräften bleiben unberührt. Sie erteilen den Religionsun
terricht im Rahmen des kirchlichen Arbeitsverhältnisses oder im 
Rahmen des kirchlichen Dienstauftrages innerhalb ihres bestehen
den kirchengesetzlich geregelten Dienstverhältnisses. In begründe
ten Ausnahmefällen können katechetische Lehrkräfte im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 über den dienstlichen kirchlichen Auftrag hinaus,
mit der Erteilung von Religionsunterricht von der Kirche beauftragt
werden.

(2) Die katechetischen Lehrkräfte unterstehen der staatlichen Schul
aufsicht, der Schulordnung und den Weisungen der Schulleitungen
nach den allgemeinen Bestimmungen. Die Teilnahme an Konferen
zen und an Ptüfungen richtet sich nach den allgemeinen Bestim
mungen, die in den einzelnen Schularten gelten.

(3) Die katechetischen Lehrkräfte erhalten Urlaub nach den allge
meinen Bestimmungen für Lehrkräfte. Der Urlaub gilt als durch die
Ferien abgegolten. § 5 Abs. 6 bleibt unberührt.

§5

Gestellungsgeld 

( 1) Die Kirchen erhalten für die Gestellung der katechetischen Lehr
kräfte ein monatliches Gestellungsgeld wie folgt:

1. Für Pfarrerinnen und Pfarrer(§ 2 Abs. l Nr. 1 Buchst. a) in einem
kirchengesetzlich geregelten Dienstverhältnis, die an den in § 2
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 genannten Schulen beschäftigt werden, er
stattet das Land den Kirchen entsprechend ihrem von der Kirche
erteilten Dienstauftrag nach Umfang der Beschäftigung als kate
chetische Lehrkraft die nach kirchlichem Recht zustehenden an
teiligen jährlichen Bruttodienstbezüge, jedoch höchstens die
Dienstbezüge einer Studienrätin oder eines Studienrates im End
grndgehalt der BesGr. A 13 der Bundesbesoldungsordnung.

Zusätzlich zu diesen Dienstbezügen erstattet das Land Nieder
sachsen den Kirchen gemessen an dem tatsächlichen Beschäfti
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5. bei begründetem kirchlichem Bedarf auf Veranlassung der Nie
dersächsischen Landesschulbehörde oder der berufsbildenden 

Schule. Während des laufenden Schuljahres hat die Kirchenbe

hörde für die Gestellung einer entsprechenden Ersatzkraft Sorge 

zu tragen.

§7

Schlussbestimmungen 
(1) Die Vertragsschließenden werden etwa auftauchende Schwierig
keiten in der Durchführung dieses Vertrages in freundschaftlicher
Weise beheben und notwendige Vertragsänderungen auch ohne vor
herige Kündigung vereinbaren.
(2) Dieser Vertrag tritt am 1. 8. 2012 in Kraft und ersetzt den bishe

rigen Gestellungsvertrag vom 1. August 1967 in der Fassung, die 

dieser durch die Änderungsverträge vom 28./29. 9. 1977, vom 25.
8./21. 12. 1987, vom 22./27. 12. 1993 und vom 15./23. 4. 2002 er
langt hat. Seine Gültigkeit verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn 

er nicht spätestens drei Monate vor Ende des Schuljahres gekündigt
wird.

Hannover, den 29. Juni 2012 

Für den Niedersächsischen Ministerpräsidenten 
Der Niedersächsische Kultusminister 

(L.S.) D r .  A l t h u s m a n n

Hannover, den 29. Juni 2012 

Für den Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen 

(L.S.) 
Der Vorsitzende des Rates 

M e i s t e r 

Die Leiterin der Geschäftsstelle 
R a d t k e 

Anlage 1 
(zu§ 3 Abs. 3 des Vertrages) 
Muster für Personalbogen -

Personalbogen 
1. Personalangaben

Name: ......................................... Vorname: .................................... . 
Geburtstag: ................................. Geburtsort: ................................. . 
Kirchliche Amts oder Dienstbezeichnung: ..................................... . 
Kirchliche Dienststelle: .................................................................... . 
Wohnort: .................................... Straße: ........................................ . 

11. Berufsausbildung
(einschließlich Studium und kirchliche Ausbildung) 

Art der Ausbildung Abgelegte Prüfungen 

Anlage 2 
(zu§ 3 Abs. 4 des Vertrages) 

- Muster für Unterrichtsauftrag -

····················································· ........................ , den .................... . 
Niedersächsische Landesschulbehörde / 
berufsbildende Schule 

Herrn/Frau 

Betr.: Erteilung von Religionsunterricht 
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Im Einvernehmen mit ....................................................................... . 
(Kirchenbehörde ) 

beauftrage ich Sie hiermit, mit Wirkung vom .................................... . 
bis auf weiteres/bis zum ................................................. wöchentlich 
. ................................. Stunden evangelischen Religionsunterricht an 

................................................... in .................................. zu erteilen. 
(Schule) 
Im Rahmen dieser Tätigkeit unterstehen Sie der staatlichen Schul
aufsicht, der Schulordnung und den Weisungen der Schulleiterin 

oder des Schulleiters. 
Für den Unterrichtsauftrag gelten im Übrigen die Bestimmungen des 
Gestellungsvertrages vom ................................................................. . 

Nr. 155 

Bekanntmachung der Berichtigung der Beschlüsse der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 8. Mai 2012 über die 

75. Änderung der Dienstvertragsordnung und die 7. Änderung 
der ARR-Ü-Konf vom 18. September 2012 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Berichtigung der Be

schlüsse der Arbeits und Dienstrechtlichen Kommission vom 8. 
Mai 2012 über die 75. Änderung der Dienstvertragsordnung und die 

7. Änderung der ARR Ü Konf vom 18. September 2012 (Kirchl.
Amtsblatt Hannover Nr. 6/2012, S. 278) bekannt. 

Oldenburg, den 22. April 2013 
Der Oberkirchenrat 

der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 
Fr i e d r i c h s  

Oberkirchenrat 

Berichtigung der Bekanntmachung der Beschlüsse der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 8. Mai 2012 über die 

75. Änderung der Dienstvertrags�rdnung und die 7. Änderung
der ARR-U-Konf 

Hannover, den l 8. September 2012 
Die Bekanntmachung der Beschlüsse der Arbeits und Dienstrecht
liehen Kommission vom 8. Mai 2012 über die 75. Anderung der 
Dienstvertragsordnung und die 7. Änderung der Arbeitsrechtsrege

lung zur Überleitung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und zur 
Regelung des Übergangsrechts (ARR ÜKonf) (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover S. 123) wird wie folgt berichtigt: 
J. Der Beschluss über die 75. Änderung der Dienstvertragsordnung

wird wie folgt berichtigt: 
a) § 1 Nr. 6 Buchstabe d wird wie folgt berichtigt:

aa) In Abschnitt B Unterabschnitt I werden in der Nummer 4
die Wörter „Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, deren Tä
tigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert" durch die 

Wörter „Sekretärinnen in Kirchenverbänden der Ev. luth. 
Landeskirche Hannovers, die in erheblichem Umfang 
selbstständig verantwortungsvolle Aufgaben erfüllen, in 

Vertrauensstellungen von besonderer Bedeutung" ersetzt. 
bb) In Abschnitt J wird in der Nummer 3 nach den Wörtern 

„Dozentinnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung" der Fußnotenhinweis „2)" gestri
chen. 

cc) In Abschnitt M wird vor der Nummer JO die Überschrift
,,Entgeltgruppe KR 9c" durch die Überschrift „Entgelt
gruppe KR 9d" ersetzt.

b) In § 2 Absatz 1 Buchstabe a wird die Ziffer „8" durch die Zif
fer „ 9" ersetzt.

2. Der Beschluss über die 7. Änderung der Arbeitsrechtsregelung
zur Überleitung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und zur Re

gelung des Übergangsrechts (ARR Ü Konf) wird wie folgt be

richtigt:
In § 1 Nummer 2 Buchstabe a wird die Angabe „Satz l" durch die 

Angabe „Satz 2" ersetzt.

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
- Geschäftsstelle -

Ra d t k e 
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